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EDITORIAL/071: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 71 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
09.12.2017
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 71. Ausgabe vom 09.12.2017 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Freitag, den 19.01.2018, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


P.S. Wenn wir auch außerstande sind, Ihnen die Wochendruckausgabe
Schattenblick als Abo billiger und damit erwägbarer anbieten zu
können, so möchten wir Sie doch wissen lassen, daß sich indessen
Leserinnen und Leser gefunden haben, die sich die Wochendruckausgabe
als Kollektiv-Abo, das heißt ein regelmäßiges Exemplar von mehreren
bestellt und genutzt, bereits im wechselnden Ringtausch je nach
Absprache die nicht selten umfassenden und weitreichenden Berichte,
Reportagen, Kommentare und Interviews zugänglich machen. So reduziert
sich der Kostenaufwand für einen Abo-Interessierten bei zum Beispiel
drei Nutzern bereits nur auf einen Anteil von 3,75 Euro pro Ausgabe
und wird auch eingedenk der damit verbundenen Umstände auf jeden Fall
erschwinglicher.


8. Dezember 2017
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/415: Klimakampf und Kohlefront - trauriger Anlaß ... (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 8. Januar 2018

Kirche soll für Braunkohletagebau Garzweiler abgerissen werden

Greenpeace-Aktivisten protestieren am "Immerather Dom" für
Kohleausstieg



Immerath (Nordrhein-Westfalen), 8.1.2018 - Für mehr Klimaschutz, einen
Ausstieg aus der Kohle und den Schutz von Natur und Kultur protestierten am
Montag rund 40 Greenpeace-Aktivisten an der Immerather Kirche St.
Lambertus.

Die Aktivisten haben ein brennendes 'End-Coal'-Zeichen (beendet Kohle)
aufgestellt und protestieren mit einem Banner 'Wer Kultur zerstört,
zerstört auch Menschen' am Abrissbagger vor dem 'Immerather Dom'. Der Grund
für die Protestaktion: Die Kirche soll dem Tagebau Garzweiler weichen, in
dem der Kohlekonzern RWE noch bis zum Jahr 2045 klimaschädliche Braunkohle
abbauen will. "RWE baggert Menschen Haus und Hof weg. Dabei ist klar, das
Klima muss geschützt werden und ein Kohleausstieg ist dafür unvermeidbar.
Deshalb fordern wir einen Stopp der Abrissarbeiten, bis die kommende
Bundesregierung über die künftige deutsche Energiepolitik entschieden hat",
sagt Anike Peters, Energieexpertin von Greenpeace.

RWE schafft in Immerath Fakten, während in Berlin zur gleichen Zeit über
ein mögliches Ende der Kohlenutzung beraten wird. Bei den Sondierungen für
eine Große Koalition im Konrad-Adenauer-Haus führt NRW-Ministerpräsident
Armin Laschet die Gespräche zur Energie- und Klimapolitik für die CDU.
Dabei wird es unter anderem darum gehen, wie Deutschland sein Ziel
erreichen kann, den CO2-Ausstoß bis zum Jahr 2020 um 40 Prozent zu
verringern im Vergleich zu 1990. Weil die Kohlekraftwerke im Land auf
Hochtouren laufen, droht Deutschland dieses Ziel drastisch zu verfehlen.

Kohleausstieg ist machbar - CO2-Einsparpotential bleibt bisher
ungenutzt 

In den Verhandlungen für eine Jamaika-Koalition hatte Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) die Abschaltung von 7 Gigawatt Kohlekapazität
angeboten. Eine Kurzanalyse des Beratungsinstituts Energy Brainpool im
Auftrag von Greenpeace zeigt, dass sogar rund ein Drittel der deutschen
Kohlekraftwerke mit insgesamt 17 Gigawatt Kapazität während der kommenden
drei Jahre vom Netz genommen werden könnten. Die Versorgungssicherheit
bliebe gewährleistet. Der deutsche CO2-Ausstoß würde dadurch bis 2020 um 88
Millionen Tonnen sinken. Das Klimaschutzziel wäre erreicht. (Die Studie
online.) "Es ist unglaublich, dass ausgerechnet eine CDU-geführte
Landesregierung die Zerstörung von Kirchen für den Kohleabbau zulässt,
während sie zugleich in Berlin über den Kohleausstieg verhandelt.
Greenpeace fordert einen schrittweisen, sozialverträglichen Kohleausstieg
bis zum Jahr 2030", sagt Peters.

Deutschland exportiert seit Jahren große Mengen Kohlestrom ins Ausland. Vor
einer Woche mussten deutsche Stromerzeuger laut Medienberichten sogar
draufzahlen, um das Überangebot an Kohlestrom im Ausland abgeben zu können.
Gleichzeitig stagniert die deutsche Treibhausgasreduktion seit 2009. Der
vergangenen Großen Koalition ist es nicht gelungen, das Erreichen des
Klimaziels 2020 in die Wege zu leiten.

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 08.01.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/414: Klimakampf und Kohlefront - Solidarmarsch, Immerath und eigene Sache ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 7.1.2018

Lausitzer Bürger fordern Verkleinerung des Braunkohlentagebaues
Jänschwalde 



Kerkwitz/Taubendorf, 7. Januar 2018. Bei eine Protestwanderung gegen den
Braunkohletagebau Jänschwalde forderten am Sonntag Lausitzer Bürger einen
früheren Stop des Tagebaues Jänschwalde. Ein Teil der Teilnehmer zog auch
in das geplante Abbaugebiet zu einem von der Enteignung durch den
Kohlekonzern LEAG bedrohten Waldgrundstück.

Der Bürgermeister der Gemeinde Schenkendöbern, Peter Jeschke (CDU)
erinnerte an die Herbst vom Gemeinderat beschlossene Forderung: "Die
Gemeinde Schenkendöbern sieht es als notwendig an, dass durch die
Rückverlegung der Abbaukante im Braunkohlenplan ein Fortschreiten der
Grundwasserabsenkung nach Norden begrenzt und ein größerer Abstand des
Tagebaues Jänschwalde zur Ortslage Taubendorf ermöglicht wird."

"Der Tagebau Jänschwalde wurde auf Grundlage falscher Annahmen und
Versprechungen genehmigt. Er muss rechtzeitig gestoppt werden, bevor er
weiteren Schaden anrichtet", sagte René Schuster vom Umweltverband GRÜNE
LIGA. "Bis zu sieben Seen verlieren Wasser durch das Abpumpen des
Grundwassers, für das zu keinem Zeitpunkt eine
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wurde."

Familie Gebke aus Taubendorf, Eigentümer eines von Abbaggerung bedrohten
Waldgrundstückes bekräftigte vor den Teilnehmern erneut, dass die Familie
einem Verkauf an die LEAG nicht zustimmen werde.

Verlesen wurde auch eine Solidaritätserklärung mit der zeitgleichen
Mahnwache im rheinischen Immerath, wo am Montag der Dom für den Tagebau
Garzweiler II gesprengt werden soll.

Hintergrund:

Vor wenigen Wochen wurde bekannt, dass durch den Tagebau Jänschwalde nach
Ansicht der Umweltbehörden weiterer Wasserrückgang in sieben Seen der
Region droht. Die Grube droht zudem bis auf wenige Meter an Taubendorf
heranzurücken.

Sie versorgt ausschließlich das besonders klimaschädliche Kraftwerk
Jänschwalde, dessen Weiterbetrieb mit den Klimaschutzzielen der
Bundesregierung nicht vereinbar ist.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/3984: Braunschweig - "Ottilie Müntzer - der Regenbogen endet nicht" am 13.1.2018


Szenische Lesung "Ottilie Müntzer - der Regenbogen endet nicht"



Braunschweig. "Mein Name ist Ottilie Müntzer. Ich habe mit den Frauen
die Regenbogenfahne genäht und ich habe geholfen die Zeit zu
verändern. Und jetzt erzähle ich meine Geschichte." - So beginnt die
szenische Lesung über Ottilie Müntzer, die am Samstag, 13. Januar, 18
Uhr, in der Kirche St. Michaelis, Echternstr. 12, stattfindet. Der
Schauspieler Daniel Minetti und die Autorin Vicki Spindler erzählen
die Geschichte der Frau an der Seite des Reformators Thomas Müntzers,
der unter anderem als Priester in der Kirche St. Michaelis tätig war.
Infos und telefonische Kartenreservierung zum Vorverkaufspreis von 9
Euro unter (0531) 470 4862. Der Abendkassenpreis beträgt 12 Euro.

Von Ottilie Müntzer gibt kein Bild und fast keine belegbaren Fakten.
Sie verschwindet im Dunklen der Geschichte und war doch Teil der
großen Reformation. Die Autorin Vicki Spindler ging auf Spurensuche:
Wer war Ottilie Müntzer? Wie wurde sie die Frau an Müntzers Seite? Was
wurde aus ihr? Diesen Fragen folgt der Text "Ottilie Müntzer - der
Regenbogen endet nicht" und füllt dabei die wenigen, historisch
belegten Fakten mit Wahrscheinlichkeiten und Wünschen. Es ist ein
Versuch, Ottilie Müntzer lebendig werden zu lassen.

Der durch Theater, Film und Fernsehen bekannte Schauspieler Daniel
Minetti leiht während dieser Dialog-Lesung Thomas Müntzer seine
Stimme. Vicki Spindler übernimmt den Part der Ottilie Müntzer.

Die szenische Lesung wird veranstaltet vom Fachbereich Kultur der
Stadt Braunschweig im Rahmen von Kultur vor Ort und in Kooperation mit
St. Michaelis.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Januar 2018
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Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1077: Mönchengladbach - Vielseitiges Programm 2018 auf Schloß Rheydt 


Große Pläne und die Faszination von Pflanzen aus fremden Welten

Schloss Rheydt präsentiert in diesem Jahr neben den Großveranstaltungen interessante Ausstellungen



Schloss Rheydt ist immer einen Besuch wert. Und es ist auf jeden Fall
auch etwas Besonderes, handelt es sich doch um das einzige
Renaissanceschloss am Niederrhein. Wie es dazu gekommen ist, das
erzählt die Ausstellung "Große Pläne: Schloss Rheydt - Renaissance am
Niederrhein", die derzeit noch bis zum 8. April dort zu sehen ist.
Besonders beeindruckend ist ein Film, der Außenaufnahmen des Schlosses
zeigt, die mit Hilfe einer Drohne gefilmt wurden.

Vom 6. Mai bis 5. August zeigt das Museum eine Ausstellung unter dem
Titel "Geschichten hinter dem Bild" zur Fotografie. Ob Personen,
Bauten oder stadtgeschichtliche Ereignisse, festgehalten im Bild sind
Fotografien mit ihren Erzählungen und Geschichten hinter den Motiven
weitaus mehr als nur ein (Ab-)bild. Die Sonderausstellung geht den
Geschichten hinter dem Bild nach und legt diese offen: sie sind
ergreifend, erschreckend oder irritierend und erheiternd.

Ab 23. September geht es um die Kulturgeschichte neuer Pflanzen. Denn
die Renaissance brachte nicht nur einen speziellen Architekturstil
hervor. Sie sorgte auch für einen neuen Erkundungsdrang, die Welt und
was sie bietet neu zu entdecken. Zuvor unbekannte Dinge aus allen
Erdteilen fanden jetzt ihren Weg nach Europa. Schloss Rheydt widmet
sich diesem Thema vor allem in seiner Kunst- und Wunderkammer. Ein
besonderer Aspekt ist die Fülle der neuen Pflanzen, die seither unser
Leben in vielerlei Hinsicht bereichern - als Nahrungs-, Heil- oder
Genussmittel oder einfach ästhetisch. Kartoffel, Mais, Tomaten, Tabak
oder Kakao sind nur die bekanntesten.

Daneben gibt es noch zahlreiche weitere Ausstellungen im Museum und
nicht zu vergessen die Großveranstaltungen: Gartenwelt, Töpfermarkt,
Ritterfest, Sommermusik und vieles mehr. Großen Zuspruch hat auch
Mönchengladbacher MuseumsUni, die es wieder im Herbst nächsten Jahres
geben wird. Großen Spaß für die Kleinen bieten außerdem wieder
zahlreiche Ferienkurse oder die Möglichkeit einfach seinen
Kindergeburtstag im Schloss zu feiern. Und neben dem Schloss lohnt
sich auch ein Abstecher ins das TextilTechnikum. Das Museum betreut
nicht nur den laufenden Betrieb, sondern auch verschiedene laufende
Projekte. Jeden dritten Sonntag im Monat gibt es auch Vorführungen und
Aktionen dort.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Januar 2018
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TREFF/575: Norden - Bücherfrühstück "Generation 50+" in der Stadtbibliothek am 17.1.


Bücherfrühstück in der Stadtbibliothek



Am Mittwoch, den 17. Januar um 10 Uhr findet in der Norder
Stadtbibliothek das nächste Bücherfrühstück statt. Bei einem
gemütlichen Frühstück werden den Bürgerinnen und Bürgern der
"Generation 50+" wieder empfehlenswerte neue Bücher vorgestellt,
außerdem wird aus einigen Büchern vorgelesen. Die Veranstaltung wird
wie immer durchgeführt von Ursula Keunecke und Vera Wienkämper.

Die Anmeldung ist ab sofort unter der Telefonnummer 04931/ 923 353
möglich.

Termin: Mittwoch, 17.01. um 10 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Januar 2018
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STANDPUNKT/229: Abschiebungen - Deutschland hat ein Problem mit Menschenrechten (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Deutschland hat ein Problem mit Menschenrechten

Von Evelyn Rottengatter, 7. Januar 2018



Abensberg, Bayern - Am Neujahrstag hat sich ein 22-jähriger Flüchtling
aus Afghanistan in der Unterkunft für Asylbewerber in Abendsberg im
Landkreis Kelheim umgebracht. Er stürzte sich aus dem zweiten Stock,
um seiner bevorstehenden Abschiebung nach Afghanistan zu entkommen.

Lediglich dank eines Facebook-Posts wurde der Vorfall überhaupt weiter
bekannt. Vermutlich kommt dieser von einem anderen Asylbewerber, der
das Geschehene aus der Nähe miterlebt hat. Der ursprüngliche Post ist
in gebrochenem Englisch (und Persisch) und erklärt kurz, was geschehen
war: die Polizei habe gefordert, Taher solle nach Afghanistan
abgeschoben werden, woraufhin er Selbstmord beging. Nach Angaben von
Augenzeugen habe er sich aus dem zweiten Stock gestürzt:

"German police demanded that Taher Rezai be returned to
 Afghanistan, but Taher Rezai suicided at around 12:00 last night
 and according to people Taher Rezai shoot him self from the second
 floor down to the bottom"



Bis jetzt wurde in den Medien darüber nur regional und äußerst
spärlich berichtet: Idowa [1] (Isar - Donau - Wald) schreibt kurz über
die in Kelheim abgehaltene Mahnwache für den verstorbenen Taher Rezai,
die unter dem Motto "Abschiebestop nach Afghanistan - gleiche Rechte
für alle Flüchtlinge" stand, ohne jedoch auf das Motiv und die
drohende Abschiebung einzugehen.

Im Artikel des Wochenblatts [2] für Kelheim wurde die drohende
Abschiebung auch nicht erwähnt. Hier wird sogar zugegeben, dass
Polizei und Medien "eigentlich über solche Fälle nicht berichten" und
die Abhaltung der Mahnwache für den jungen Afghanen als "merkwürdig"
bezeichnet. Immerhin wird auf die hitzige Diskussion im Internet über
den Fall eingegangen, die anscheinend auch Hasskommentare wie "für
Deutsche hält ja auch keiner Mahnwachen ab" beinhaltete, und diese
verurteilt.

Dass Afghanistan, entgegen der Aussagen von deutschen Politikern, kein
sicheres Land ist, kann man unschwer der Reisewarnung [3] des
Auswärtigen Amtes entnehmen. Um deutsche Touristen macht man sich also
Sorgen, um geflüchtete Afghanen nicht.

In einem Land, das von Parteien regiert wird, die die Wörter
"christlich" und "sozial" in ihren Namen führen, werden junge,
traumatisierte, mittellose und schutzbedürftige Menschen, die
hierherkommen, weil sie überleben wollen, rücksichtslos wieder
abgeschoben. Und wenn sich einer vorher umbringt, dann ist das höchst
unangenehm und wird unter den Teppich gekehrt.

Es stellt sich die Frage, wie viele andere Fälle es bereits gab, über
die nichts bekannt ist. Laut einer Meldung der Zeit [4] ist die Anzahl
der versuchten Selbstmorde von Asylbewerbern in Deutschland
signifikant gestiegen. Wie jedoch am Beispiel Niedersachsen
beschrieben wird, existieren keine gesicherten Zahlen, da nur 13 der
47 befragten Kommunen Angaben gemacht hätten.

Wenn also Medien, Politik und Gemeinden allesamt schweigen, dann ist
zumindest eines sicher: Dieses Land hat ein Problem mit
Menschenrechten.

Die nächste Abschiebetermine für 2018 [5] sind bereits geplant. Am 23.
Januar soll erneut eine Sammelabschiebung nach Afghanistan
stattfinden.


Anmerkungen:

[1] http://www.idowa.de/inhalt.abensberg-nach-tod-eines-asylbewerbers-mahnwache-geplant.4557ffb5-37e6-41f6-b39e-bc98013a3778.html

[2] https://www.wochenblatt.de/politik/kelheim/artikel/220502/tod-eines-asylbewerbers-und-eine-mahnwache-da-eskaliert-die-stimmung#comments-jump-to

[3] https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/laender/afghanistan-node/afghanistansicherheit/204692

[4] http://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2017-05/fluechtlinge-niedersachsen-suizidversuche-asylbewerber

[5] https://www.aktionbleiberecht.de/?page_id=10507


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / REPORT





BERICHT/106: Naturbegriffe - unzureichend im Blick ... (SB)


Wir stehen der Endkrise des patriarchalischen Zivilisationsmodells
gegenüber, das sich auf die Unterwerfung und Zerstörung von Menschen und Natur
stützt, ein Prozess, der sich mit der industriellen Revolution beschleunigte.


Das kapitalistische System hat uns eine Denkweise der Konkurrenz, des
Fortschritts und des Wachstums ohne Grenzen aufgezwungen. Dieses Produktions-
und Konsumregime strebt nach schrankenlosem Profit, es trennt den Menschen von
der Natur und folgt einer Logik der Herrschaft über diese, es verwandelt alles
in Ware: das Wasser, den Boden, die menschlichen Gene, die überlieferten
Kulturen, die Biodiversität, die Gerechtigkeit, die Ethik, die Rechte der
Völker, selbst den Tod und das Leben.

Abkommen der Völker [1]



Als erster Fall für schwerwiegende Verstöße gegen die Universal Declaration of
the Rights of Mother Earth (UDRME) beriet das International Rights of Nature
Tribunal über den Klimawandel hinsichtlich falscher Energielösungen. Tadzio
Müller, bei der Rosa Luxemburg Stiftung tätiger langjähriger Klimaaktivist,
klagte die Industrie für fossile Treibstoffe und Atomenergie dreier Vergehen an.
Der wissentlichen Verursachung des Klimawandels zugunsten ihrer Profite, des
aktiven Verhinderns der Entstehung und Verbreitung des Wissens über den
Klimawandel und des aktiven Verhinderns, daß richtige Lösungen zur Überwindung
falscher Lösungen ergriffen werden.

Zur Beweisführung verwies der auf den Zustand des Planeten vor 1750. Dort habe
sich der Zustand der Erde noch als selbstreproduzierendes System in relativer
Stabilität dargestellt. Nachdem im Vereinigten Königreich mit der massenhaften
Verbrennung fossiler Energieträger begonnen wurde, waren erste Voraussetzungen
für den Klimawandel geschaffen, die der schwedische Wissenschaftler Svante
Arrhenius im späten 19. Jahrhundert mit seiner Theorie zum Treibhauseffekt
thereotisch untermauerte. In den 1950er Jahren lagen erste Beweise für die vom
Klimawandel ausgehende Bedrohung vor. Einer der Hauptprofiteure der Ausbeutung
fossiler Energieträger, der Konzern Exxon, wußte spätestens 1981 von den
zerstörerischen Folgen dieser Geschäftspraxis für die Natursysteme und wird
damit des Verstoßes gegen die UDRME angeklagt.
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Tadzio Müller als Experte vor das Tribunal geladen 
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Er habe sich der aktiven Unterdrückung der Entstehung und Verbreitung des
entsprechenden Wissens schuldig gemacht, habe die Leugner des Klimawandels
finanziell unterstützt und sichergestellt, daß in den Medien Zweifel an der
Existenz des Klimawandels gesät wurden. Hier im Rheinland sei es fast
unmöglich zu entscheiden, wo der Einfluß der Energiekonzerne aufhöre und der des
Staates beginne, so der Klimaaktivist, der im Rahmen von Ende Gelände
gegen die Braunkohletagebaue in der Region kämpft, mit einem analogen Beispiel
für die Politik angloamerikanischer Energiekonzerne in der Bundesrepublik. 

Ein gängiger Einwand, mit dem die Verantwortung der Industriestaaten des Nordens
für die Entwicklung des Klimawandels bestritten wird, macht geltend, daß, wer im
späten 18. Jahrhundert mit der massenhaften Verbrennung fossiler Brennstoffe
begonnen habe, vom Klimawandel nichts wissen haben können. Dem hielt der
Referent entgegen, daß es immer traditionelles Wissen darüber gab, daß die Natur
nicht unbegrenzt ausgebeutet werden könne. Indem dies ignoriert wurde, könne
seitdem jeder, der das Klimasystem willkürlich zerstört hat, für den Klimawandel
verantwortlich gemacht werden. 

Der Klimawandel sei die größte Rechtskrise der Welt, denn durch ihn seien schon
jetzt Millionen von Menschen von ihrem Land vertrieben worden. Die Ökosysteme brechen
überall in der Welt zusammen und es besteht die Gefahr, daß das Klimasystem von
einem stabilen in einen instabilen Zustand übergeht. Letzteres könne etwa zur
Folge haben, daß eine wesentliche Voraussetzung der zivilisatorischen
Entwicklung des Menschen, die durch die regelmäßige Abfolge der Jahreszeiten
ermöglichte Landwirtschaft, nicht mehr gegeben wäre. Eine solche Instabilität
stelle das Leben in der Welt in Frage, und das Problem werde auch nicht durch falsche
Energielösungen wie Fracking oder ein Comeback der Atomindustrie gelöst.
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Die US-Gesellschaft ist besser als ihr Ruf

Nach einem auf spanisch gehaltenen Vortrag des Anti-Fracking-Aktivisten Enrique
Viale über die zerstörerischen Folgen dieser Form der Ressourcenausbeutung in
Argentinien betritt der US-amerikanische Klimaaktivist Ben Beachy das
Rednerpult. Bei der traditionsreichen Umweltschutzorganisation Sierra Club für
die ökologische Kritik an Handelsabkommen zuständig, hält er, anhand von
Umfragedaten, ein Plädoyer, das den Eindruck widerlegen soll, die
Klimawandelleugnung des US-Präsidenten sei repräsentativ für das Gros seiner
Bevölkerung. Zugleich zieht er eine desaströse Bilanz für die Klimapolitik
Washingtons.

So befürchten zwei Drittel der US-BürgerInnen, vom Klimawandel persönlich in
Mitleidenschaft gezogen zu werden, mehr als 80 Prozent sind für den Ausbau von
Solar- und Windenergie, und selbst 75 Prozent der TrumpwählerInnen halten den
Umstieg auf erneuerbare Energie für wünschenswert. Die Mehrheit der
US-BürgerInnen ist für die Einstellung der Offshore-Förderung von Öl und Gas
sowie gegen die Ausweitung der Kohle-, Atom- und Frackingindustrie.

Zwar habe die Windkraft seit 2010 über 140 Prozent zugelegt und
Solarenergie verzeichne sogar ein noch größeres Wachstum, doch gehe das alles
von einem niedrigen Niveau aus. Eine relevante Zunahme verzeichne die
Gasförderung, die Wind- und Solarenergie inzwischen überholt habe. Seit 2010
habe der Kohlestrom um 33 Prozent abgenommen, doch zwei Drittel der dadurch
entstandenen Lücke werde von Gas gefüllt und nur ein Drittel von Wind- und
Sonnenenergie. Bei einem Energiemix in der Stromerzeugung der USA von 30
Prozent Kohle, 34 Prozent Gas, 20 Prozent Atom und 7 Prozent erneuerbare
Energien sei Kohle doppelt so schnell von Gas als von den Erneuerbaren ersetzt
worden.

Seit 2010 steige zudem der Verbrauch fossiler Treibstoffe für den motorisierten
Straßenverkehr, und der Export von Öl und Gas durch das Wachstum der Fracking-
und Teersandförderung habe sich seitdem verdoppelt. Zwei Drittel der
Gasförderung in den Vereinigten Staaten basiere auf Fracking, während die
Produktion nicht gefrackten Gases heute weniger als die Hälfte der im Jahr 2000
erzeugten Menge betrage. Seit diesem Jahr habe die Gasproduktion wegen des
Fracking um 40 Prozent zugenommen, und diese ökologisch besonders
zerstörerische, Atemluft und Trinkwasser vergiftende Form fossiler
Ressourcenausbeutung zeichnet mittlerweile für die Hälfte der Ölproduktion in
den Vereinigten Staaten verantwortlich. So sei die Förderung nichtgefrackten Öls
seit 2000 zurückgegangen, aber die Förderleistung insgesamt sei im gleichen
Zeitraum durch Fracking um 60 Prozent gestiegen.

Die besonders klimaschädliche Extraktion der Teersande findet vor allem in
Kanada statt, von wo aus ein großer Teil der dort geförderten Teersandöle in die
USA importiert werden. Die dabei verursachten Zerstörungen betreffen unmittelbar
das Land, auf dem die Extraktion stattfindet, erstrecken sich aber auch durch
das Pipelinesystem, das bis an die Grenze Mexikos reicht und immer wieder Lecks
aufweist, über die ganzen USA. Wird das Teersandöl schließlich in den
Raffinerien in Texas verarbeitet, dann sind es typischerweise afroamerikanische
und hispanische Communities, die in der Nähe dieser Standorte der fossilen
Industrie leben und die asthmaauslösenden Dämpfe einatmen müssen, die von den
Raffinerien ausgestoßen werden. Weitere neun Millionen Menschen in den USA
leben weniger als eine Meile von einem Fracking-Standort entfernt und sind damit
jeden Tag giftigen Stoffen in der Luft und dem Risiko der Wasserkontamination
ausgesetzt. Auch hierbei handelt es sich meist um sozial schlechtergestellte und
überproportional ethnischen Minderheiten zugehörige Menschen, was die
sozialrassistische Stoßrichtung dieser Art von Energieproduktion unterstreicht.

Den Widerspruch, daß die Öffentlichkeit den Verbrauch fossiler Energie
zurückfahren will, er aber zugleich immer weiter zunimmt, erklärt Ben Beachy
damit, daß die fossile Industrie über erheblichen Einfluß auf die US-Regierung
verfüge. Wenn dieser nicht gemindert werde, könne es keinen positiven Beitrag der
USA zur Beschränkung des Klimawandels geben. Auch dieses Verhältnis dokumentiert
der Referent anhand einiger Zahlen.

So habe die Öl- und Gasindustrie 2010 70 Millionen Dollar an Bewerber für den
US-Kongress gegeben, 2016 war dieser Betrag bereits auf 170 Millionen Dollar
gestiegen. Auf jeden Dollar, den die KlimaschützerInnen für ihre Sache einsetzen
können, kommen 23 Dollar, mit denen die Lobby der Verschmutzer dafür sorgt, daß
alles weiter wie bisher vonstatten geht. In diesem Wettbewerb könne die
Bewegung für Klimaschutz nicht bestehen, daher sei es keine Überraschung,
wer am Schluß in Washington über die Politik entscheidet. 

Natürlich ging Ben Beachy auch auf den Chef der Umweltschutzbehörde EPA, Scott
Pruitt, ein. Die Besetzung dieses Amtes mit dem ehemaligen Generalstaatswalt von
Oklahoma, der in dieser Position 40 mal gegen die EPA klagte, ist sozusagen die
personalisierte Antwort Donald Trumps auf den weltweiten Versuch, den
Klimawandel wenn schon nicht verhindern zu können, dann doch zumindest ein wenig
in seinem Tempo zu bremsen. In seiner Zeit als Generalstaatswalt wurde Pruitt
der Einwand einer Ölfirma gegen eine neue Regulation des Frackings vorgelegt.
Das Dokument wurde ohne jegliche Veränderung im Text mit seinem Siegel
geschmückt und an die EPA gesandt. Seitdem hängt Scott Pruitt der Ruf nach, der
"Stenograph der fossilen Industrie" zu sein. Dementsprechend hat er sich als
EPA-Chef bislang nur mit Repräsentanten der fossilen Industrie getroffen,
während kein Treffen mit irgendeiner sozialen Bewegung oder Institution des
Umweltschutzes zustandekam.

Als weiteres Mittel zur Durchsetzung ihrer Interessen bedienen sich die
Energiekonzerne der zahlreichen Handelsabkommen, die die Vereinigten Staaten vor
allem auf bilateraler Ebene abgeschlossen haben. Von den wenigen hundert
Menschen, die bei Aushandlung der Verträge Zugang zu den verhandelten Texten
hätten, seien 85 Prozent Unternehmensvertreter. Auch beim inzwischen
aufgekündigten multilateralen Freihandelsabkommen TPP haben lediglich
Energiekonzerne Einfluß auf den für Energiehandel relevanten Vertragstext
genommen, aber kein Vertreter einer Umweltorganisation oder indigenen
Gemeinschaft. Das spiegelte sich auch im Ergebnis des finalen Vertrages wieder,
der Garantien für umweltverschmutzende Unternehmen aller Art enthielt.

Der auf kommunaler und regionaler Ebene dagegen geleistete Widerstand bedient
sich vor allem des Rechtsweges, um für Projekte wie etwa die Pipeline Keystone
XL einen Baustopp zu erwirken. Mehr als 150 Bürgermeister in den USA haben für
ihre Städten bis 2050 die hundertprozentige Umstellung auf erneuerbare Energien
beschlossen. Nach 100 Tagen Trump-Administration im April umringten 200.000
Menschen das Weiße Haus und forderten den US-Präsident auf, Maßnahmen gegen den
Klimawandel zu ergreifen. So machte der Vertreter des Sierra Clubs die großen
Schwierigkeiten, vor den die AktivistInnen der Klimaschutzbewegung im Land mit
dem pro Kopf größten Ressourcenverbrauch der Erde bei der Durchsetzung ihrer
Ziele stehen, auf nachvollziehbare Weise transparent.
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Atomenergie ist keine Lösung für den Klimaschutz

Dr. Reinhard Uhrig ist Geschäftsführer der österreichischen
Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 und langjähriger Anti-Atom-Aktivist. Er
verschafft dem Tribunal einen Überblick über den Stand der atomaren
Energieerzeugung und der davon ausgehenden Gefahren. Dabei erwähnt er nicht nur
die Zahl 448 aktiver Atomreaktoren in 30 Ländern, sondern nimmt auch die vielen
Menschen, die vom Uranbergbau, der Verarbeitung des atomaren Brennstoffes,
seinem Transport und von Atomunfällen an jeder Stelle dieser Strecke wie im
Atomkraftwerk betroffen sind, in den Blick. Auch er beruft sich wie seine
Vorredner auf die inhärenten Rechte der Natur, um die dagegen ausgemachten
Verstöße rechtsförmig zu untermauern.

Der aus Uranerz meist in der Nähe einer Uranmine extrahierte atomare Brennstoff
wird gemahlen und zu Yellowcake verdichtet. Für ein Kilo dieses Ausgangsstoffes
zur Herstellung von Brennelementen muß eine Tonne uranhaltiges Erz gefördert
werden, wobei erhebliche Mengen Grundwassers verbraucht werden. Der dabei
entstehende Schlamm enthält bis zu 85 Prozent der originären Radioaktivität
sowie Schwermetalle, Arsen und andere Chemikalien, die zur Extraktion verwendet
werden. Bei Unfällen und Leckagen in der Ranger Mine in Australien, in der im
Jahr etwa 1,5 Millionen Tonnen des radioaktiven Schlammes anfallen, wird immer
wieder der umliegende Kakadu-Nationalpark kontaminiert, so 2009, als bei einem
Dammbruch sechs Millionen Liter radioaktiv kontaminiertes Wasser in seine zu
schützende Natur flossen. Das sei nur ein Beispiel von mehreren auf der Welt, wo
das Grundwasser in der Nähe von Uranminen radioaktiv verseucht ist, was die
Menschen früher oder später dazu zwingt, ihr Land zu verlassen.
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Präsentation des Beweismaterials
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Beim Betrieb der Atomkraftwerke werden große Mengen an radioaktiven Isotopen in
die Umwelt entlassen. Laut einer epidemiologische Studie in Deutschland hat dies
zu einer 60prozentigen Zunahme von Krebs und einer 100prozentigen Zunahme an
Leukämie bei Kindern geführt, die in einem Fünf-Kilometer-Radius von AKWs leben.
Das sei insofern signifikant, weil bei entsprechenden Entwicklungen unter
betroffenen Erwachsenen die Atomindustrie zu dem Argument greife, daß es sich um
Nebeneffekte von Alkohol oder Tabak handle, was sie bei Kindern nicht können.

Neben der Probleme der atomaren Wiederaufarbeitung und den Atomunfällen in
Tschernobyl und Fukushima erwähnte Uhrig auch die ungeheure Halbwertzeit des
Plutoniums. Es entsteht in Atomkraftwerken und wird nach der Wiederaufarbeitung
in MOX-Brennelementen weiterverwendet. Das überaus giftige und radioaktive
Plutonium hat eine Halbwertzeit von 24.110 Jahren. Erst wenn zehn Halbwertzeiten
vergangen sind, also 240.000 Jahre, gilt Plutonium insofern als sicher, daß es
nur noch giftig ist, aber nicht mehr strahlt. Einen Zeithorizont wie diesen auch
nur ansatzweise in den gefährlichen Folgewirkungen eigener Handlungen
kontrollieren zu können ist pure Fiktion, was alle Fensterreden von
Atomkraftbefürwortern über die Verantwortung für nachkommende Generationen als
schlechten Witz erscheinen läßt.

Uhrig fordert nichts geringeres als die Schließung ziviler wie militärischer
Atomreaktoren und die vollständig Übernahme der finanziellen Verantwortung für
die Beseitigung des strahlenden Nachlasses durch die Energieunternehmen. Sollten
dabei einige Firmen bankrott gehen, so gäbe es keine Rechtfertigung, sie zu
retten, nachdem sie den Planeten auf diese Weise vergiftet haben. Zugleich warnt
der Anti-Akw-Aktivist vor einer Renaissance der Atomkraft, die auch während des
COP 23 in Bonn als Lösung für den Klimawandel beworben wird. Das treffe in
keiner Weise zu, denn auch die klimaschädliche Wirkung der Atomkraft sei sehr
groß, wenn man nur die ganze Kette der dazu erforderlichen Produktionsprozesse
in Augenschein nimmt.
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Aktivistin Kashmira Banee für die Frauen der Inselstaaten
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Stellvertretend für Milliarden im Zeugenstand

Als Betroffene tritt die Aktivistin Kashmira Banee von der NGO CARES aus dem
Inselstaat Mauritius in den Zeugenstand. Ihr Thema ist die Verantwortung der
großen Verschmutzer für den Anstieg des Meeresspiegels, der die Inseln ihres
Staates bedroht. Zu diesem Zweck möchte sie die UDRME zu einem machtvollen
Instrument entwickeln, das den Kampf der Unsichtbaren sichtbar machen könne und
als Stimme für die stimmlosen Inselstaaten fungiere.

Neben einer grundsätzlichen Kritik am Extraktivismus und Anthroprozentrismus,
die die Natur auf ein Eigentum reduzierten, das nach Belieben ausgebeutet werden
könne, ging sie auf die aggressive Fischerei in der Region von Mauritius ein und
die Erschließung der Strände durch die Tourismusindustrie, wodurch bereits
einige Zentren von großer Biodiversität vernichtet wurden. Sie plädiert für die
Ratifizierung der UDRME durch die Regierung von Mauritius, was jeden in die Lage
versetzte, Klage zugunsten des Ökosystems zu erheben. Allerdings versuche die
eigene Administration, die sozialökologische Bewegung zu unterdrücken, obwohl
sie offiziell den Anschein erweckt, als ginge ihr nichts über den Klimaschutz.
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Bryan Parras zum Widerstand gegen fossile Industrie in der Ölmetropole Houston

Foto: © 2017 by Schattenblick



Zum Abschluß berichtet Bryan Parras von der Organisation TEJAS in Houston,
Texas, wie sich der Hurrikan Harvey Ende August auf die Region ausgewirkt hat.
Es handelte sich um einen flächenmäßig besonders ausgedehnten Sturm, der
erhebliche Wassermengen aus dem Golf von Mexiko über der küstennahen Region der
südöstlichen USA abregnen ließ. Da Houston einer der größten Häfen der
US-Ostküste ist und wichtiger Verarbeitungs- und Umschlagsort der
petrochemischen Industrie, löste Harvey umfassende Leckagen und Kontaminationen
in den Raffinierien aus. Der Aktivist klagt deren Betreiber an, nicht genügend
Vorkehrungen getroffen zu haben, um die Schäden an der Umwelt bei dem in dieser
Region häufigen Eintreffen eines Hurrikans zu mindern. Er lebe seit zwei Jahren
in Houston und habe seitdem drei Überflutungen erlebt, ohne daß neue Vorkehrungen
zum Schutz der Industrieanlagen getroffen worden wären.

Ohnehin sei die Luft permanent mit den Abgasen der vielen Raffinerien belastet,
es würden viele Fälle von Krebs diagnostiziert, insbesondere Leukämie bei
Kindern. Die Fabriken der Erdöl- und Chemieindustrie arbeiten rund um die Uhr,
es gibt keine Erholung von ihren Ausdünstungen. Er lebe zweieinhalb Kilometer
von einer Chemiefabrik entfernt. Da sie während des Hurrikans zuhause bleiben
mußten, waren sie gezwungen, tagelang die giftigen Dämpfe dieser vom Sturm
beschädigten Fabrik einzuatmen. Um die Unternehmen vor Klagen zu schützen,
wurden während des Sturms Luftüberwachungsstationen abgeschaltet und
Luftreinhaltungsgesetze außer Kraft gesetzt. Auch in Houston seien vor allem
nichtweiße Communities von den giftigen Folgen der fossilen Energieproduktion
betroffen. Im Rest der Welt wäre kaum bekannt, wie viele Menschen in der Region
gegen die ökologische Verschlechterung ihrer Lebensbedingungen kämpften. Was
immer das Tribunal dafür tun könne, um diesen Mangel an Verantwortungsbewußtsein
bekannt zu machen, werde ihnen weiterhelfen, so die abschließenden Worte des
Aktivisten.
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Osprey Orielle Lake bei der Eröffnungsansprache
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Bloße Alternative oder wirksame Gegenposition?

Gerade die eindringliche und überzeugende Präsentation der Verletzungen der
"Rechte von Mutter Erde" machten deutlich, daß es sich bei der Behebung dieses
Problems nicht in erster Linie um eine Rechtsfrage handelt. Die vorherrschenden
Gewaltverhältnisse kapitalistischer, sozialdarwinistischer und
klassengesellschaftlicher Art machen mit aller Härte klar, daß die bloße
Inanspruchnahme von Rechten nicht die Fundamente aushebeln wird, die die
Definitionsmacht der Kapital- und Staatseliten über Recht und Unrecht an erste
Stelle setzen. Dies hat die Richterin Osprey Orielle Lake mit ihrer in der
Eingangsrede betonten Erklärung, eigentlich stünden unsere juristischen und
ökonomischem Systeme vor Gericht, die die Zerstörung der Natur legalisieren und
alimentieren, womöglich andeuten wollen. Wir wollen einen großen Paradigmawandel
- das System selbst steht vor Gericht, faßte sie die Absicht des Tribunals für
die Rechte der Natur zusammen.
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Tom Goldtooth, Präsident des Rights of Nature Tribunal
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Auch dessen Präsident, Tom Goldtooth, hat in seinen Eröffnungsworten erkennen
lassen, daß die VerfechterInnen der UDRME mit ihrer Position, allem Leben
inhärente Rechte, geistige Existenz und individuelle Geschichte zuzuschreiben,
eine Gegenposition zu den herrschenden Staatsideologien und Rechtsphilosophien
einnehmen. Der Erklärung, daß kein Teil der Natur Herrschaft über ein anderes
ausüben könne, daß alle Teile miteinander verbunden sind, um harmonische,
liebevolle und intelligente Beziehungen herzustellen, ist allemal ein
antikolonialistisches Credo immanent. Doch aktiv gegen die Objektivierung und
Kommodifizierung der Natur aufzustehen, wie es Goldtooth zuletzt bei den
Auseinandersetzungen um die Dakota Access Pipeline in Standing Rock getan hat,
zeigt auch den idealistischen Charakter des Anliegens auf, ein harmonistisches
Grundverständnis zu propagieren und sich damit in Schwierigkeiten größter Art zu
bringen, weil die herrschenden Interessen jede Form eines in diese Richtung
gehenden Ausgleiches wirksam unterbinden.

Die von diesen nicht nur erzeugten, sondern in Anspruch genommenen
Gewaltverhältnisse sind auf der Ebene der damit kalt gestellten Machtfrage von
idealistischen Werten nicht zu tangieren. Die Hoffnung, durch die Propagierung
der UDRME ein globales Bewußtsein für die Unantastbarkeit der Natur zu schaffen
und sie damit durchzusetzen, ist verständlich, wirft aber schon im Bereich des
individuellen menschlichen Stoffwechsels Fragen auf, die sich mit bloßer
Kreislaufideologie oder Recyclingwirtschaft nicht beantworten lassen. So waren
Ernährungsindustrie und Tierausbeutung keine Themen des Tribunals, obschon sie
in einem Ausmaß für Klimawandel und Naturzerstörung verantwortlich sind, daß
zumindest einige Hinweise auf ihre eminente Bedeutung im Szenario
klimaschädlicher Faktoren erfordert hätte. Das heißt nicht, indigene Menschen
für ihren ganz eigenen Umgang mit Tieren, die sie töten und verbrauchen, zu
kritisieren, das wäre gerade aus der Sicht massenhaft sogenannte Nutztiere
verbrauchender Gesellschaften nichts als eine Neuauflage kolonialistischer
Suprematie.

Das bedeutet dennoch, die Frage zu stellen, ob harmonistische Weltanschauungen
geeignet sind, dem erreichten Ausmaß an globaler Zerstörung einen Gegenentwurf
gegenüberzustellen, der die immer dünner werdende und utopischer erscheinende
Möglichkeit realisierbar macht, eine Umkehr im Einverständnis aller Menschen zu
verwirklichen, die gegen ihre bislang unüberwundene Natur, als miteinander in
Konkurrenz stehende Subjekte im Zweifelsfall mehr gegen den anderen Menschen als
für ihn zu tun, steht. Für die in idealistischen Entwürfen steckende Utopie kann
es nur alle Sympathie geben. Ob sie auch Strategie und Taktik des dazu zu
führenden Streites bestimmen sollen, könnte eine andere Frage sein.


Fußnoten:


[1] Auszug aus dem Abkommen der Völker, der Erklärung der Weltkonferenz über den
Klimawandel und die Rechte der Mutter Erde vom 22 April 2010 in Cochabamba,
Bolivien

https://pwccc.wordpress.com/support/


8. Januar 2018
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AUSSTELLUNG/091: Cottbus - »Umbruch Bildarchiv« portraitiert antirassistische Initiativen, 10.-23.1.


idw - Pressemitteilung: Brandenburgische Technische Universität Cottbus-Senftenberg

»Umbruch Bildarchiv« portraitiert antirassistische Initiativen

Foto-Ausstellung startet am 10. Januar im IKMZ in Cottbus



Eine neue Ausstellung des »Umbruch Bildarchivs« aus Berlin
portraitiert unter dem Titel » Respekt! Solidarische Begegnungen«
Initiativen, die sich für ein solidarisches Miteinander in unserer
Gesellschaft einsetzen und gegen Rassismus und Rechtsextremismus
engagieren. Am Mittwoch, den 10. Januar 2018 um 20 Uhr findet im IKMZ
in Cottbus die Ausstellungseröffnung statt. Fotografinnen und
Fotografen des Archivs geben an diesem Abend Auskunft über die
Hintergründe und Kontexte der Fotografien. Häufig wird vergessen, dass
sich Menschen, die im Alltag von Rassismus betroffen sind, seit vielen
Jahren politisch für ihre Rechte einsetzen. Dabei geht es auch um die
Situation von neu zugewanderten Personen, die ihre Stimme erheben und
sich zum Beispiel für ein Bleiberecht in unserem Land einsetzen. Sie
machen aufmerksam auf Missstände in unserer Gesellschaft und
entwickeln alternative Antworten. Die Fotografien der Ausstellung
zeigen Momentaufnahmen von diesen Kämpfen, zum Beispiel von
Demonstrationen und Aktionstagen Letztlich geht es um die Anwendung
der Menschenrechte für alle in unserer Gesellschaft. Dazu wird Dr.
Stefanie Kaygusuz-Schurmann einen Input zu Migrationsregimen geben und
erläutern, welche Strategien migrantische Menschen entwickeln, um sich
innerhalb dieser Regime positionieren und behaupten zu können.

Im Anschluss laden die Veranstaltenden zu Diskussionen und einem
Getränk ein. Die Ausstellung war zuvor an der Freien Universität in
Berlin zu sehen. Sie wurde in Kooperation der Fachschaft Soziale
Arbeit an der BTU, dem Umbruch Bildarchiv und Prof. Dr. Heike Radvan
nach Cottbus geholt. Finanziell gefördert wird das Projekt vom StuRa
der BTU Cottbus-Senftenberg. Mit Unterstützung des Teams des IKMZ ist
die Ausstellung noch bis zum 23. Januar 2018 zu sehen.

Wann: 10. Januar 2018 um 20.00 Uhr

Wo: IKMZ der BTU, Platz der Deutschen Einheit 2, 03046 Cottbus

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution193

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Brandenburgische Technische Universität Cottbus-Senftenberg, Claudia Brasausky, 04.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/157: Leer - "Altersvorsorge für Frauen" am 17. Januar 2018


Altersvorsorge für Frauen

Vortrag am 17. Januar um 19.30 Uhr im Treffpunkt Anleger Moormerland



Was ist die gesetzliche Altersrente für Frauen? Wie setzt sich die
Rente zusammen und was sind typische Fallen, die sich für Frauen
negativ auf die Altersvorsorge auswirken? Diese und weitere Fragen
werden am 17. Januar ab 19.30 Uhr im Treffpunkt Anleger in
Moormerland, Eschenweg 8, beantwortet.

Als Referentin wird Andrea Fussy, Versicherungsfachfrau bei der
Industrie- und Handelskammer, zu Gast sein. Aus organisatorischen
Gründen wird um telefonische Anmeldung bis zum 15. Januar unter der
Telefonnummer 04954 937262 gebeten.

Die Veranstaltung findet in Kooperation zwischen dem Treffpunkt
Anleger Moormerland, Eschenweg 8, 26802 Moormerland/Jheringsfehn und
der Präventionsarbeit der Gemeinde Moormerland statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Januar 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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AUSSICHTEN/8150: Und morgen, den 9. Januar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.01.2018 bis zum 10.01.2018 +++
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Kalt und grau,

Winde heftig,

in Jeans Bau

schnarcht es kräftig.
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FORSCHUNG/187: Projekt zur Nok-Kultur geht in die Endrunde (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 05.01.2018

Projekt zur Nok-Kultur geht in die Endrunde



FRANKFURT. Die Erforschung der Nok-Kultur an der Goethe-Universität kann
weitergehen: Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat jetzt den
Förderantrag des Afrika-Archäologen Prof. Peter Breunig und der
Archäobotanikerin Prof. Katharina Neumann angenommen. Nun stehen nochmal
rund 1,5 Millionen Euro zur Verfügung, um das Projekt, das die 2500 Jahre
alte Kultur im westafrikanischen Nigeria untersucht, bis 2020
abzuschließen.

Seit 2009 erforscht das auf insgesamt zwölf Jahre konzipierte
Langfrist-Vorhaben die nigerianische Nok-Kultur in ihren wesentlichen
Aspekten. Vor Ort arbeiten die Frankfurter Wissenschaftler mit
nigerianischen Kollegen zusammen - und haben auch zahlreiche einheimische
Helfer beschäftigt. Zwischenzeitlich war das DFG-Projekt der größte
Arbeitgeber in der Umgebung. Prospektionen, Ausgrabungen und umfangreiche
Datenanalysen liefern bedeutende Beiträge zu Chronologie, Siedlungswesen,
Wirtschaftsweise und Umwelt, Eisenmetallurgie, materieller Kultur und
Verbreitungsgebiet.

"Es ist schon etwas ganz Besonderes, wenn man als Archäologe mit einer so
breiten Förderung über Jahre hinweg mit einem großen Team so umfangreiche
Forschungen betreiben kann", freut sich Peter Breunig über die
vorweihnachtliche frohe Botschaft, dass das Projekt bis zum Abschluss
finanziert wird. Und auch inhaltlich ist das Nok-Projekt herausragend: Es
dürfte weltweit kaum ein anderes Vorhaben geben, das angetreten ist, um
eine komplette archäologische Kultur zu erforschen.

Die etwa 1500 Jahre umfassende Nok-Kultur, die nach dem kleinen Dorf Nok
nordöstlich der Hauptstadt Abuja benannt ist, beginnt um 1500 vor Christus
- auch das eine Erkenntnis aus dem Projekt. Damals lebten die Menschen in
einfachen bäuerlichen Gemeinschaften, deren wichtigste Kulturpflanze die
Perlhirse war. Die kunstvollen Terrakottafiguren, für die die Nok-Kultur
auch außerhalb der archäologischen Fachwelt bekannt ist, treten 600 Jahre
später, nämlich um 900 vor Christus, auf. Viele von ihnen waren schon vor
Beginn der Frankfurter Arbeiten durch Raubgrabungen ans Licht gekommen,
begehrte Objekte auf dem internationalen Kunstmarkt. "Die aus gebranntem
Ton hergestellten Plastiken verkörpern die älteste großformatige
Figuralkunst im subsaharischen Afrika", erklärt der Forscher.

Wozu dienten diese Terrakotten, die teils Menschen, teils Tiere
darstellen? Zu welchem Zweck wurden sie vor 2500 Jahren hergestellt? Das
war eine der zentralen Fragen in den vergangenen neun Jahren. Die Forscher
vermuteten, dass die Figuren eine Rolle im Bestattungsritus spielten. Und
tatsächlich ließen sich im Umkreis der Terrakotten an einigen Fundstellen
auch Gräber nachweisen, in Ifana rund 20 Stück. "Heute noch gibt es in
Westafrika den Brauch, von verstorbenen Würdenträgern ein Abbild in Ton zu
fertigen und es auf das Grab zu stellen. Wenn die Figuren verwittern,
werden sie gesammelt beigesetzt", sagt Prof. Breunig. Möglicherweise war
es damals schon genauso.

Darüber hinaus konnten die Frankfurter Forscher viele andere wichtige
Erkenntnisse gewinnen: "Wir wissen, wie die Menschen gesiedelt haben, wie
ihre Keramik aussah, dass es Wanderhandwerker waren, die die Terrakotten
gefertigt haben", so Breunig. Und aufgrund der engen Zusammenarbeit mit
Archäobotanikerin Prof. Katharina Neumann weiß man zudem, was die Menschen
gegessen haben und wie sich die Landschaft um sie herum im Lauf der Zeit
verändert hat. Um 400 v. Chr. beginnt der Niedergang der Nok-Kultur, bis
spätestens zur Zeitenwende verschwinden Terrakotten und Nok-Keramik.

Seit Breunig und sein Mitarbeiter im Februar 2017 entführt worden waren,
war das Team nur einmal in Afrika, hielt sich allerdings nur in der
Hauptstadt auf. "Die Feldforschung ist aber ohnehin abgeschlossen. Wir
haben die nächsten drei Jahre genug zu tun", erklärt Breunig. Der Fokus
liege jetzt auf den abschließenden Untersuchungen und Publikationen zum
Siedlungswesen, der Struktur und Chronologie der Fundstellen und der
materiellen Kultur, sowie der Auswertung, Ordnung, langfristigen Sicherung
und Zurverfügungstellung der Daten. Angesichts der umfangreichen
Ausgrabungen, der Menge an gewonnenen Daten, der angewandten modernen
Methoden, der zahlreichen C14-Datierungen und der Breite an behandelten
Themen zählt die Nok-Kultur dank des Projekts zu den am besten
untersuchten archäologischen Komplexen in Westafrika.

Die Archäobotanik unter Leitung von Prof. Neumann spielt dabei eine
herausragende Rolle, ihr Ziel ist es, ein Modell für die
Vegetationsentwicklung in der Nok-Region vom Beginn der Nok- Kultur um
1500 v. Chr. bis zu den ersten Jahrhunderten n. Chr. in Zusammenhang mit
Ressourcen- und Landnutzung zu erarbeiten. Mit Hilfe pflanzlicher
Makroreste und mit Analysen chemischer Rückstände in Keramik wird
untersucht, wie sich die frühe Nok-Bevölkerung an einen neuen Lebensraum
angepasst hat, wie Übernutzung in der Middle Nok-Zeit (900 bis 400 vor
Christus) zu einer Verschlechterung des Bodens geführt hat und welche
Rolle dies beim Ende der Nok-Kultur nach 400 vor Christus gespielt haben
könnte.

Erste Untersuchungen zu dem Projekt hatten seit 2005 bereits im Rahmen der
DFG-Forschergruppe "Ökologischer Wandel und kulturelle Umbrüche in West-
und Zentralafrika" stattgefunden. Kurz nach der Weltkonferenz der
Afrika-Archäologie an der Goethe-Universität, die von Namadi Sambo, dem
späteren Vizepräsidenten Nigerias, eröffnet wurde, ging das
Langfrist-Projekt dann in die erste Runde. Einer der Höhepunkte war
sicherlich die vielbeachtete Skulpturenausstellung "Nok - ein Ursprung
afrikanischer Skulptur" 2013/14 im Frankfurter Liebieghaus, die ebenfalls
von der DFG finanziert wurde. Die Exponate werden seit diesem Jahr unter dem
Titel "NOK Within the Context of Nigerian Art Traditions" im Kaduna National
Museum gezeigt. Auch alle Materialien, die zu Forschungszwecken nach
Frankfurt kamen, werden an Nigeria zurückgegeben.

Im letzten Projektabschnitt ist nun unter anderem ein Workshop geplant,
der die Nok-Keramik in größerem westafrikanischen Zusammenhang stellen
soll. Anhand von Vergleichen mit Keramik aus anderen Gegenden in
Westafrika will man weitere Antworten finden auf die Frage, woher die
Menschen gekommen sind und wie sie lebten.



Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der drittmittelstärksten und drei
größten Universitäten Deutschlands mit drei Exzellenzclustern in Medizin,
Lebenswissenschaften sowie Geistes- und Sozialwissenschaften. Zusammen mit
der Technischen Universität Darmstadt und der Universität Mainz ist sie
Partner der länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz
Rhein-Main.

www.uni-frankfurt.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, Tobias Lang, 05.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KREATIV/128: Bielefeld - "Makerspace" für junge Entdecker am 12.1.2018


Stadt Bielefeld

"Makerspace" für junge Entdecker



Bielefeld (bi). Am Freitag, 12. Januar, lädt die Stadtbibliothek am
Neumarkt zu ihrem neuen Angebot "Irgendwas is immer - Makerspace in
Aktion" ein. Makerspaces sind offene Räume für neue Ideen und 
Do-it-yourself-Projekte, in denen Menschen kreativ an physischen Objekten
arbeiten. Um 14.30 Uhr wird bei "MakeyMakey" gezeigt, wie sich mit
verschiedenen Obstsorten Klänge auf der Klaviertastatur erzeugen
lassen. Das Angebot richtet sich an Interessierte ab zehn Jahre, der
Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Januar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSE/439: Hanau - "Yoga & Märchen", 4 Termine vom 2.-23. Februar 2018


Stadt Hanau

Entspannende Yogastunden für Grundschulkinder

Neues Angebot in der Stadtbibliothek Hanau startet am 2. Februar



Nach der bisher überaus positiven Resonanz bietet die Stadtbibliothek
im "Kinderatelier" auch im neuen Jahr wieder "Yoga & Märchen". Unter
der fachkundigen Anleitung der Yoga- und Tai Chi-Lehrerin Edith
Reusswig werden Kinder im Alter zwischen 8 und 10 Jahren an vier
Freitagen an die entspannende Wirkung von Yoga herangeführt. Ergänzt
werden diese Yogastunden für Kinder durch das Vorlesen bekannter
Grimm-Märchen.

Wie Reusswig erläutert, kommt Yoga mit seiner Handlungsbezogenheit und
Erlebnisorientiertheit dem Bewegungsbedürfnis der Kinder entgegen. Die
vielfältigen Yogastellungen (Asanas) haben bildhafte Namen, wie z.B.
der Hund, die Kobra, der Baum und lassen sich mit Hilfe von
Geschichten, Spielen und Musik der Altersgruppe entsprechend üben.
Darüber hinaus kann Yoga einen Ausgleich zum leistungsorientierten
Schulalltag der Kinder bilden, da es hier nicht darum geht, unbedingt
der Beste und der Schnellste zu sein. Es gibt keine Bewertung und
keinen Wettbewerb, was die Toleranz und Akzeptanz gegenüber Anderen
fördert und das Selbstwertgefühl auch der nicht so leistungsstarken
Kinder stärken kann.

Das Hören von bereits bekannten Märchen der Brüder Grimm hilft den
Kindern, sich tief zu entspannen, weil sie schon wissen, wie das
Märchen weiter geht. Sie können sich dadurch der Sicht auf die Welt
aus einem anderen Blickwinkel anvertrauen. Märchen vermitteln
Botschaften wie " Geh, mach dich auf deinen Weg", "Es gibt immer einen
Ausweg" oder auch "Habe Vertrauen in dich und deine Fähigkeiten". Dies
kann ihnen helfen, über sich hinauszuwachsen.

Die Übungsstunden "Yoga & Märchen" starten am Freitag, 2. Februar, und
finden jeweils von 15 bis 16 Uhr statt. Weitere Termine sind der 9.,
16. und 23. Februar.

Eine vorhandene Yogamatte kann mitgebracht werden. Wichtig sind
außerdem bequeme Kleidung und dicke Socken.
Die Teilnahme kostet 5 Euro pro Termin. Die Übungsstunden könenn auch
einzeln gebucht werden. Eine Anmeldung ist wegen der auf acht Kinder
begrenzten Teilnehmerzahl notwendig. Diese nimmt Edith Reusswig unter
der Email-Adresse edith.reusswig@hanau.de oder telefonisch unter
0151/18063862 entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Januar 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Pressestelle@hanau.de
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LESUNG/1675: Leverkusen - "Tafiti und der geheimnisvolle Kuschelkissendieb", 11.1.


Stadt Leverkusen

"Lesen verleiht Flügel" - Tafiti und der geheimnisvolle Kuschelkissendieb



Unter dem Motto "Lesen verleiht Flügel" wird an jedem Donnerstag in
der Kinderbibliothek vorgelesen. Am Donnerstag, 11. Januar, liest
Vorlesepatin Michélé Demel das Bilderbuch "Tafiti und der
geheimnisvolle Kuschelkissendieb" von Julia Boehme und Julia Ginsbach
vor.

Oh Schreck! Ohne sein geliebtes Kuschelkissen kann Erdmännchen Tafiti
nicht einschlafen. Zum Glück geht sein bester Freund, Pinselohrschwein
Pinsel, direkt mit ihm auf die Suche und gemeinsam entdecken sie viele
nachtaktive Tiere, die sie sonst nie getroffen hätten.
Zu dieser Vorlesestunde lädt die Kinder- und Jugendbibliothek alle
interessierten Kinder ab 5 Jahren herzlich ein. Die Veranstaltung
beginnt um 16.00 Uhr. Der Eintritt ist frei. Eine Voranmeldung ist
nicht erforderlich.

Ort: Kinderbibliothek im Erdgeschoss der Hauptstelle der
Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Januar 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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FÜHRUNG/932: Mönchengladbach - "Ein Tag, ein Werk", Kunstwerke im Museum Abteiberg ergründen, 19.1.


VHS: "Ein Tag, ein Werk: Kunstwerke im Museum Abteiberg" ergründen



Ein Kunstwerk kann einen nachhaltiger beeindrucken als eine ganze
Ausstellung - das ist das Ziel eines neuen VHS Kurses. Einmal im
Monat, ab Freitag, 19. Januar, soll ein prägnantes Kunstwerk des
Museums Abteiberg vor Ort betrachtet und eingeordnet werden. Die
Treffen finden um 14 Uhr im Museum statt, wo sich die Teilnehmer
gemeinsam mit der Kunsthistorikerin Anna Popp Zeit nehmen können, um
Schlüsselwerken des Hauses näher zu kommen. (Kosten: 58 Euro, Kurs-Nr.
181D2025F)

Information und Anmeldung unter www.vhs-mg.de oder telefonisch unter
02161 / 25-6400.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Januar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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GEGENWIND/742: Asylanträge - Wenn der Krieg zu Ende ist ...


Gegenwind Nr. 352 - Januar 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Asylanträge: Wenn der Krieg zu Ende ist ...

Anerkennung wird zurückgenommen

von Reinhard Pohl



Im Moment drängeln die AfD im Bundestag und dem Landtag: Syrische
Flüchtlinge sollen endlich zurück nach Syrien, weil (!) Assad den
Krieg angeblich gewonnen hat. Ebenso drängen die Bundesländer Sachsen
und Bayern darauf, den Abschiebestopp für Syrien nicht um 12, sondern
nur noch um 6 Monate zu verlängern. Das ist bei der
Innenministerkonferenz Anfang Dezember abgelehnt worden. Aber
grundsätzlich müssen Flüchtlinge und subsidiär Geschützte im Auge
behalten: Der Schutz, den das Bundesamt ihnen zugestanden hat, gilt
für die Situation, aus der sie geflohen sind. Die Aufenthaltserlaubnis
ist zunächst zeitlich befristet. Wenn sie über drei Jahre hinaus
verlängert wird, ob befristet oder unbefristet, muss das "Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge" die Entscheidung überprüfen. Wird der
Schutz nicht mehr benötigt, wird die Entscheidung widerrufen.


Hier soll es nur um positive Entscheidungen des Bundesamtes
gehen. Davon gibt es vier verschiedene:


	Asyl: Die Asylberechtigung kann nur bekommen, wer direkt nach Deutschland gekommen ist, z.B. mit einem Visum, und eine persönliche Verfolgung glaubhaft machen kann. 2017 waren es in den ersten zehn Monaten 0,7 Prozent der Antragstellerinnen und Antragsteller, die meisten vermutlich nachgezogene Familienangehörige.

	Flüchtlingsschutz: Wer persönlich verfolgt ist, muss nach der Genfer Flüchtlingskonvention Schutz erhalten. Dieser Flüchtlingsschutz hat rechtlich die gleichen Auswirkungen wir die Anerkennung des Asylantrags, heißt nur anders. Diese Entscheidung erhielten in den ersten zehn Monaten 2017 ziemlich genau 20 Prozent der AntragstellerInnen.

	subsidiärer Schutz: Wer nicht persönlich verfolgt werden ist, aber durch einen Krieg, durch drohende Folter oder drohende Todesstrafe gefährdet ist, bekommt diesen untergeordneten Schutz, den Deutschland seit 2015 eingeführt hat. Deutschland setzt damit eine EU-Richtlinie um, ähnliche Bestimmungen sind in allen Mitgliedstaaten der EU in Kraft. Subsidiären Schutz erhielten vom Januar bis Oktober 2017 rund 16,5 Prozent aller AntragstellerInnen.

	Abschiebungsschutz: Wem bei einer Rückkehr Gefahr droht, z.B. durch eine Krankheit, die sich verschlechtern würde, oder eine schlimme soziale Situation, bekommt ein "Abschiebungsverbot" als Entscheidung zum Asylantrag. In 5,5 Prozent aller Entscheidungen der ersten zehn Monate 2017 war der Abschiebungsschutz das Ergebnis.



Jede positive Entscheidung wird anders begründet: Die eine mit der
Verfolgung durch eine bestimmte Regierung oder eine bestimmte Gruppe,
andere mit einer bestimmten Gefahr, z.B. einen Krieg, oder mit einer
bestimmten Krankheit und benötigten Behandlungsmethoden, die es im
Herkunftsland nicht gibt. Wer also eine positive Entscheidung hat,
muss die Begründung dafür gut kennen und sich laufend informieren, ob
diese Begründung noch so gilt.

Die Ausländerbehörde verlängert die Aufenthaltserlaubnis, solange die
positive Entscheidung nicht widerrufen worden ist.

Rücknahme

Falls allerdings später herauskommt, dass die Entscheidung falsch war,
weil die Identität gefälscht wurde oder falsche, gefälschte Dokumente
vorgelegt wurden, dann kann das Bundesamt sie zurücknehmen. Das
bedeutet, dass sie nie galt. Eine solche Rücknahme wegen eines
Betruges kann dann auch zu Rückforderungen von öffentlichen Kassen
führen, die die Lebenshaltungskosten oder Unterbringungskosten
finanziert oder bezuschusst haben.

Einen Schutz soll auch nicht erhalten, wer selbst an schweren
Menschenrechtsverletzungen teilgenommen hat. Wer sich also in einem
Krieg oder Bürgerkrieg an Aktionen beteiligt hat, mit denen zum
Beispiel Zivilisten verletzt oder getötet wurden, kann kein Asyl oder
Flüchtlingsschutz erhalten - und wenn solche Informationen erst später
bekannt und belegt werden, kann die positive Entscheidung
zurückgenommen werden.

Die Rücknahme wird in einem neuen Bescheid mitgeteilt, auch gegen
diese Rücknahme kann man mit einer Klage beim Verwaltungsgericht
vorgehen.

Erlöschen

Der Schutzstatus und damit auch die Aufenthaltserlaubnis erlöschen,
wenn der Betroffene selbst sich wieder "unter den Schutz des Staates"
stellt, aus dem er oder sie geflohen ist. Das betrifft eine
Heimatreise, wobei die internationalen Grenzen zugrunde gelegt werden.
Auch wer als Syrer nach Idlib oder Rojava reist, reist nach Meinung
des deutschen Gesetzgebers nach Syrien.

Die zweite Möglichkeit ist die Inanspruchnahme der Dienste der
Botschaft. Wer also einen Pass oder ein anderes Dokument bei der
Botschaft beantragt, gefährdet seinen Schutz ebenfalls.

Wichtig ist: Das gilt für Asylberechtigte und anerkannte Flüchtlinge
("Flüchtlingseigenschaft"), nicht für subsidiär Geschützte - diese
flohen ja vor dem Krieg, nicht vor der Regierung. So jedenfalls steht
es im Bescheid des Bundesamtes, und der Krieg droht ja auch, wenn man
in der Botschaft war.

Das "Erlöschen" ist im Einzelfall problematisch: Man kann ja als
irakischer Flüchtling in die Türkei reisen, dort etwas unternehmen,
und aus der Türkei nach Deutschland zurückkehren. Dann zeigt man bei
der Einreise nach Deutschland den Flüchtlingspass und die
Aufenthaltserlaubnis, alles scheint in Ordnung. Erst später könnte die
Ausländerbehörde von einem Ausflug in den Irak erfahren, und dann ist
mit der Reise in den Irak der Flüchtlingspass und die
Aufenthaltserlaubnis erloschen. Damit war die Einreise nach
Deutschland ebenso unerlaubt wie der Aufenthalt hier, weil man der
Bundespolizei ja "erloschene" Dokumente vorgezeigt hat. Wer
"erloschene" Urkunden in den Verkehr bringt, also die Gültigkeit
vortäuscht, begeht eine Urkundenfälschung.

Widerruf

Ein Widerruf wird drei Jahre nach dem Bescheid geprüft. Dabei
verwendet das BAMF ein Computerprogramm, dass täglich in tausende
Akten am "Stichtag" einträgt, das kein Widerrufsverfahren durchgeführt
wird, wenn bestimmte Parameter gegeben sind. Zum Beispiel herrscht zur
Zeit im Jemen Krieg, also werden Anerkennungen vom Dezember 2014 (die
jetzt drei Jahre alt werden) im Dezember 2017 nicht widerrufen. Dieses
Computerprogramm zählt allerdings nicht, gibt also keine Transparenz
über die Zahl der der Nicht-Widerrufe. Hier kommt bei den
Ausländerbehörde keine Mitteilung des BAMF an, auch die Betroffenen
erhalten keine Mitteilung. Also wird der Aufenthaltstitel auf Antrag
verlängert.

Bei anderen wird ein Widerrufs-Prüfverfahren und danach eventuell ein
Widerrufsverfahren eingeleitet. Das kann auch im Einzelfall
eingeleitet werden, wenn ein anerkannter Flüchtling oder subsidiär
Geschützter nach einer Straftat verurteilt wird oder es neue
Informationen gibt, dass eine Person selbst verantwortlich für schwere
Menschenrechtsverletzungen ist, also z.B. vor der Flucht bei einer
bestimmten Miliz mitgemacht hat. Ein Widerruf wird auch geprüft, wenn
eine Familienzusammenführung beantragt wird.

Wird ein Widerrufsverfahren eingeleitet, bekommt die Ausländerbehörde
eine Mitteilung. Danach wird die Aufenthaltserlaubnis nicht
verlängert, insbesondere wird aber keine Niederlassungserlaubnis
gegeben und keine Einbürgerung zugelassen.

Dann bekommt die oder der Betroffene die Mitteilung, dass ein
Widerrufsverfahren beabsichtigt wird. Sie oder er erhält eine Frist
von vier Wochen, dazu Stellung zu nehmen. Diese Stellungnahme sollte
man dann unbedingt schreiben, und zwar so ausführlich wie möglich. Es
gibt keine weitere Anfrage und keine Anhörung, sondern diese
schriftliche Stellungnahme ist die einzige Einflussmöglichkeit auf das
Verwaltungsverfahren.

In dieser Stellungnahme sollte man sich auf zwei Punkte konzentrieren:


	Wird immer noch Schutz benötigt? Dies kann der Schutz sein, der ursprünglich als notwendig anerkannt worden ist. Es kann aber auch durch Veränderungen im Herkunftsland ein neuer Schutzbedarf entstanden sein.

	Ist die Rückkehr ins Herkunftsland zumutbar? Hier geht es um sämtliche Umstände, die das Leben im Herkunftsland unzumutbar machen, ebenso um die Verwurzelung hier. Auch hier gilt: Nicht einige Punkte auswählen, man muss sich nicht zwischen mehreren Punkte entscheiden, sondern alles anführen, was für einen selbst zählt.



Beispiel:

Eine Jesidin aus Shingal erlebte am 2. August 2014 den Angriff des
"Islamischen Staates" mit, konnte über das Gebirge in den Norden
Syriens entkommen und gelangte von dort aus über die Türkei nach
Deutschland. Hier kam sie im März 2015 an, stellte im April 2015 einen
Asylantrag und wurde im Mai 2015 anerkannt. Begründung: Sie wäre durch
den Vormarsch des "Islamischen Staates" direkt in Gefahr, zum Opfer
des Genozids zu werden, und kann und konnte keinen Schutz durch die
irakische Armee oder Polizei bekommen.

Im April 2018 wird das Widerrufsverfahren angekündigt und vier Wochen
Zeit für eine Stellungnahme gegeben. Man ahnt: Das Bundesamt glaubt,
dass der Genozid durch den "Islamischen Staat" nicht mehr droht.
Außerdem hat die Regierung in Bagdad bekannt gegeben, dass
"Regierungstruppen" das Gebiet der Provinz Shingal wieder
kontrollieren. Alles in Butter also, die Jesidin soll nach Hause.

Eine Stellungnahme würde zunächst die Verankerung des "Islamischen
Staates" in der arabisch-sunnitischen Bevölkerung der Region
thematisieren: Diese Menschen leben ja immer noch dort, viele haben
beim Genozid zugesehen oder mitgemacht. Auch gibt es noch Zellen von
IS-Milizen, die versteckt in der Gegend warten. Ebenso würde die
Jesidin auf die hinterlassenen Gefahren, also Sprengfallen, Minen und
Blindgänger verweisen.

Als nächstes würde sie die Regierungstruppen thematisieren: Zu einem
großen Teil sind es Freiwillige, die als schiitische Milizen unter
iranischem Kommando kämpfen. Was machen sie konkret mit der
jesidischen Bevölkerung, gibt es Rückkehrer aus Dohuk oder anderen
Regionen? Wer schützt die Jesidin im Falle einer Rückkehr bei
Konflikten mit diesen Milizen?

Danach geht sie auf die Situation einer alleinstehenden Frau im Irak
und in der jesidischen Gesellschaft ein, auf ihren bestandenen
Deutschkurs und ihren hiesigen Freundeskreis, auf die Wohnorte ihrer
Familienangehörigen, auf ihre begonnene Ausbildung und so weiter.

Wie viele betrifft es?

In Deutschland leben fast eine Million Menschen, die aufgrund ihres
Asylantrags geschützt werden, also eine Aufenthaltserlaubnis deswegen
haben (in Klammern die Zahl für Schleswig-Holstein):

Asylberechtigung: 41.165 (1.025)

Flüchtlingsschutz: 579.602 (21.828)

subsidiärer Schutz: 176.889 (8.753)

Abschiebungsschutz: 65.310 (3.072)

Die Zahlen kommen aus dem Ausländerzentralregister und geben den Stand
am 30. September 2017 wieder. Damit werden also nicht alle
(anerkannten) Flüchtlinge erfasst: Wer inzwischen einen
Aufenthaltstitel aus einem anderen Grund hat, wer eine
Niederlassungserlaubnis hat, wer eingebürgert wurde, ist nicht
enthalten. Aber die sind ja auch nicht von einem Widerrufsverfahren
bedroht, wir können sie also außer Acht lassen. Aber wer einen
Aufenthaltstitel aufgrund einer BAMF-Entscheidung hat, lebt mit dem
Risiko, dass das BAMF die positive Entscheidung widerruft

Am 30. September liefen 34.953 Widerrufsverfahren des BAMF. Die
Herkunftsländer der Betroffenen waren

Syrien: 15.225

Irak: 13.437

Afghanistan: 3.262

Russland: 360

Türkei: 345

Die meisten Widerrufsverfahren ziehen sich hin. Zwischen Januar und
Oktober wurden nur in 1.799 Fällen entschieden Das betraf 520 Menschen
aus dem Irak und 468 Menschen aus Syrien. Dabei wurde in 56 Fällen das
Asyl widerrufen. In 165 Fällen wurde der Flüchtlingsschutz widerrufen.
In 28 Fällen wurde der subsidiäre Schutz widerrufen. In 86 Fällen
wurde das Abschiebungsverbot widerrufen. In 1.464 Fällen, das sind
81,4 Prozent, wurde entschieden, dass der Schutzstatus nicht
zurückgenommen wird.

Das zeigt also: Auf die Stellungnahme kommt es an, in der Regel bleibt
der Schutzstatus. In der Vergangenheit kamen die meisten Betroffenen,
deren Schutzstatus widerrufen wurde, aus Kosova, Irak oder Türkei. Es
betraf also Menschen, die vor dem Krieg Serbiens geflohen waren,
meistens 1991 bis 1999. Oder Menschen, die vor der Verfolgung durch
Saddam Hussein geflohen waren. Betroffen Waren oft auch Menschen, die
vor dem Krieg der türkischen Militärdiktatur gegen die kurdische
Minderheit geflohen waren. Hier kam das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge später zur Einschätzung, die damalige Gefahr wäre vorbei,
der Schutz würde nicht mehr benötigt.

Wen es in der Zukunft betrifft, hängt von den politischen Vorgaben ab.
Mit Aufnahme der Abschiebungen nach Afghanistan im Herbst 2016 hat das
BAMF auch damit begonnen, positive Entscheidungen afghanischer
Flüchtlinge zu widerrufen. So kann es sein, dass nach der Zunahme von
Ablehnungen für jesidische Flüchtlinge aus dem Irak irgendwann auch
damit begonnen wird, die Anerkennungen von 2014 bis 2017 zu
widerrufen. Ebenso hat die AfD bereits gefordert, die Anerkennungen
aller syrischen Flüchtlinge zu widerrufen, weil Präsident Putin das
Ende des Krieges angekündigt hat.

Was passiert nach dem Widerruf?

Zunächst gibt es, wie bei anderen Bescheiden des BAMF auch, eine
Klagefrist von zwei Wochen. Eine Begründung soll innerhalb von vier
Wochen eingehen, die meisten Verwaltungsrichterinnen und -richter
erlauben auch ein Nachreichen von Gründen.

In der Wartezeit auf eine gerichtliche Entscheidung behält man den
Aufenthaltsstatus mit allen Rechten.

Wird die Anerkennung widerrufen, kann ein damit begründeter
befristeter Aufenthaltstitel nicht mehr verlängert werden. Die
Ausländerbehörde kann den Aufenthaltstitel auch verkürzen, falls er
zum Zeitpunkt des Widerrufs noch längere Zeit gültig ist.

Wer zum Zeitpunkt des Widerrufs eine Niederlassungserlaubnis hat,
behält diese dagegen. Eine Niederlassungserlaubnis hat ja keinen
bestimmten Zweck, der wegfallen könnte, sondern ist ein unbefristeter
Aufenthaltstitel.

Ansonsten sollte man sich rechtzeitig darum kümmern, einen
Aufenthaltstitel zu einem anderen Zweck zu bekommen. Zwecke können die
Ausbildung oder das Studium sein, außerdem die Arbeit. Außerdem gibt
es eine Reihe von familiären Gründen, aus denen man eine
Aufenthaltserlaubnis bekommen kann. Bei den humanitären Gründen ist
vor allem die Härtefall-Kommission zu nennen.

Vorbeugen durch den Wechsel zur Niederlassungserlaubnis 

Zehn Jahre lang galt jetzt die Logik des Aufenthaltsgesetzes:
Anerkannte Flüchtlinge bekommen nach dem Bescheid eine
Aufenthaltserlaubnis für drei Jahren, danach wird der Widerruf
geprüft, danach bekommen sie eine Niederlassungserlaubnis.
Kriegsflüchtlinge, deren Status des "subsidiären Schutzes" es erst
seit Ende 2013 gibt, bekamen eine Aufenthaltserlaubnis von einem Jahr
mit einer Verlängerung von zwei Jahren, womit sie insgesamt auch drei
Jahre erreichten. Danach sollte der Widerruf geprüft werden.

Das "Integrationsgesetz" vom Herbst 2016 hat diesen klaren Ablauf
durcheinander gebracht. Im Zuge der Diskussion um die AfD-Forderungen
entschlossen Sich CDU und CSU dazu, die "automatische"
Niederlassungserlaubnis für anerkannte Flüchtlinge nach drei Jahren
und nach der Prüfung des Widerrufs abzuschaffen und durch zwei
Möglichkeiten zu ersetzen, eine Niederlassungserlaubnis zu bekommen:

Nach fünf Jahren Aufenthaltserlaubnis bekommen anerkannte Flüchtlinge
(Asylberechtigte und Konventionsflüchtlinge) eine
Niederlassungserlaubnis, wenn sie arbeiten und die A2-Prüfung
bestanden haben. Allerdings werden die Zeiten des Ankunftsnachweises
und der Aufenthaltsgestattung, also die Zeiten des Asylverfahrens, auf
die fünf Jahre angerechnet. Wer also mit Verwaltungsverfahren und
Gerichtsverfahren schon fünf Jahre im Asylverfahren zubringt, kann mit
der Anerkennung praktisch sofort eine Niederlassungserlaubnis erhalten
- und damit läuft ein späteres Widerrufsverfahren ins Leere.

Dazu gibt es noch eine Niederlassungserlaubnis für ganz schnelle: Wer
drei Jahre hier ist, aber das C1-Zertifikat besitzt und von der
eigenen Arbeit leben kann, bekommt da schon die
Niederlassungserlaubnis. Auch hier werden die Zeiten des
Asylverfahrens, also die Zeiten des Ankunftsnachweises und der
Aufenthaltsgestattung angerechnet. Während aber bei der "langsamen"
Niederlassungserlaubnis Ausnahmen möglich sind, im Einzelfall kann der
Nachweis aussichtsreicher Bewerbungen oder einer Ausbildung reichen,
gibt es bei der schnellen Niederlassungserlaubnis keine Ausnahmen.

Damit ist das Erreichen der Aufenthaltszeiten unabhängig von der
Aufenthaltserlaubnis - die reguläre Widerrufsprüfung hängt nach wie
vor und seit 2005 an der Aufenthaltserlaubnis, die
Niederlassungserlaubnis ist jetzt davon losgekoppelt an die
Aufenthaltszeiten seit der Ausstellung des Ankunftsnachweises
geknüpft.

Anders ist es bei subsidiär Geschützten und Personen mit einem
Abschiebungsverbot: Sie können die Niederlassungserlaubnis nur unter
den regulären Bedingungen bekommen. Sie müssen also die
Aufenthaltserlaubnis fünf Jahre besitzen, vor allem müssen sie aber
fünf Jahre lang sozialversicherungspflichtig gearbeitet haben.

Der Sinn dieser Änderung, mit der der AfD Ja-Stimmen weggenommen
werden sollten, erschließt sich logisch nicht: Jetzt gibt es immer
wieder anerkannte Flüchtlinge, die eine Niederlassungserlaubnis
bekommen, bevor der Widerruf routinemäßig geprüft wurde. Die
AfD-Diskussion im Herbst 2016 hatte zum Thema, die
Niederlassungserlaubnis würde ja "bedingungslos" gegeben, auch denen,
die "gar nicht Deutsch lernen wollen". Das war allerdings kein
Problem, sondern ein Vorurteil - und damit die Änderung des Gesetzes
keine Lösung, sondern eine missglückte Kampagne.

Die Bedingungen für die Niederlassungserlaubnis führen jetzt dazu,
dass die eher "nützlichen" Flüchtlinge ein Widerrufsverfahren leichter
ins Leere laufen lassen können, wenn sie sich auskennen und gezielt
auf die Niederlassungserlaubnis hinarbeiten. Dazu muss man manchmal
nach dem Deutschkurs und dem Erreichen des C1-Zertifikats das
angestrebte Studium verschieben und erstmal einen Arbeitsplatz finden,
von dem man den Lebensunterhalt bestreiten kann. Damit bekommt man die
Niederlassungserlaubnis, kann die Arbeit kündigen und das geplanten
Studium aufnehmen. Das nützt niemandem, aber bei hirnlosen
Gesetzentwürfen der Großen Koalition und nächtlichen
Kompromiss-Verhandlungen im Bundesrat kommen leider immer wieder
solche Bestimmungen heraus.

Widerruf und keine Alternative?

Wird die Anerkennung oder der subsidiäre Schutz widerrufen, ohne dass
man Aussicht auf eine Aufenthaltserlaubnis mit anderem Zweck hat, muss
man ausreisen. Das haben viele bereits erfahren, die als
Schutzbedürftige während der Kriege auf dem Balkan (Bosnien, Kosova)
aufgenommen wurden.

Aber während von den Balkan-Flüchtlingen die "Nützlichen" in der Regel
ein Visum von Kanada, den USA oder Australien bekamen, blieben die
Alten und Kranken mit einer humanitären Aufenthaltserlaubnis oder
Ketten-Duldungen hier. Die jetzigen Änderungen im Bereich der
Niederlassungserlaubnis können dafür sorgen, dass in Zukunft auch mehr
Arbeitsfähige hier bleiben. Die Idee der SPD, die Unterscheidung
zwischen "nützlich" und "unnütz" in einem neuen Einwanderungsgesetz zu
treffen, wird noch länger auf sich warten lassen.

Die Zahlen aus dem Ausländerzentralregister zeigen, dass zur Zeit
20.439 Personen in Deutschland leben, deren Anerkennung widerrufen
wurde. Von ihnen haben 79,4 Prozent einen unbefristeten und 16,8
Prozent einen befristeten Aufenthaltstitel. Von ihnen kommen 7.148 aus
Kosova, 3.588 aus dem Irak, 2.840 aus der Türkei und 1.359 aus
Serbien. Berücksichtigt man, dass das BAMF im Jahre 2017 rund 400
Anerkennungen widerrufen hat oder widerrufen wird, entsprechen diese
mehr als 20.000 Personen den aus Sicht des BAMF erfolgreichen
Widerrufsverfahren aus 50 Jahren.

Aber nach dem Sinn zu fragen ist hier, wie bei vielen Bestimmungen im
Flüchtlingsbereich, der falsche Ansatz.
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GLEICHHEIT/6536: Regierungen und Konzerne verschärfen Internetzensur und Angriffe auf die Meinungsfreiheit


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Regierungen und Konzerne verschärfen Internetzensur und Angriffe auf die
Meinungsfreiheit

von Andre Damon

8. Januar 2018



Das Jahr 2018 beginnt mit einer internationalen Kampagne zur Zensur des
Internets. Auf der ganzen Welt reagieren die Technologiekonzerne auf die
politischen Forderungen der Regierungen mit einem harten Vorgehen gegen die
freie Meinungsäußerung, die von der amerikanischen Bill of Rights, der
Europäischen Menschenrechtskonvention und zahllosen internationalen
Abkommen geschützt wird.

Der Wirtschaftsnachrichtensender Bloomberg veröffentlichte einen Blogpost
mit dem Titel "Willkommen im Jahr 2018, dem Jahr der zensierten sozialen
Netzwerke". Er begann mit der Beobachtung: "Dieses Jahr sollte man sich
nicht darauf verlassen, dass die sozialen Netzwerke ihre wichtigste
Dienstleistung erfüllen: ein unzensiertes Podium für alle erdenklichen
Ansichten. Die Zensur hat bereits begonnen und wird nur noch umfangreicher
werden."In der letzten Woche fanden u.a. folgende Entwicklungen statt:

• In Deutschland trat am 1. Januar das "Netzwerkdurchsetzungsgesetz"
in Kraft, das für die Betreiber von sozialen Netzwerken Strafen von bis zu
50 Millionen Euro vorsieht, wenn sie vermeintlich bedenkliche Inhalte nicht
sofort entfernen. Deutsche Handelsgruppen und die Vereinten Nationen haben
davor gewarnt, das Gesetz könne Technologiekonzerne dazu anspornen,
geschützte Äußerungen zu verbieten.

• Am 3. Januar kündigte der französische Präsident Emmanuel Macron ein
Verbot von "Fake News" in Wahlkampfzeiten an, ein weiterer Schlag gegen die
freie Meinungsäußerung nach den drakonischen Maßnahmen, die während des
Ausnahmezustands umgesetzt wurden. Das Vorgehen von Frankreich und
Deutschland hat neue Forderungen nach einem für die ganze Europäische Union
gültigen Zensurgesetz ausgelöst.

• Die New York Times berichtete am 28. Dezember, Facebook habe den
Account des tschetschenischen Präsidenten Ramsan Kadyrow gelöscht,
offiziell weil er auf einer US-Sanktionsliste steht. Die American Civil
Liberties Union wies darauf hin, dass dies einen Präzedenzfall schafft und
der US-Regierung faktisch freie Hand gibt, weltweit die freie
Meinungsäußerung einzuschränken, indem sie Wirtschaftssanktionen gegen
einzelne Personen verhängen.

• Letzte Woche blockierten iranische Behörden soziale Netzwerke wie
Instagram, in denen Demonstrationen gegen Ungleichheit und Arbeitslosigkeit
organisiert wurden.

• Facebook hat sein Durchgreifen gegen palästinensische 
Facebook-Accounts verschärft und über 100 Forderungen von israelischen
Regierungsvertretern nach der Löschung von Accounts erfüllt.

Zuvor hatte die Trump-Regierung die Abschaffung der Netzneutralität
beschlossen. Die Technologiekonzerne haben damit freie Hand, den Zugang zu
Websites und Dienstleistern zu zensieren und zu blockieren.

Im August berichtete die World Socialist Web Site erstmals darüber, dass
Google linke, pazifistische und progressive Websites zensiert. Als Google
Änderungen an seinen Suchalgorithmen einführte, behauptete das Unternehmen,
sie seien politisch neutral und dienten nur dazu, "maßgeblichere Inhalte"
weiter nach oben zu befördern und "offensichtlich irreführende, qualitativ
minderwertige, anstößige oder offen falsche Informationen" herabzustufen.

Mittlerweile kann niemand mehr leugnen, dass die großen Technologiekonzerne
eine umfangreiche und systematische Online-Zensurkampagne durchführen und
sich dabei eng und aktiv mit mächtigen staatlichen- und
Geheimdienstbehörden absprechen.

In den fünf Monaten seit der Veröffentlichung der Ergebnisse der WSWS hat
Google seine Zensur linker, pazifistischer und progressiver Websites noch
weiter verschärft.

Obwohl sich die Zahl der Leser der World Socialist Web Site über direkte
Einträge und andere Websites erhöht hat, ist ihr Such-Traffic aufgrund der
systematischen Entfernung ihrer Artikel aus den Suchergebnissen weiter
gesunken. Der Such-Traffic auf die WSWS ist stärker gesunken als auf
irgendeine andere linke Website, mittlerweile um 75 Prozent, im August
waren es noch 67 Prozent.

Der Suchtraffic von Alternet.org ist um insgesamt 71 Prozent gesunken, im
August waren es 63 Prozent. Der Traffic von Consortium News ist
mittlerweile um 72 Prozent gesunken, bis August um 47 Prozent. Auch andere
Seiten wie Global Research und Truthdig verzeichnen einen deutlichen
Rückgang des Such-Traffics.

Die World Socialist Web Site schrieb in ihrer Neujahrserklärung: "Das Jahr
2018, das Jahr des 200. Geburtstags von Karl Marx, wird in erster Linie
durch eine enorme Verschärfung der sozialen Spannungen und durch eine
weltweite Zuspitzung des Klassenkampfs gekennzeichnet sein." Diese Prognose
hat sich seither durch die Massendemonstrationen im Iran, den wilden Streik
der Autoarbeiter in Rumänien und die wachsende Militanz der Arbeiter in
Europa und dem Nahen Osten bestätigt.

Die herrschenden Eliten auf der ganzen Welt reagieren auf dieses
Wiederaufleben des Klassenkampfs mit Versuchen, die freie Meinungsäußerung
im Internet abzuwürgen und zu unterdrücken. Als Vorwand dient ihr der
angebliche Kampf gegen "Fake News" und "ausländische Propaganda".

Die Arbeiterklasse muss gegen die Versuche Widerstand leisten, ihren
sozialen Widerstand zum Schweigen zu bringen.

Am 16. Januar wird die World Socialist Web Site eine Live-Diskussion über
Internetzensur zwischen dem Journalisten und Truthdig-Autoren Chris Hedges
und dem Vorsitzenden der Internationalen Redaktion der WSWS David North
veranstalten.

Diese Diskussion wird sich mit dem politischen Kontext der Versuche
befassen, das Internet zu zensieren und die Netzneutralität abzuschaffen.
Sie wird auf die Vorwände eingehen, mit denen die Unterdrückung der freien
Meinungsäußerung gerechtfertigt wird (z.B. "Fake News") und politische
Strategien zur Verteidigung demokratischer Rechte diskutieren. Hedges und
North werden außerdem Fragen von Online-Zuhörern entgegennehmen.

Wir rufen alle Leser auf, sich zu registrieren, an dieser äußerst wichtigen
Diskussion teilzunehmen und Freunde und Kollegen darüber zu informieren
[1].


Anmerkung:

[1] https://www.eventbrite.com/e/organizing-resistance-to-internet-censorship-tickets-41629871065
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LICHTBLICK/223: "Café Rückenwind" - Ein Ort für Begegnungen?


der lichtblick - Gefangenenzeitung der JVA Berlin-Tegel

Heft Nr. 372 - 3/2017

Ein Projekt der katholischen Gefängnisseelsoge: "Café Rückenwind".
Ein Ort für Begegnungen?



Für (Erst-)Ausführungen und andere soziale Kontakte werden dem
Inhaftierten neue Möglichkeiten eröffnet. Somit werden andere Wege
aufgezeigt, die uns hoffen lassen.

Seit längerer Zeit sitzt Pfarrer Friedrichowicz an einem Projekt, das
ihm sehr am Herzen liegt. In ehrenamtlicher Arbeit sollten ehemalige
Insassen, aber auch Inhaftierte, an einem Ort außerhalb der
Haftanstalt zur Verfügung gestellt bekommen.

Die Idee zum Betreiben des "Café Rückenwind" war einfach der Wunsch,
einen Ort zu schaffen, an dem (Ex)-Inhaftierte sich treffen können.
Ein Ort, an dem sie gern gesehen sind, ohne dass sie wegen ihrer
Vergangenheit schräg angeschaut werden. Ein Ort, an dem man bei Kaffee
und Kuchen ein Stück Heimat findet, an dem keine blöden Fragen
gestellt werden und an dem man Menschen findet, die einem hilfreich
zur Seite stehen.

Ehrenamtliche leisten vertrauensvolle Arbeit und auch an anderen
Hilfen soll kein Mangel herrschen. Es soll sich herumsprechen und zu
einem festen Treffpunkt werden. Wiedereingliederung als feste Größe
und durch persönliche Erfahrung gelebt.

Der Arbeitskreis "Gefangenen-Café Rückenwind" eröffnete im Juni seine
Pforten und die ersten Früchte konnten schon geerntet werden, indem
zwei Insassen der JVA-Tegel ihre Ausführungen zu diesem "Anlaufpunkt"
durchführen durften. Einer der beiden äußerte sich überaus zufrieden
und meinte, dass das Projekt Potential hat. Lobende Erwähnung fand
seiner Meinung nach auch der kurze Weg, so dass wenig wertvolle Zeit
verloren geht, im Vergleich zu anderen Zielen, die von Seiten der
Anstalt sonst angesteuert werden. Wie wir hören, sollen die nächsten
Zusammenkünfte auch schon geplant sein, so dass wir hoffnungsfroh in
die Zukunft blicken können.

Pfarrer Friedrichowcz hat uns ein paar Zeilen zukommen lassen, um die
Idee des Projektes vorzustellen.

«Ein Café-Projekt als Brücke zwischen drinnen und draußen der Kath.
Gefängnisseelsorge der JVA-Tegel in den Räumen der Pfarrei St. Rita in
Berlin-Reinickendorf. Irgendwann fragst du dich, was kath.
Gefängnisseelsorge in einem Knast wie Tegel eigentlich sein soll. Bist
du lediglich ein Kiosk für kostenlosen Kaffee, Tabak, Telefon und
Pfarrersprechstunden oder was?

Dieser Eindruck scheint sich jedenfalls hartnäckig in den Köpfen
vieler Insassen zu halten. Meine Erfahrung mit Gefängnisseelsorge
entwickelt sich ständig weiter, ist wohl nie abgeschlossen und kennt
inzwischen natürlich auch viele Lebens- und Knastgeschichten und
selbstverständlich viele Gesichter. Ich bin sozusagen in den Knast
gekommen, weil ich nach 25 Jahren Gemeindeseelsorge, noch einmal eine
neue Herausforderung gesucht hatte. Auf der alten Düsseldorfer "Ulmer
Höh" machte ich ein Praktikum, dort herrschte ein strenges Regime,
sowohl unter den Beamten als auch unter den Knackis. Ich traf auf
völlig bekiffte Typen mit allem drum und dran und einen Sack Schulden
obendrauf. Dort sprach ich auch mit einem Inhaftierten, der von zwei
Mitgefangenen schwer misshandelt und vergewaltigt worden war. Ich
dachte, was ist das hier für eine schreckliche und beschissene Welt!

Gemeindemitglieder haben mich gefragt "für diese Verbrecher" wollen
Sie uns verlassen? Inzwischen habe ich selber fast acht Jahre Tegel
hinter mir, und ja, ich bin hier vielen Männern begegnet, die
scheinbar nur Tabak und Kaffee brauchten. Mich erreichten etliche
Telefonate von ehemaligen Inhaftierten aus Tegel, die Hilfe suchten
oder nur mal ein wenig im Pfarramt quatschen wollten. Da erwachte bei
mir langsam die Erkenntnis: Die brauchen einen Treffpunkt wie jeder
andere Bürger auch.

Ohne Rückfragen und ohne Misstrauen. Die brauchen dich! Und sie
brauchen uns! Es soll also ein Café werden. Eine ungezwungene
Anlaufstelle für Männer und Frauen in den Räumen der Pfarrei St. Rita
in der General-Woyna-Straße 56, in 13403 Berlin, ca. 400m vom
U-Bahnhof Scharnweberstraße der Linie 6, bzw. 1,5 Km von der JVA Tegel
entfernt. Ein Kreis von Frauen und Männern aus der Gemeinde deckt die
Tische, kocht Kaffee, backt Kuchen und steht für eine warme
Willkommenskultur.

Vertrauen ist garantiert. Wir arbeiten rein ehrenamtlich und wollen
keine Konkurrenz zu bestehenden Einrichtungen der Berliner
Gefangenenhilfe sein. Und doch wollen wir mithelfen, dass Ehemalige
"draußen" wieder Mut und Fuß fassen. Wir sehen zunächst zwei
Arbeitsfelder.

1. Begegnungen im Café: In der Anlaufphase wird das Café jeden 2. und
4. Donnerstag im Monat von 17:00 - 19:00 Uhr geöffnet sein. Die
nächsten Male sind dann am 24.08. 07.09. 21.09. 05.10. und 19.10.
Sollte sich der Bedarf erhöhen, treffen wir uns wöchentlich.

2. Wir bieten einen Anlaufpunkt für erste Ausführungen und für
Ausführungen zu Treffen mit Familie und Freunden. Wir tun dies in dem
Bewusstsein, dass Menschen nach dem Knast wieder ein möglichst
geordnetes, ja normales Leben führen wollen. Insofern sind wir eine
Selbsthilfegruppe oder Info-Börse. Ohne das die Gesellschaft
Kopfschmerzen bekommt und ohne moralisch porös zu sein, kann der
Alltag so für viele Gefangene entspannt beginnen.

Wir denken, dass das nach etlichen Haftjahren für die Insassen wichtig
ist und nicht unerwähnt bleiben sollte. So kann sich
Wiedereingliederung auch von seiner konstruktiven Seite zeigen, damit
eine Rückfälligkeit minimiert werden kann. Ohne Hilfe von außen werden
viele Inhaftierte nicht in der Lage sein, ein straffreies Leben zu
führen und ihre Sozialisationsmängel zu beseitigen.»



An dieser Stelle wollen wir den ersten Besucher des "Cafés Rückenwind"
zu Wort kommen lassen. "Auch wenn es ungewöhnlich ist, möchte ich mich
zuerst bei den verantwortlichen Mitarbeitern der Teilanstalt V und
beim Teilanstaltsleiter bedanken. Schließlich hätten sie sich auf das
"Experiment" nicht einlassen müssen. Auch wenn der Termin einige Male
verschoben wurde, am 31.07.2017 fand er statt, und es ging in
Begleitung von zwei Beamten in Zivil zu Fuß in die
General-Woyna-Straße.

Das Wetter war schön, die Beamten entspannt und mir fiel sofort auf,
dass alles protokolliert wurde. Der Spaziergang dauerte exakt 23
Minuten. Bei schlechtem Wetter hätten wir die U-Bahn genutzt
(Kurzstrecke). Eine Fahrt mit dem Taxi bis zur Freien Hilfe in der
Brunnenstraße hätte wesentlich länger gedauert. Das spart Zeit und
Geld. In der Pfarrei konnte ich feststellen, die Räumlichkeiten dort
sind gut geeignet, um Ausführungen aus sozialen Gründen durchzuführen.
Wer sich z.B. mit seinen Kindern treffen möchte, kann auf ein
reichhaltiges Angebot an Spielen zurückgreifen. Das liegt sicherlich
daran, weil der Raum auch von den Kindern der St. Rita-Kickers genutzt
wird. Dadurch wirkt er nicht steril, sondern vermittelt das Gefühl,
für einige Stunden am normalen Leben teilnehmen zu können. Rückwirkend
betrachtet machte ich im Café eine kleine Zeitreise - und das sowohl
in die Vergangenheit wie in die Zukunft.

So eine Atmosphäre wirkt sich positiv auf den Insassen und seine
Familienmitglieder aus. Ein Stück gelebter Normalität, wenn auch nur
für einige Stunden, aber immerhin lange genug, um neue Energie und
Zuversicht tanken zu können."

Es bleibt uns zu hoffen, dass die Anstalt die Arbeit von Pfarrer
Friedrichowicz unterstützt und auch die Gefangenen aus den anderen
Teilanstalten die Möglichkeit erhalten, ihre (Erst-)Ausführungen
dorthin zu unternehmen. Es wäre ein Gewinn für alle Beteiligte.

N. K.

 * 
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OSSIETZKY/985: Juristischer Quantensprung


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 25 vom 30. Dezember 2017

Juristischer Quantensprung

von Ralph Hartmann



Im nüchternen, mit hochmoderner Computertechnik ausgestatteten ersten
Gerichtssaal des Haager Jugoslawien-Tribunals am Churchillplatz Nr. 1
ist das Licht ausgegangen. Die Richter in respektheischenden roten
Roben auf blauen Sesseln vor blauem Hintergrund haben ihre Arbeit
eingestellt. Der 1993 geschaffene Gerichtshof ist nach fast 11.000
Prozesstagen Geschichte. Der Berliner Jurist Wolfgang Schomburg, der
hier sieben Jahre lang Richter war, zog Bilanz: "Es ist ein
Quantensprung auf dem Weg zu mehr Gerechtigkeit gewesen, dass dieses
Gericht eingerichtet wurde." So zitierte ihn der Tagesspiegel,
um selbst festzustellen: "Das UN-Tribunal für das ehemalige
Jugoslawien in Den Haag war für die internationale Justiz ein
Riesenschritt." Spiegel online stand dem Blatt nicht nach und
meinte, es habe "ein wegweisendes Kapitel in der Weltjustizgeschichte"
geschrieben. Und die Frankfurter Rundschau sah die Bedeutung
des Tribunals noch globaler, denn es "machte die Gerechtigkeit zum
Faktor in der Weltpolitik".

Wie weit der "Quantensprung" und der "Riesenschritt" reichten, wie
groß die "Gerechtigkeit" war, zeigten viele der 161 vor allem gegen
Serben geführten Prozesse. Keiner aber offenbarte exemplarisch den
wahren Charakter des Gerichtshofes so wie das Verfahren gegen den
ehemaligen Präsidenten Jugoslawiens und Serbiens, Slobodan
Milošević. Beginn und Ende des Prozesses seien in Erinnerung
gebracht.

Am Dienstag, dem 12. Februar 2002, exakt um 9.30 Uhr war es soweit.
Der Vorhang hob sich und der "Prozess der Prozesse" begann.
Milošević war angeklagt in 66 Punkten der Verbrechen gegen
die Menschlichkeit und schwerer Kriegsverbrechen. 1200 Medienvertreter
aus aller Welt hatten sich eingefunden, die Mehrzahl von ihnen
verfolgte das Geschehen in Nebenräumen auf großen Bildschirmen. Nach
der Eröffnung durch Richter Richard George May verlas die
Chefanklägerin Carla Del Ponte ihre einleitende Erklärung. Sie, die es
vehement abgelehnt hatte, die Kriegsverbrechen der NATO im 78-tägigen
Bombenterror gegen Jugoslawien zu ermitteln, beschrieb den Angeklagten
als machtbesessenen Kriegsherrn ohne Ideale, dessen Verbrechen an eine
"nahezu mittelalterliche Barbarei" erinnerten.

Anschließend hielt der Staatsanwalt Geoffrey Nice, ebenso wie Richter
May aus dem NATO-Land Großbritannien kommend, ein endlos langes
Eröffnungsplädoyer, in dem er nachzuweisen versuchte, dass den Untaten
des Expräsidenten "das Verbrechen der gewaltsamen Beseitigung der
Nichtserben" zugrunde liegt, "damit Milošević einen
zentralistisch-serbischen Staat erhält und kontrolliert". Mit
Tonaufzeichnungen, Fotos und Videos machte er seine Anklage
streckenweise zu einem Lichtbildervortrag über die in Jugoslawien
während der Bürgerkriege geschehenen Gräuel, für die
Milošević verantwortlich sei. Nices Plädoyer war
ausschließlich darauf gerichtet, den Angeklagten als "Balkanmonster"
hinzustellen, denn dessen Gegner in den NATO-Metropolen hatten ihm nie
verziehen, dass er seinen sozialistischen Idealen treu geblieben war,
konsequent für den Erhalt der multinationalen jugoslawischen
Föderation eintrat, der Weltbank, dem Internationalen Währungsfonds
und der NATO die Stirn bot. So hatten sie ihn ausgerechnet während der
verbrecherischen Aggression des Kriegspaktes gegen Jugoslawien
angeklagt. Am dritten Prozesstag erhielt Milošević das
Wort. Nachdrücklich und wohlbegründet kennzeichnete er die
Beschuldigungen als ein "Meer von Lügen und bewussten Fälschungen, die
das Opfer einer kriminellen Aggression als kriminellen Täter
darstellen sollen". Seiner aussichtslosen Lage war er sich bewusst.
"Dieser Prozess ist nicht fair: Auf der einen Seite steht ein riesiger
Apparat, sind die Medien und (Nachrichten)-Dienste, und ich habe nur
eine öffentliche Telefonzelle. Sie möchten, dass ich mit gebundenen
Händen und Füßen an einem Schwimmwettkampf über 100 Meter teilnehme.
Dies ist ein Wettkampf zwischen Recht und Unrecht." Aus guten Gründen
ging er detailliert auf den Angriff der NATO-Staaten ein, "die
zusammen 676-mal stärker als Jugoslawien sind" und warf ihnen
"Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Verstöße gegen
die Genfer Konvention" vor. Dem Beispiel des Anklägers folgend,
untermauerte er seine Darlegungen mit Fotodokumenten über die
NATO-Verbrechen: zerstörte Gebäude, Fabriken, Krankenhäuser, Leichen,
Leichenteile, verkohlte Körper, von Raketen zerfetzte albanische
Flüchtlinge.

Sein erster Auftritt war so beeindruckend, dass selbst zahlreiche
Korrespondenten aus NATO-Staaten feststellten, dass
Milošević so vom Angeklagten zum Ankläger wurde. So blieb er
es auch an den folgenden 247 Verhandlungstagen. Der Expräsident, der
sich selbst verteidigte, führte die Kreuzverhöre der 300 Zeugen der
Anklage so überlegen, dass alle Anschuldigungen zusammenbrachen.
Darunter makabererweise auch die Verhöre mit den für den brutalen
Luftkrieg gegen Jugoslawien maßgeblich verantwortlichen NATO-Generälen
Wesley Clark und Klaus Naumann.

Der Prozess drohte für die Anklage zu einem Debakel zu werden. Die
Drahtzieher gerieten in Verwirrung. Unter Berufung auf ein Gespräch
mit dem stellvertretenden US-Außenminister John Bolton verfasste
Jeffrey Kuhner, einer der führenden Ideologen der Republikanischen
Partei, einen Beitrag, den die Washington Times am 24. Oktober
2004 veröffentlichte. Darin wurde Alarm geschlagen: "Die
Bush-Administration fordert jetzt, dass die Hauptanklägerin... Del
Ponte, ihre Fälle vor dem Gericht zu Ende bringt... Washington hat
jetzt in der Tat verstanden, dass es ein Frankenstein-Monster
geschaffen hat... Das Tribunal hat einen Misserfolg erlitten."

Was tun? Miloševićs angeschlagene Gesundheit bot einen
Ausweg. Bereits 2002 hatte ein vom Gericht bestellter niederländischer
Kardiologe bei dem Angeklagten einen extrem hohen Bluthochdruck mit
sekundärem Organschaden, Erweiterung der linken Herzkammer,
diagnostiziert. Er warnte, dass der Druck des Verfahrens zu extremer
Erschöpfung, zu Gehirnschlag, Herzinfarkt und Tod führen könnte.
Dessen ungeachtet lehnte das Tribunal eine Behandlung durch
Miloševićs Belgrader Ärzte ab und verweigerte ihm die von
diesen verordneten Medikamente. Im Gegenteil, man verabreichte ihm
kontraindizierte. Damit nicht genug, seinem Antrag, sich wegen seiner
akuten Leiden am weltbekannten Moskauer Bakuljew-Zentrum von
russischen Herzspezialisten behandeln zu lassen, wurde nicht
stattgegeben, obwohl die russische Regierung schriftliche Garantien
für seine Rückführung nach Den Haag gegeben hatte. Auch ein
Wiedersehen mit seiner Frau Mira verweigerte das Tribunal ihm. Noch
einen Tag vor seinem Tod hatte Milošević seinem
Rechtsberater Zdenko Tomanovic gesagt, dass man ihn vergiften wolle,
worüber der Berater umgehend das holländische Justizministerium, die
Polizei und die russische Botschaft mit einem handschriftlichen Brief
Miloševićs an Außenminister Lawrow informierte. Es war zu
spät. Am Morgen des 11. März 2006 wurde Milošević tot in
seiner drei mal fünf Meter großen Einzelzelle im Scheveninger
Gefängnis nahe Den Haag aufgefunden. Seine Angehörigen baten, eine
Obduktion in Moskau durchführen zu lassen. Das Tribunal lehnte das ab.
Warum wohl? Die vom Gericht angeordnete Untersuchung des Leichnams
ergab, dass der langjährige Präsident Jugoslawiens und Serbiens an
einem Herzinfarkt gestorben war.

Einen Tag vor seinem Tod hatte Milošević in einem
Telefongespräch mit dem stellvertretenden Vorsitzenden der
Sozialistischen Partei Serbiens (SPS), Milorad Vucelic, gesagt: "Sie
werden mich nicht brechen können." Das waren seine letzten
überlieferten Worte. Mit ihnen hat er Recht behalten. Sie haben ihn
nicht gebrochen, zu Tode gebracht haben sie ihn.

Von den insgesamt 161 angeklagten Personen wurden 84 verurteilt. Das
letzte Strafverfahren endete am 29. November 2017. Zum 31. Dezember
2017 wird der Strafgerichtshof offiziell geschlossen.

Keines der in Den Haag geführten Verfahren hat so anschaulich und
überzeugend gezeigt, dass das Jugoslawien-Tribunal ein
"Quantensprung", ein "Riesenschritt", ein "wegweisendes Kapitel in der
Weltjustizgeschichte" war, wie der Schauprozess gegen Slobodan
Milošević. Nur unverbesserliche Ignoranten könnten dem
widersprechen.

 * 
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VORWÄRTS/1345: Ignoranz oder Propaganda?


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 43/44 vom 21. Dezember 2017

Ignoranz oder Propaganda?

von Siro Torresan



In einem der reichsten Länder der Welt streitet das Parlament über
100 Millionen Franken bei der Entwicklungshilfe. In seiner Rede
erinnert der PdA-Nationalrat Denis de la Reussille daran, dass die
Entwicklungshilfe ein Auftrag der Verfassung und gesetzlich verankert
ist.


100 Millionen Franken an Entwicklungsgeldern streichen. Dieses
Vorhaben hatte die Finanzkommission des Nationalrats mit einer knappen
Mehrheit von 13 gegen 12 Stimmen beschlossen. Die Debatte im
Nationalrat Anfang Dezember war dann von den vielen Kürzungs- und
Streichungsanträgen der SVP geprägt. Besonders zu profilieren
versuchte sich dabei der SVP-Mann Peter Keller. In seinem Eifer für
das Wohl der Eidgenossenschaft gab er skurrile Sachen von sich: So sei
die Entwicklungshilfe "eine neue Form von Kolonialismus", die keine
Unterstützung des Bundes benötige. Ein solche Aussage kann zwei Gründe
haben: Entweder beruht sie auf dem Nichtkennen der Tatsachen, sprich
Ignoranz, oder sie hat übelste, unmenschliche Politpropaganda zum
Ziel. Ein Beispiel als Hilfe zur entsprechenden Meinungsbildung: In
den letzten zehn Jahren flossen rund 88 Millionen Franken an
Entwicklungsgeldern nach Äthiopien, aber nicht direkt an die
äthiopische Regierung. Das Geld kam der von Armut betroffenen
Bevölkerung zugute, hauptsächlich über Projekte der Uno und
internationaler Nichtregierungsorganisationen. Dazu gehörte
insbesondere der Zugang der Bevölkerung und von Nutztieren zu Nahrung,
Wasser und Gesundheitsversorgung. Mit dem Geld aus der reichen Schweiz
wurde zudem die Unterbringung sowie die Arbeitsintegration von
Flüchtlingen vor Ort unterstützt. Äthiopien ist sowohl ein
Herkunftsland als auch Transit- und Zielland für Flüchtlinge und
MigrantInnen. Als eines der ärmsten Länder der Welt beherbergt es über
880.000 Flüchtlinge - in ganz Afrika nach Uganda am zweitmeisten. Dazu
kommen rund zwei Millionen intern Vertriebene. "Neue Form von
Kolonialismus" oder ist der Kolonialismus einer der Hauptgründe für
das Elend dieser Menschen? Und um auf Herrn Keller zurückzukommen:
Ignoranz oder üble Propaganda? Die Antwort sei den LeserInnen
überlassen.


Meilenweit entfernt

Es ist schlicht und einfach beschämend, dass das Parlament eines der
reichsten Länder der Welt überhaupt über die Streichung von 100
Millionen Entwicklungsgeldern streitet. Denn was sind 100 Millionen im
Vergleich zu den 673,5 Milliarden Franken (!) an Vermögen, das die 300
Reichsten in der Schweiz besitzen? Es sind genau 0,014 Prozent! Hinzu
kommt die Zielvorgabe der Uno für Industrieländer in Sachen
Entwicklungsgelder und die hält fest, dass mindestens 0,7 Prozent des
BIP dafür aufzubringen ist. Auch die Schweiz hat sich mit Worten zu
diesem Ziel bekannt, ist aber mit den Taten meilenweit davon entfernt.
Das hat auch PdA-Nationalrat Denis de la Reussille in seiner guten
Intervention im Rat unterstrichen. Er begann seine Rede, indem er die
VolksvertreterInnen an zwei wichtige Fakten erinnerte. Erstens an die
Verfassung, denn da steht im Art. 54 geschrieben: "Der Bund trägt
namentlich bei zur Linderung von Not und Armut in der Welt, zur
Achtung der Menschenrechte und zur Förderung der Demokratie, zu einem
friedlichen Zusammenleben der Völker sowie zur Erhaltung der
natürlichen Lebensgrundlagen." Und zweitens an das "Bundesgesetz über
die internationale Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe".
Dort ist unter anderem zu lesen: "Die Entwicklungszusammenarbeit
unterstützt die Entwicklungsländer im Bestreben, die Lebensbedingungen
ihrer Bevölkerung zu verbessern. Sie soll dazu beitragen, dass diese
Länder ihre Entwicklung aus eigener Kraft vorantreiben." Will man
diese Vorgaben erfüllen, "müssen die dazu nötigen finanziellen Mittel
zur Verfügung gestellt werden", hielt der PdA-Genosse fest.

Eine sachdienliche Entwicklungszusammenarbeit ist von einer stabilen
Finanzierung und einer langfristigen Planung abhängig. Somit würde
eine abrupte Kürzung der Gelder das bisher Erreichte in Gefahr bringen
oder gar das Ende der längerfristigen Projekte bedeuten. Der
PdA-Nationalrat schloss sein Votum mit einer klaren Aufforderung ab:
"Während wir bequem auf unserem Polstersessel sitzen, wäre es sinnvoll
sich an Folgendes zu erinnern: Mit der Kürzung von 100 Millionen
Franken bei der Entwicklungshilfe verdammen wir Tausende von Menschen
in die Misere, zur Flucht oder gar zum Tod." Was für ein Unterschied
zu Peter Keller, der für einmal zu den VerliererInnen gehörte, denn
der Nationalrat schickte das Vorhaben seiner Partei mit 100 zu 88
Stimmen bachab.

 * 
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MAGAZIN/835: WDR Quarks - Kampf gegen die Kilos, 9.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Quarks: Kampf gegen die Kilos - Wie endlich die gute Figur
gelingt

Dienstag, 09.01.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen



Wer will sie nicht, eine gute Figur. Zum Jahresanfang nehmen sich
wieder viele vor, ab sofort besser auf ihre Ernährung zu achten, mehr
Sport zu treiben und abzunehmen. Doch bereits nach kürzester Zeit sind
die guten Vorsätze über Bord geworfen. Woran liegt das? Quarks
erklärt, warum das Abnehmen so schwierig ist und wie Diäten dazu
führen können, dass man am Ende dicker ist als vorher. Was aber kann
man tun, damit in diesem Jahr die gute Figur endlich gelingt?


Was beim Fasten passiert

Wer sich beim Abnehmen quält, möchte vor allem Fettpolster loswerden.
Aber an seine Fettreserven geht der Körper erst ganz zuletzt. Von den
etwa sieben Kilogramm, die man in zwei Wochen Fasten verliert, sind
nur rund eineinhalb Kilogramm Fett. Quarks begleitet einen Mann bei
seinem Fastenprogramm und zeigt wie der Körper sich auf die geringe
Kalorienzufuhr einstellt.


Jo-Jo-Effekt mit Folgen

Jeder, der schon einmal eine Diät gemacht hat, kennt diesen Effekt.
Zunächst purzeln die Pfunde, aber sobald man wieder normal isst, geht
das Gewicht erneut hoch. Und bald ist die nächste Diät fällig. Dieser
Jo-Jo-Effekt ist aber nicht nur frustrierend, sondern auch gefährlich.
Quarks klärt auf, wie es dazu kommt und warum man ihn lieber nicht
riskieren sollte.


Sport lohnt sich 

Dieser Vorsatz lohnt sich wirklich: beim Abnehmen kann Bewegung
unterstützen, weil sie den Kalorienverbrauch ankurbelt. Regelmäßiger
Sport hat zudem viele weitere positive Effekte auf unsere Gesundheit.
Kann Sport sogar unser Leben verlängern? Forschungsergebnisse zeigen
die verblüffende Wirkung der Bewegung.

 * 
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SPORT/770: WDR - Somalis auf Schlittschuhen. Ein wahres Wunder, 10.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Somalis auf Schlittschuhen - Ein wahres Wunder

Eine WELTWEIT-Reportage von Karin af Klintberg und Anders
Helgeson

Deutsche Bearbeitung: Ingrid Terhorst

Mittwoch, 10.01.2018, 22.55 - 23.25 Uhr, WDR Fernsehen



Auf dem Eis sind Somalis normalerweise nicht gerade zu Hause. Auch
Temperaturen unter 20 Grad Celsius sind für sie eher ungewohnt. Und
doch stellen sie eine Nationalmannschaft im Bandy, träumen sogar von
der Teilnahme an der Weltmeisterschaft in Sibirien. Bandy, das ist
eine Art Großfeld-Eishockey mit Ball im Freien - im hohen Norden eine
sehr beliebte Sportart.

Die Idee für das schwarzafrikanische Nationalteam entstand im
schwedischen Borlänge. Und die Geschichte geht um mehr als nur Sport.
In dem kleinen schwedischen Städtchen allein wurden in den letzten
Jahren 3.000 somalische Flüchtlinge aufgenommen. Der Stadtteil in dem
sie meist wohnen wird schon "Little Mogadischu" genannt. So ist die
erste afrikanische Bandy Nationalmannschaft vor allem ein
Integrationsprojekt.

Die Balance auf dem Eis zu halten, rechtzeitig zu bremsen, das alles
müssen die Somalis in kürzester Zeit lernen - vom Tore schießen ganz
zu schweigen.

 * 
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FEATURE/941: Deutschlandfunk Kultur - O Stimmcoach, hilf!, 10.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

O Stimmcoach, hilf!

Ein vokaler Selbstversuch

Von Andra Joeckle

DKultur 2015/53'43

Feature

Mittwoch, 10. Januar 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Stimmkundige halten mir den Spiegel vor: schreddrig, kiekst, eiert,
knarrt. O Gott, was für eine Stimme, o Stimmcoach, hilf! Ich möchte
meine Stimme tragen wie ein hinreißendes Kleid. Die Optimierer raten:
Tiefer soll sie sitzen. Weiter tragen. Mehr Seide darin, weniger
Bruch. Weg die Verlacher und Weichmacher. Ich gehe ans
Stimmtrimm-Werk: artikuliere mit Kieseln im Mund, spiele mit meiner
Stimme durch einen Strohhalm ins Wasser, lasse Urlaute los und
schwinge zum Sprechen das Lasso - bis meine innere Stimme zu Wort
kommt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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MUSIK/2446: Deutschlandfunk Kultur - Der Komponist Joseph Martin Kraus, 9.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vor dem Vergessen bewahrt

Der Komponist Joseph Martin Kraus und sein Retter Frederik Samuel
Silverstolpe

Von Wolfram Enßlin

Alte Musik

Dienstag, 9. Januar 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Als der aus dem Odenwald stammende Komponist Joseph Martin Kraus 1792
im Alter von nur 36 Jahren in Stockholm starb, hinterließ der
bedeutende musikalische Repräsentant der glanzvollen Gustavianischen
Epoche ein vielseitiges musikalisches OEuvre. Zum Zeitpunkt seines
Todes waren die einzelnen Kompositionen jedoch weit verstreut und
lagen häufig nur in singulären handschriftlichen Exemplaren vor.
Wenige Jahre nach Kraus' Tod begann der schwedische Diplomat und
Musikenthusiast Frederik Samuel Silverstolpe in Vorbereitung einer
größeren Kraus-Biografie verlässliche Informationen über ihn bei
Familienangehörigen und Weggenossen einzuholen. Wie er dabei
gleichzeitig einen Großteil seiner Kompositionen, nicht zuletzt seines
geistlichen Frühwerks, vor der Vergessenheit bewahrte, thematisiert
diese Sendung.

 * 
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MUSIK/2445: WDR 3 - Jazzfest 2018. Alan Pasqua und die WDR Big Band, 9.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR 3 Jazzfest 2018: Alan Pasqua und die WDR Big Band

Moderation: Karsten Mützelfeldt

WDR 3 Jazz & World

Dienstag, 09.01.2018, 22.04 - 24.00 Uhr, WDR 3



Ein brillanter Pianist und Komponist, selten in Europa und umso
willkommener beim WDR 3 Jazzfest in Gütersloh: Alan Pasqua ist Gast
der WDR Big Band. Grund genug, ihn näher vorzustellen.

Es gibt Aufnahmen, die ihn als klangsensiblen Feingeist zeigen und
solche, in denen er Teil eines voll-elektrifizierten Powerhouse ist.
Alan Pasqua hat sich zwar in den letzten Jahren vor allem von einer
akustischen, lyrischen und jazzigen Seite gezeigt, insbesondere als
Mitglied des Peter Erskine Trios, allerdings würde er sich nie als
"analog man" bezeichnen, denn sein Faible für Fusion und Elektronik
ist immer noch da. Pasqua wurde als sehr junger Keyboarder der vor
Energie berstenden Tony Williams Lifetime bekannt und spielte danach
u.a. bei Bob Dylan und Santana. Und als Studio-Größe in L.A. fühlt er
sich in Pop, Soul und Filmmusik gleichermaßen zuhause. Alan Pasqua
kommt dem nah, was die Amerikaner "a complete musician" nennen.

Redaktion: Bernd Hoffmann

 * 
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PREIS/303: Mein Hörbuch 2017 - WDR verleiht erstmals Publikumspreis (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 8. Januar
2018

Mein Hörbuch 2017 - WDR verleiht erstmals Publikumspreis



Wenn am 6. März 2018 der Deutsche Hörbuchpreis verliehen wird, gibt es
erstmals auch den Preis für "Mein Hörbuch 2017 - Der WDR
Publikumspreis", über den die Hörerinnen und Hörer der WDR
Hörfunkprogramme entscheiden dürfen.

Im Dezember war das WDR Publikum aufgerufen, seine Lieblingshörbücher
einzureichen: Welches 2017 erschienene Hörbuch hat besonders
gefesselt? Welche Sprecherinnen oder Sprecher haben restlos überzeugt?
Welche literarische Umsetzung hat positiv überrascht?

Aus allen Nennungen hat der WDR eine Top Ten erstellt, die nun in die
finale Abstimmung geht. Bis zum 4. Februar 2018 hat das WDR Publikum
die Möglichkeit, unter publikumspreis.wdr.de über den Gewinner
abzustimmen.


Zur Auswahl stehen: 

Zsuzsa Bánk: Schlafen werden wir später

Christiane von Beuningen: Stillstand!

Matthias Brandt: Raumpatrouille. Geschichten.

Rebecca Gablé: Die fremde Königin,

Daniel Kehlmann: Tyll Uhlenspiegel

Marc-Uwe Kling: Qualityland

Karine Lambert: Und jetzt lass uns tanzen

Jo Nesbø: Durst

Klaus Strenge: Der Kinderfresser

Leonie Swann: Gray

Den festlichen Rahmen der Preisverleihung wird am 6. März die Gala zum
Deutschen Hörbuchpreis bilden. Durch den Abend führt Moderator und
Entertainer Götz Alsmann, für das musikalische Rahmenprogramm sorgt
neben anderen Gästen Yvonne Catterfeld.

Die Verleihung des Deutschen Hörbuchpreises bildet traditionell den
Auftakt des internationalen Literaturfestes lit.COLOGNE, das am 6.
März durch die Schauspielerin und Komikerin Cordula Stratmann eröffnet
wird.

 * 

Quelle:
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KURSUS/1662: Mönchengladbach - Websiten mit "WordPress" vom 16.-19.1.2018


VHS-Kurs: Websiten mit WordPress (Bildungsurlaub)



Wie die eigene Website mit WordPress erstellt wird, lernen die
Teilnehmer vom 16. bis 19. Januar, jeweils von 9 bis 16 Uhr einem
VHS-Seminar. Dabei geht es um die individuelle Gestaltung und Nutzung
der eigenen Webseite. WordPress ist ein Content-Management-System
(CMS) zur Verwaltung der Inhalte (Texte und Fotos). Ob Maler, Musiker
oder Künstler, WordPress eignet sich für verschiedenste
Online-Projekte. Das Seminar findet in der Volkshochschule an der
Lüpertzender Straße 85 statt und kostet 155 Euro. Die Kosten für ein
Lehrbuch zu HTML (15 Euro) sind in der Kursgebühr enthalten. (Kurs-Nr.
181B5711T)

Weitere Information und Anmeldung sind unter www.vhs-mg.de, Tel. 02161
/ 25-6400 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Januar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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ONKOLOGIE/1880: Krebs der Bauchspeicheldrüse - Welche Rolle spielt das Immunsystem? (idw)


Universitätsklinikum Heidelberg - 05.01.2018

Krebs der Bauchspeicheldrüse: Welche Rolle spielt das Immunsystem?

Wissenschaftlerin der Chirurgischen Universitätsklinik Heidelberg erhält
Max-Eder-Nachwuchsgruppen-Förderung der Deutschen Krebshilfe für die
Erforschung bösartiger Krebserkrankungen der Bauchspeicheldrüse



Dr. Susanne Roth, Assistenzärztin der Chirurgischen Universitätsklinik
Heidelberg, erforscht wie das Immunsystem eine besonders häufige und
aggressive Krebserkrankung der Bauchspeicheldrüse, das duktale
Pankreasadenokarzinom, beeinflusst. Bislang haben betroffene Patienten
kaum Aussicht auf Heilung, wirksame Medikamente gibt es noch nicht.
Welche Strukturen im Pankreaskarzinom kann das Immunsystem erkennen? Welche
Ansatzpunkte für Medikamente gibt es? Langfristiges Ziel ist eine
kombinierte Therapie für Betroffene: die Chemotherapie soll dann durch
eine gezielte Immuntherapie unterstützt werden. In den nächsten vier
Jahren wird Dr. Susanne Roth mit ihrer Arbeitsgruppe an den notwendigen
Grundlagen forschen. Für ihr Projekt erhält sie eine
Max-Eder-Nachwuchsgruppen-Förderung der Deutschen Krebshilfe von mehr als
640.000 Euro; die Chirurgische Universitätsklinik und die Medizinische Fakultät
der Universität Heidelberg unterstützen das Vorhaben zusätzlich mit
eigenen Mitteln - sodass für die Nachwuchsgruppe insgesamt mehr als
1.000.000 Euro Forschungsgelder zu Verfügung stehen.

Das duktale Pankreaskarzinom entsteht in den Drüsengängen der
Bauchspeicheldrüse und macht etwa 95 Prozent aller Krebserkrankungen
dieses Organs aus. Jedes Jahr erkranken in Deutschland 16.000 Menschen
daran. Der Krebs wächst sehr aggressiv und bildet innerhalb kürzester
Zeit Tochtergeschwüre, sogenannte Metastasen. Oft wird die Krankheit
erst in einem fortgeschrittenem Stadium erkannt - nur sieben Prozent der
Patienten leben fünf Jahre nach der Diagnosestellung noch. Lediglich
eine frühzeitige und vollständige Entfernung des Tumors bietet die Chance
auf Heilung.

Auf der Suche nach neuen immuntherapeutischen Ansätzen gegen
Bauchspeichdrüsenkrebs

"Wie das Immunsystem die Tumorentstehung in der Bauchspeicheldrüse
beeinflusst, ist noch weitgehend unverstanden", erläutert Dr. Susanne
Roth. "Bisher sind immuntherapeutische Ansätze bei dieser Krebserkrankung
daher noch wenig erfolgreich." Während ihrer Forschungstätigkeit am
Helmholtz Zentrum und der Technischen Universität in München hat sich
die junge Wissenschaftlerin der Grundlagenforschung gewidmet. Dabei hat
sie Signalwege in Immunzellen untersucht und Moleküle identifiziert, die
für die angeborene Immunantwort eine Rolle spielen. "Um eine passende Reaktion
einzuleiten, muss das Immunsystem den Tumor zunächst erkennen. Nur dann
kann es die Tumorzellen zerstören. Bei unserer Forschungsarbeit steht
die angeborene Immunität im Fokus", erklärt Dr. Susanne Roth.

Patientenproben, Tiermodell und erste Medikamenten-Tests im Labor

Immunzellen haben verschiedene Rezeptoren, die Eindringlinge aufspüren
können. Die Arbeitsgruppe um Dr. Susanne Roth interessiert, welcher
dieser Rezeptoren auf die Tumorzellen in der Bauchspeicheldrüse reagiert. "Je
nachdem welcher Rezeptor angesprochen wird, kann die Reaktion des
Immunsystems sehr unterschiedlich ausfallen. Bei manchen wird die
körpereigene Abwehr gehemmt, bei anderen wird sie dazu veranlasst, den
Eindringling zu bekämpfen", erklärt Dr. Susanne Roth. Die Arbeitsgruppe
wird sowohl mit Tumor-Zellproben von Heidelberger Patienten arbeiten,
als auch am Maus-Modell forschen. "Medikamente, die bestimmte Reaktionen
fördern oder unterdrücken gibt es schon." Diese Medikamente sollen im
nächsten Schritt im Zellkulturmodell getestet werden.

Max-Eder-Nachwuchsgruppenförderung der Deutschen Krebshilfe

Die Max-Eder-Nachwuchsgruppenförderung der Deutschen Krebshilfe wendet
sich an hochqualifizierte Onkologen unter 35 Jahren. Mit der Förderung
können sie eine eigenständige Arbeitsgruppe etablieren und werden bei
der Weiterentwicklung ihrer wissenschaftlichen Karriere unterstützt.


Weitere Informationen finden Sie unter:

https://www.klinikum.uni-heidelberg.de/Willkommen.100293.0.html 

Allgemein-, Viszeral- & Transplantationschirurgie, Chirurgische
Universitätsklinik Heidelberg

https://www.europaeisches-pankreaszentrum.de/epz/

Europäisches Pankreaszentrum

https://www.krebshilfe.de/forschen/foerderung/foerderprogramme/nachwuchsfoerderung/max-eder-nachwuchsgruppen/ 

Max-Eder-Nachwuchsgruppenprogramm der Deutschen Krebshilfe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution665

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Heidelberg, Julia Bird, 05.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UROLOGIE/321: Urothelkarzinom - direkte Vergleichsstudien von Atezolizumab, Pembrolizumab und Nivolumab sinnvoll (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) -
04.01.2018

Atezolizumab, Pembrolizumab und Nivolumab bei Urothelkarzinom: Direkte
Vergleichsstudien sinnvoll

2017 vier Dossierbewertungen mit Vergleichen zwischen Immun- und Chemotherapien
für dasselbe Anwendungsgebiet / Vergleich der Immuntherapien untereinander fehlt



Nach Nivolumab und Pembrolizumab hat das Institut für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) Ende 2017 mit Atezolizumab
einen dritten monoklonalen Antikörper zur Behandlung des Urothelkarzinoms
begutachtet. In zwei frühen Nutzenbewertungen zu diesem Wirkstoff kommt
das Institut zu einem gemischten Ergebnis: Für eine Erstlinientherapie
Erwachsener mit lokal fortgeschrittenem oder metastasiertem
Urothelkarzinom, für die eine cisplatinhaltige Chemotherapie ungeeignet
ist, ist ein Zusatznutzen von Atezolizumab gegenüber der
Vergleichstherapie mangels geeigneter Daten nicht belegt. Nach einer
Vorbehandlung mit platinbasierter Chemotherapie, also als
Zweitlinientherapie, gibt es dagegen einen Anhaltspunkt für einen
beträchtlichen Zusatznutzen. Ähnlich durchwachsen waren auch die beiden
anderen Dossierbewertungen ausgegangen.

Durchwachsene Ergebnisse

Als Erstlinientherapie anstelle einer Chemotherapie kommt derzeit keiner
der drei Wirkstoffe in Betracht: Auch für Pembrolizumab ist ein
Zusatznutzen gegenüber der Vergleichstherapie nicht belegt, und Nivolumab
ist für einen Erstlinien-Einsatz nicht zugelassen. In der Zweitlinie, also
nach einer chemotherapeutischen Vorbehandlung, sieht es besser aus: Für
Atezolizumab gibt es einen Anhaltspunkt und für Pembrolizumab einen
Hinweis auf einen beträchtlichen Zusatznutzen. Ein Zusatznutzen von
Nivolumab als Zweitlinientherapie ist dagegen mangels geeigneter
Studiendaten nicht belegt.

Datenlage uneinheitlich

Die breite Spanne der Resultate ist maßgeblich durch die uneinheitliche
Datenlage zu erklären. Für drei der insgesamt fünf Fragestellungen haben
die Hersteller keine Studien benannt, in denen ihre Wirkstoffe direkt
einer Vergleichstherapie gegenübergestellt wurden. Stattdessen reichten
sie Daten aus einzelnen Studienarmen ein, die zudem teils unvollständig
waren. Für zwei Fragestellungen gibt es dagegen jeweils eine randomisierte
kontrollierte Studie, aus der hervorgeht, dass die Vorteile der neuen
Wirkstoffe im Vergleich zu Chemotherapien schwerer wiegen als ihre
Nachteile. Die in den Dossiers benannten Studien beziehungsweise
Studienarme unterscheiden sich auch stark in den Patientenzahlen und
weiteren Details.

Head-to-Head-Studien wünschenswert

"Dass wir zwei Zweitlinientherapien positiv bewerten konnten, aber für
keinen der Wirkstoffe vernünftige Erstlinien-Studiendaten vorliegen, ist
schon kurios", meint dazu Jürgen Windeler, der Leiter des IQWiG.

"Außerdem sieht das Verfahren der frühen Nutzenbewertung leider nicht vor,
dass neue Wirkstoffe gegeneinander verglichen werden", ergänzt er. "Beim
Urothelkarzinom würde sich das geradezu aufdrängen: Jetzt haben wir drei
Wirkstoffe für dasselbe Anwendungsgebiet, aber die Bewertungsergebnisse
können nicht vernünftig in Beziehung gesetzt werden. Man sollte zum
Beispiel Ärztinnen und Ärzten nicht zumuten, mehrere Bewertungen
eigenhändig zu vergleichen, um zu entscheiden, welche Immuntherapie sich
für ihre Patienten am besten eignet."

Da solche Konstellationen mit jedem weiteren Jahr nach der Einführung der
frühen Nutzenbewertung häufiger werden, wäre die Zeit reif für eine
Modifikation des Verfahrens, die es dem Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA)
und damit auch dem IQWiG ermöglicht, sich explizit auf bereits erfolgte
Nutzenbewertungen zu beziehen. Und wenn die Hersteller die für eine gute
Versorgung notwendigen direkten Vergleiche weiterhin nicht selbst
durchführen, sollten solche Studien öffentlich gefördert werden - so
Jürgen Windelers Appell.

G-BA beschließt über Ausmaß des Zusatznutzens

Die Dossierbewertungen sind Teil der frühen Nutzenbewertung gemäß
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG), die der G-BA verantwortet.
Nach Publikation der Dossierbewertungen führt der G-BA ein
Stellungnahmeverfahren durch und fasst einen abschließenden Beschluss über
das Ausmaß des Zusatznutzens.

Einen Überblick über die Ergebnisse der Nutzenbewertungen des IQWiG geben
folgende Kurzfassungen. Auf der vom IQWiG herausgegebenen Website
gesundheitsinformation.de finden Sie zudem allgemein verständliche
Informationen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

Dr. Anna-Sabine Ernst, 04.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1427: Mit Müsli gegen Arthritis (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 05.01.2018

Mit Müsli gegen Arthritis



Dass eine gesunde Ernährung unser allgemeines Wohlbefinden steigert, ist
altbekannt. Jetzt haben Forscher der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg (FAU) herausgefunden, dass eine ballaststoffreiche Kost
den Krankheitsverlauf von chronisch-entzündlichen Gelenkerkrankungen
positiv beeinflussen und zu einer Stärkung der Knochen führen kann. Ihre
Ergebnisse haben die Wissenschaftler im renommierten Fachmagazin Nature
Communications (DOI: 10.1038/s41467-017-02490-4) veröffentlicht.

Schlüssel für die Wirkung unserer Ernährung auf die Gesundheit sind die
Darmbakterien: Eine gesunde Darmflora besteht aus einer Vielzahl von
Bakterienarten. Jeder erwachsene Mensch trägt etwa zwei Kilogramm an
gutartigen Bakterien in seinem Darm. Diese Verdauungshelfer zerlegen
Ballaststoffe in einzelne Bestandteile, so dass der Körper sie aufnehmen
kann. Dabei entstehen kurzkettige Fettsäuren, die für den Körper wichtig
sind. Diese liefern Energie, regen die Darmbewegung an und wirken
entzündungshemmend. Die Darmbakterien bekämpfen darüber hinaus
Krankheitserreger, die in den Verdauungstrakt gelangen. Bekannt ist, dass
die Zusammensetzung der Darmflora schützende, aber auch krankmachende
Effekte haben kann. Ein intaktes Zusammenleben der verschiedenen Bakterien
schützt die Darmwand und verhindert, dass sie für Krankheitserreger
durchlässig wird.

In der aktuellen Veröffentlichung in Nature Communications zeigen die
FAU-Forscher, dass es jedoch nicht die Darmbakterien selbst sind, sondern ihre
Stoffwechselprodukte, die das Immunsystem beeinflussen und damit auch auf
Autoimmunerkrankungen wie die rheumatoide Arthritis wirken. Unklar ist
noch, wie die Verständigung zwischen Darmbakterien und Immunsystem abläuft
und wie gegebenenfalls die Bakterien positiv beeinflusst werden könnten.
Im Fokus der Forscher stehen dabei die kurzkettigen Fettsäuren Propionat
und Butyrat, die innerhalb von Gärprozessen der Darmbakterien gebildet
werden. Diese Fettsäuren sind unter anderem in der Gelenkflüssigkeit zu
finden und man nimmt an, dass sie einen wichtigen Einfluss auf die
Funktionstüchtigkeit der Gelenke haben.

Die FAU-Wissenschaftler um Dr. Mario Zaiss von der Medizinischen Klinik 3
- Rheumatologie und Immunologie am Universitätsklinikum Erlangen konnten
zeigen, dass eine gesunde, ballaststoffreiche Ernährung die Darmflora so
verändert, dass mehr kurzkettige Fettsäuren, vor allem Propionat, gebildet
werden. Sie konnten eine erhöhte Konzentration der kurzkettigen Fettsäure
unter anderem im Knochenmark nachweisen, wo das Propionat bewirkte, dass
sich die Zahl der knochenabbauenden Zellen verringerte und damit auch den
Knochenabbau deutlich verlangsamte. Propionat wird schon seit den 1950er
Jahren als Konservierungsmittel in der Backindustrie verwendet und ist als
prominenter Vertreter kurzkettiger Fettsäuren nach EU Richtlinien als
Nahrungsmittelzusatzstoff überprüft und zugelassen.

"Wir konnten zeigen, dass eine bakterienfreundliche Ernährung
entzündungshemmend ist und zugleich einen positiven Effekt auf die
Knochenfestigkeit hat", sagt Studienleiter Dr. Mario Zaiss. "Unsere
Erkenntnisse bieten einen vielversprechenden Ansatz für die Entwicklung
innovativer Therapien bei entzündlichen Gelenkerkrankungen sowie für die
Behandlung von Osteoporose, die häufig bei Frauen nach der Menopause
auftritt. Wir können heute noch keine konkrete Empfehlung für eine
bakterienfreundliche Ernährung geben, aber ein morgendliches Müsli und
ausreichend Obst und Gemüse täglich hilft, einen artenreichen Bakterienmix
aufrechtzuerhalten."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg

Dr. Susanne Langer, 05.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3778: Schwerelosigkeit erhöht die menschliche Körpertemperatur (idw)


Charité / Universitätsmedizin Berlin - 05.01.2018

Astronauten fiebern im Weltraum: Schwerelosigkeit erhöht die menschliche
Körpertemperatur



Astronauten schweben schwerelos durch den Weltraum. Ein Zustand, den viele
gerne erleben würden. Doch so ein Trip ins Universum bedeutet Stress für
Körper und Psyche und hat auch Einfluss auf die Körpertemperatur.
Wissenschaftler der Charité - Universitätsmedizin Berlin konnten jetzt
beobachten, dass der Körper von Weltraumfahrern in der Schwerelosigkeit
regelrecht heiß läuft. Selbst im Ruhezustand liegt die Temperatur bei rund
einem Grad über dem Normalwert von 37 Grad. Die Ergebnisse der Studie sind
jetzt in der Fachzeitschrift Scientific Reports* veröffentlicht.

Die Forscher hatten wahrgenommen, dass die Weltraumfahrer unter einer Art
andauerndem Fieber litten. Betätigten sich die Weltraumpiloten sportlich,
stieg ihre Temperatur sogar häufig auf mehr als 40 Grad. Das Team um Prof.
Dr. Hanns-Christian Gunga, Stellvertretender Direktor des Instituts für
Physiologie, untersuchte bei Astronauten auf der Internationalen
Raumstation (ISS) anhand von Stirnsensoren die sogenannte Kerntemperatur,
die im Gehirn und in den inneren Organen herrscht. Sie fanden heraus, dass
die Temperatur nicht schlagartig steigt, sondern dass der Körper etwa
zweieinhalb Monate lang stetig wärmer wird, bis er sich bei ungefähr 38
Grad einpegelt. "Wir haben eine neue Technologie entwickelt, die einen
Hautoberflächentemperatursensor mit einem Wärmestromsensor kombiniert, um
selbst geringfügige Veränderungen der arteriellen Bluttemperatur zu
messen", erklärt Prof. Gunga. Mit Hilfe dieser Technologie testeten sie
die Kerntemperatur bei den Astronauten in Ruhe und während des Trainings
sowie vor, während und nach den Aufenthalten auf der ISS. "Der Körper kann
die überschüssige Hitze in der Schwerelosigkeit kaum loswerden. Der
Wärmeaustausch zwischen Körper und Umgebung ist in diesem Umfeld deutlich
erschwert", erläutert der Weltraumforscher. Schweiß verdampfe weniger als
auf der Erde, was erklärt, warum der Körper während der Trainingseinheiten
im All besonders schnell überhitzt.

Allzu starke Abweichungen der Kernkörpertemperatur können die physische
und mentale Körperleistung beeinflussen und sogar lebensbedrohlich sein.
Die neuen Erkenntnisse sollen zudem Einfluss auf die Gesundheit der
Astronauten bei zukünftigen Langzeit-Weltraumflügen haben. Prof. Gunga:
"Die Ergebnisse lassen durchaus auch die Frage aufkommen, wie sich unsere
optimale Kernkörpertemperatur im Verlauf der Evolution an die
Klimaveränderungen auf der Erde bereits anpasst hat und weiter anpassen
wird."


* Alexander C. Stahn et al.: Increased core body temperature in astronauts
during long-duration space missions. In: Scientific Reports 2017 Nov
23;7(1):16180. Doi: 10.1038/s41598-017-15560-w.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin, Jessica Oemisch, 05.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENETIK/120: Erst die Krankheit entdeckt, jetzt die Patienten (idw)


Universität Bielefeld - 05.01.2018

Erst die Krankheit entdeckt, jetzt die Patienten

Bielefelder Biochemiker bestätigen Ursache für zunächst unklare Symptome



Die Entschlüsselung des menschlichen Genoms macht es möglich:
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler können heute potenzielle
Erbkrankheiten entdecken, zu denen noch kein Patient bekannt ist. Eine
solche Krankheit ist "MPS III-E", nach ihrem Entdecker ursprünglich auch
"Dierks'sche Krankheit" genannt. Ärzte im Hadassah-Hebrew University
Medical Center in Jerusalem (Israel) stellten in drei Patientenfamilien
übereinstimmende Symptome einer fortschreitenden Erblindung fest, die auf
einen bislang unbekannten Gendefekt hindeuteten.

Genomanalysen an der Universität Lausanne (Schweiz) lieferten ein
Kandidaten-Gen, zu dem Professor Dr. Thomas Dierks von der Universität
Bielefeld bereits 2012 einen Forschungsartikel veröffentlicht hatte. Nach
Untersuchungen des Teams um Dierks steht nun fest - die Patienten haben
tatsächlich "MPS III-E". Ihre Analyse haben die Forschenden jetzt in dem
Journal "Genetics in Medicine" veröffentlicht, das im Nature-Verlag
erscheint.

Durch biochemische Untersuchungen und Erbgut-Analysen ließ sich die
Krankheit schließlich bei fünf Patienten der israelischen Familien
nachweisen. "Diese Personen können zunehmend schlechter sehen, weil ihre
Netzhaut verkümmert. Außerdem entwickeln sie eine Innenohr-Schwerhörigkeit",
berichtet Dierks. "Die gleichen Symptome haben wir - neben anderen - in unseren
früheren Studien auch bei Mäusen festgestellt."

Die Bielefelder Wissenschaftler hatten die Krankheit an Mäusen untersucht.
Sie schalteten in den Tieren das Gen ab, das für die Herstellung des
Enzyms Arylsulfatase G zuständig ist. So sorgten sie dafür, dass das
Kohlenhydrat Heparansulfat nicht mehr vollständig abgebaut werden konnte.

"Das Kohlenhydrat reichert sich dadurch in den Zellen an", erklärt Thomas
Dierks. Das passiert in den Lysosomen, den "Recyclinganlagen" der Zellen.
Durch die Stoffwechselstörung kommt auch der Abbau anderer Stoffe wie
Fette und Proteine nach und nach zum Erliegen. Das Lysosom dehnt sich
durch die "Vermüllung" aus und zerstört so die Zelle - und das ruft die
Symptome der Krankheit hervor.

Um sicherzugehen, dass das mutierte Gen der Patienten auch tatsächlich zu
dem Enzym-Defekt führt, untersuchte das Team von Dierks das Patienten-Gen
in einer Zellkultur. Die Zellkultur stellte das Enzym (Arylsulfatase G)
her. Das Ergebnis: "Das Enzym war tatsächlich stark beschädigt. Es kann
das Heparansulfat nicht aufspalten", sagt Dierks.

Eine Überraschung erlebten die Forscher, als sie sich im April 2017
erstmals mit den israelischen Patienten befassten. "Die Symptome zeigten
sich bei ihnen erst im Alter von 40 Jahren. Anhand unserer Untersuchungen
mit den Mäusen hatten wir angenommen, dass sie viel früher - vielleicht
nach zehn Jahren - auftreten", sagt Dierks. Den späten Ausbruch der
Krankheit erklärt er damit, dass große Teile des Heparansulfat-Moleküls
auch ohne Arylsulfatase G abgebaut werden können. "So braucht es mehr
Zeit, um sich anzureichern."

Weil jetzt die Ursache der Symptome feststeht, kann über eine
Enzym-Ersatz-Therapie der Patienten nachgedacht werden. "Das benötigte Enzym
lässt sich mit Hilfe von Zellkulturen biotechnologisch herstellen", sagt
Dierks. Für die Therapie wird das Enzym intravenös gespritzt, verteilt
sich über den Blutkreislauf im Körper und sollte in den Geweben das
Heparansulfat abbauen. "Allerdings ist das Gehirn für das Enzym schwer zu
erreichen. Außerdem müsste die Krankheit bereits vor Auftreten der
Symptome über Gentests diagnostiziert werden, damit die Therapie vor der
Ausbildung irreparabler Schäden begonnen werden kann." Nachdem jetzt
bekannt ist, zu welchen Symptomen die Erbkrankheit bei Menschen führt,
geht Dierks davon aus, dass der Gendefekt bei weiteren Personen
diagnostiziert wird. "Weitere Patienten dürften sich vor allem unter den
ungeklärten Fällen mit Usher-Syndrom finden lassen - so wird ein
kombinierter Seh- und Hörverlust bezeichnet."

An der Studie waren neben der Universität Bielefeld beteiligt: das
Hadassah-Hebrew University Medical Center in Jerusalem (Israel), die
Universität Lausanne (Schweiz), die Christian-Albrechts-Universität zu
Kiel, Institute of Technology Technion in Haifa (Israel) und die
University of Leicester (Großbritannien).


Originalveröffentlichung:

Samer Khateb, Björn Kowalewski, Nicola Bedoni, Markus Damme, Netta
Pollack, Ann Saada, Alexey Obolensky, Tamar Ben-Yosef, Menachem Gross,
Thomas Dierks, Eyal Banin, Carlo Rivolta, Dror Sharon: A homozygous
founder missense variant in arylsulfatase G abolishes its enzymatic
activity causing atypical Usher syndrome in humans. Genetics in Medicine.

http://doi.org/10.1038/gim.2017.227, erschienen am 4. Januar 2018.


Informationen finden Sie unter

http://bit.ly/2jSh4c6

Forscher entdecken Enzym-Erbkrankheit

(Pressemitteilung vom 11.06.2012)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution56

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bielefeld, Jörg Heeren, 05.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEDIEN/994: Neue Website des Max-Delbrück-Centrums für Molekulare Medizin ist online (idw)


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft -
04.01.2018

Die neue MDC-Website ist online!

Klare Struktur, ausdrucksstarke Bilder, responsives Design: Beim Relaunch der
Website des Max-Delbrück-Centrums für Molekulare Medizin (MDC) ging es vor allem
um Nutzerfreundlichkeit. Das Ergebnis ist seit dem 3. Januar 2018 online.



Wissenschaft ist spannend und schön. Diesen Eindruck vermittelt nicht
zuletzt die Optik der neuen Website des MDC, die gleich zu Beginn des
Jahres 2018 online gegangen ist. Ausdrucksstarke Bilder und eine leicht am
Bildschirm lesbare Schrift leiten den Nutzer zu den Inhalten, die er oder
sie sucht. Egal ob es sich um einen Experten handelt, einen jungen
Wissenschaftler, der einen Job sucht, oder um einen interessierten Bürger.
Gleichzeitig passt sich das Webdesign automatisch an das Gerät an, das
gerade genutzt wird. Auch auf dem Smartphone bleibt die Struktur
übersichtlich.

Das Herz des MDC und damit auch der Website sind seine derzeit mehr als 60
wissenschaftlichen Arbeitsgruppen. "Das war eine besondere
Herausforderung, denn im Grunde hat jedes Labor eine Website innerhalb der
Website", sagt Contentmanager Silvio Schwartz. "Damit haben wir nicht nur
einen großen Relaunch, sondern über 60 Relaunches geschafft."

"Karriere" - ein neuer Bereich auf der Webseite

Ein Anliegen war es, dem MDC ein Gesicht zu geben und so ist nun jeder
Arbeitsgruppenleiter mit einem Porträtbild zu sehen. Neben dem Profil des
jeweiligen Labors und den Teammitgliedern werden aktuelle Publikationen
und Nachrichten automatisch angezeigt. Gleichzeitig ermöglicht die
Zuordnung der Labore zu den Research Topics dem Nutzer, Querverbindungen
innerhalb des MDC zu erkennen und danach zu filtern. Alle Inhalte sind
zweisprachig - auf Deutsch und Englisch - abrufbar.

Neu ist unter anderem der Bereich "Karriere". Von der Berufsausbildung am
MDC über die Doktorandenprogramme und Angebote für Postdoktoranden oder
Kliniker bis hin zu offenen Stellen und Karriere-Entwicklung am MDC ist
hier alles zusammengefasst. Für die Experten unter den Nutzern ist die
wissenschaftliche Infrastruktur deutlicher sichtbar und ausführlicher
dargestellt. Außerdem gibt es eine Seite, auf der die aktuellen
Publikationen aller Arbeitsgruppen zu sehen sind. Neben der Datenbank für
Publikationen sind drei weitere Datenbanken mit der Website verzahnt.

Alles soll auf Anhieb auffindbar sein

Wer sich zunächst allgemein über das MDC, seine strategische Ausrichtung,
seine Geschichte oder seinen Umgang mit ethisch relevanten Themen
informieren will, wird unter dem Abschnitt "Das MDC" fündig. Hier wird
auch deutlich, wie wichtig Vernetzung innerhalb Berlins, der
Helmholtz-Gemeinschaft und der Welt für die Forscher am MDC ist.

"Uns ist wichtig, dass alles auf Anhieb auffindbar ist. Deshalb gibt es
innerhalb der Website nur eine flache Hierarchie mit maximal drei
Unterebenen", sagt Dr. Annette Tuffs, die die Kommunikationsabteilung des
MDC leitet. Das Webdesign für die insgesamt rund 3000 Seiten stammt von
der Berliner Agentur Studio Good, die Umsetzung übernahm Werk 21. Die
Struktur der Website, die das Content-Management-System Drupal 8 nutzt,
kann flexibel angepasst werden.

- Über das Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin (MDC)

Das Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft
(MDC) wurde 1992 in Berlin gegründet. Es ist nach dem deutsch-amerikanischen
Physiker Max Delbrück benannt, dem 1969 der Nobelpreis für Physiologie und
Medizin verliehen wurde. Aufgabe des MDC ist die Erforschung molekularer
Mechanismen, um die Ursachen von Krankheiten zu verstehen und sie besser zu
diagnostizieren, verhüten und wirksam bekämpfen zu können. Dabei kooperiert das
MDC mit der Charité - Universitätsmedizin Berlin und dem Berlin Institute of
Health (BIH) sowie mit nationalen Partnern, z.B. dem Deutschen Zentrum für
Herz-Kreislauf-Forschung (DHZK), und zahlreichen internationalen
Forschungseinrichtungen. Am MDC arbeiten mehr als 1.600 Beschäftigte und Gäste
aus nahezu 60 Ländern; davon sind fast 1.300 in der Wissenschaft tätig. Es wird
zu 90 Prozent vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und zu 10 Prozent
vom Land Berlin finanziert und ist Mitglied in der Helmholtz-Gemeinschaft
deutscher Forschungszentren.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mdc-berlin.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution672

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft

Martin Ballaschk, 04.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SUCHT/689: Das neue Präventionsprogramm "Trampolin" stärkt Kinder aus suchtbelasteten Familien (idw)


Katholische Hochschule Nordrhein-Westfalen - 04.01.2018

Kinder stärken mit "Trampolin-Mind"



Prävention von Substanzmissbrauch und psychischen Störungen bei Kindern
suchtkranker Eltern: Das präventive modulare Gruppenprogramm "Trampolin"
stärkt Kinder aus suchtbelasteten Familien in ihrer eigenen
Handlungsfähigkeit und reduziert deren psychische Belastung. Seit Anfang
Dezember entwickelt das Deutsche Institut für Sucht- und
Präventionsforschung (DISuP) der KatHO NRW dieses erfolgreiche Konzept mit
zusätzlichen achtsamkeitsbasierten Elementen weiter. "Trampolin-Mind" ist
der Titel des neuen Präventionsprogramms.

Voraussichtlich werden 366 Kinder im Alter von 8 bis 12 Jahren an der
klinischen Studie teilnehmen. Mindestens ein Elternteil weist eine
Alkohol- oder Drogenproblematik auf und die Kinder selbst befinden sich in
psychiatrischer (jedoch nicht suchtbezogener) Behandlung. Ein Drittel der
366 Kinder wird das neue "Trampolin-Mind"-Programm durchlaufen und ein
weiteres Drittel das ursprüngliche Trampolin-Programm. Eine dritte Gruppe
erhält das reguläre Therapieangebot ihrer Behandlung. So können die
Forscherinnen und Forscher des DISuP die drei Gruppen vergleichen und
überprüfen, ob und wie sehr das erweiterte Konzept wirkt. "Wir wollen
herausfinden, ob die Kinder z.B. besser mit Stresssituationen umgehen
können, ob sie weniger aggressiv auftreten oder Ängste und Selbstzweifel
zurückgehen, nachdem sie bei den neuen Modulen mitgemacht haben", erklärt
Prof. Dr. Michael Klein, Leiter des DISuP und Professor an der
Katholischen Hochschule NRW. "Mit den Erkenntnissen können wir unser
Präventionsprogramm Trampolin optimieren und Kinder aus suchtbelasteten
Familien weiter psychisch stärken."

Das Forschungsprojekt wird in Kooperation mit Kliniken der Kinder- und
Jugendpsychiatrie durchgeführt, die sowohl die Zielgruppe rekrutieren als
auch das neu standardisierte Kursprogramm von "Trampolin-Mind" sowie die
ursprüngliche Version von "Trampolin" durchführen werden. Schon das
"originale" Trampolin erfreute sich großer Nachfrage durch Fachkräfte, die
in der praktischen Arbeit mit Kindern aus suchtbelasteten Familien tätig
sind. "Trampolin" wurde vom DISuP in Zusammenarbeit mit dem Deutschen
Zentrum für Suchtfragen des Kindes- und Jugendalters (DZSKJ) am
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf entwickelt.

"Trampolin-Mind" ist ein Teilprojekt, welches im Rahmen des
Forschungsverbundes "IMAC-Mind: Verbesserung der psychischen Gesundheit
und Verringerung von Suchtgefahr im Kindes- und Jugendalter durch
Achtsamkeit: Mechanismen, Prävention und Behandlung" durchgeführt wird.
Dessen Laufzeit geht vom 1. November 2017 bis zum 31. Oktober 2021 und
wird gefördert vom Bundesministerium für Bildung und Forschung im Rahmen
der Fördermaßnahme "Gesund - ein Leben lang: Kinder- und
Jugendgesundheit". Koordinator des Verbundsprojektes ist das DZSKJ unter
der Leitung von Prof. Dr. med. Rainer Thomasius.

Das Deutsche Institut für Sucht- und Präventionsforschung (DISuP) der
Katholischen Hochschule Nordrhein-Westfalen (KatHO NRW) bietet seit 1999
praxisorientierte, angewandte Wissenschaft mit den Schwerpunkten
sozialwissenschaftlicher und psychologischer Sucht- und
Präventionsforschung.

Für Informationen zum Forschungsprojekt:

KatHO NRW | DISuP

Prof. Dr. Michael Klein

E-Mail: mikle(at)katho-nrw.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution402

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Katholische Hochschule Nordrhein-Westfalen, Julia Uehren, 04.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/4800: Warner Music Klassik News - 5. Januar 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 5. Januar 2018



"Ohne mein Cello keine Intuition!"

INTUITION, das neue Projekt des Cellisten Gautier Capuçon, ist eine
Autobiographie ohne Worte - von Saint-Saëns über Fauré, Massenet,
Elgar, Joplin und mehr. Mit fünf Jahren erhielt er seinen ersten
Cello-Unterricht, und seitdem ist das Instrument sein ständiger
Begleiter. Womit könnte Capuçon seinen Lebensweg also besser
beschreiben, als mit den Stücken, die seine Kindheit, Jugend und
Gegenwart prägen und geprägt haben?

Mit dem Programm geht Capuçon ab März auf große Deutschlandtour -
nach Hamburg, Hannover, Düsseldorf, Berlin, Braunschweig und
Frankfurt.

VÖ: 02. Februar - CD + DVD 0190295883959


Mozart: Strahlend und Poetisch

So vielfältig sich die Diskografie des Pianisten Piotr Anderszewksi
auch entwickelt hat - ein Komponist bildet durch seine Aufnahmen
einen roten Faden: Wolfgang Amadeus Mozart. Erneut wendet sich
Anderszewski in seinem dritten reinen Mozart-Album den
Klavierkonzerten zu - jenen Werken, die er wegen der besonderen
dialogisierenden Anlage und musikalischen Tiefe besonders schätzt.
Der Pianist hat diesmal mit dem Chamber Orchestra of Europe
zusammengearbeitet - einem der führenden Mozart-Orchester.

Konzerte in Städten wie Lübeck, Hamburg, Berlin, Essen, Köln,
München, Regensburg, Innsbruck, Salzburg, Wien.

VÖ: 26. Januar - CD 0190295724221


Bandoneon mit Seele

"Geben Sie den Tango nicht auf. Das ist die Linie, der Sie folgen
müssen! " Diesen Rat gab einst die französische Kompositionslehrerin
Nadia Boulanger ihrem Schüler Astor Piazzolla - einem Tanguero, der
ein Klassiker werden wollte und drauf und dran war, seine Wurzeln zu
verdrängen. Die Folge: Piazzolla machte nicht nur den Tango zur
Kunstmusik, sondern auch das Instrument, das untrennbar mit ihm
verbunden ist, klassikfähig: das Bandoneon. Einer seiner größten
Virtuosen kommt heute aus Belgien: Gwen Cresens, der nun mit einem
großen Konzertalbum die Faszination dieses Instrumentes lebendig
werden lässt.

VÖ: 19. Januar - CD 5054197949357


Liebe, Tyrannei und Triumph

Der Dokumentarfilm "Zuzana: Music is Life" erzählt die ergreifende
Geschichte der Zuzana Růžičková (* 14.01.1927,
† 27.9.2017). Ihre Karriere begann in der ČSSR, nachdem
sie während des Krieges als Heranwachsende bereits drei
Konzentrationslager überlebt hatte. Zuzanas Biographie ist nicht nur
deswegen außergewöhnlich, weil sie nach dem Krieg in die
Tschechoslowakei zurückgekehrt war, um sich ihren Kindheitstraum,
eine Berufsmusikerin zu werden, zu erfüllen, sondern auch, weil es
ihr auf ungewöhnliche Weise gelang, politisch und religiös
motivierter Verfolgung zu entgehen, während sie es gleichzeitig zu
internationalem Ruhm als Konzertmusikerin und großen Erfolgen auch
bei Wettbewerben brachte.

VÖ: 12. Januar - DVD + LP 880242643711


Sechs Star-Dirigenten auf einer Blu-ray

• Erleben Sie sechs herausragende Dirigenten des vergangenen
Jahrhunderts in dieser umfangreichen Sammlung ausgewählter Konzerte
inklusive der jeweils dazugehörigen Probenarbeiten.

• Mit den Star-Dirigenten Sir John Elliot Gardiner, Valery
Gergiev, Mariss Jansons, Zubin Mehta, Esa-Pekka Salonen und Christoph
von Dohnányi.

• Über sechs Stunden Standard-DVD-Qualität in der gewohnt
hervorragenden Audio-Qualität auf nur einer einzigen Blu-ray Disc.

VÖ: 05. Januar - Blu-ray 880242823342

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AKTION/2608: Raesfeld-Erle - Saxophon und Akkordeon mit "Cinema Italia" am 12.1.2018


"Cinema Italia" in Adelheids Spargelhaus

Saxophon und Akkordeon spielen am Freitag, 12. Januar, Werke zweier
berühmter Filmkomponisten / Kulturkreis Schloss Raesfeld lädt ein



Kreis Borken / Raesfeld-Erle. Zwei Ausnahmekönner im spannungsreichen
Dialog: Der in Rom lebende Altsaxophonist Rosario Giuliani und der
süditalienische Akkordeonvirtuose Luciano Biondini zelebrieren die
hohe Kunst des Duospiels. Grundlage für ihr Programm mit dem Titel
"Cinema Italiana" sind die Werke zweier der berühmtesten
Filmkomponisten des "Cinema Italiana": Ennio Morricone und Nino Rota,
deren Kompositionen sie neue Lebendigkeit einhauchen. Zu hören ist das
Duo am Freitag, 12. Januar, in Raesfeld-Erle: In Adelheids
Spargelhaus, Rhader Straße 69, beginnt das Programm der beiden Musiker
um 19 Uhr. Karten gibt es vor Ort an der Abendkasse. Veranstalter ist
der Kulturkreis Schloss Raesfeld.

Altsaxophonist Rosario Giuliani wurde 1967 im italienischen Terracina
geboren. 1990 wurde er Mitglied im "European Jazz Orchestra", einem
vom italienischen Rundfunksender RAI organisierten Orchester für junge
Talente aus ganz Europa. 1996 gewann Rosario Giuliani den
Massimo-Urbani-Preis als Italiens bester Altsaxofonist und im Jahre
2000 erstmalig den jährlichen Kritikerpoll des italienischen
Jazzmagazins "Musica Jazz" als Italiens bester junger Musiker.

Akkordeonist Luciano Biondini, Jahrgang 1971, stammt aus dem
süditalienischen Spoleto. Schon im Alter von zehn Jahren begann er mit
dem Akkordeonstudium. Als klassischer Solist gewann er zahlreiche
Preise, unter anderem die "Trophée Mondial de l'Accordéon" und den
"Premio Internazionale di Castelfidardo". Seit er sich 1994 dem Jazz
zuwandte, hat Biondini mit zahlreichen namhaften Musikern
zusammengearbeitet.

Karten gibt es an der Konzertkasse in Adelheids Spargelhaus am Freitag
ab 18 Uhr. Für Besucherinnen und Besucher, die nicht Mitglieder des
Kulturkreises Schloss Raesfeld sind, kosten die Karten für Erwachsene
17 Euro, die für Schüler und Studenten 11,50 Euro. Karten und auch das
Programmheft der Saison 17/18 können zudem in der Geschäftsstelle des
Kulturkreises Schloss Raesfeld unter Tel. 02564/98 99 110 oder per
E-Mail an kulturkreis@kreis-borken.de bestellt werden. Weitere
Informationen zum Kulturkreis Schloss Raesfeld und dessen Programm
finden sich im Internet unter www.kulturkreis-schloss-raesfeld.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Januar 2018

Kreis Borken

Büro des Landrats, Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 07 / 09

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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CROSSOVER/459: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Simon Wahl - Gitarrenvirtuose aus Wien ... Crossover von Pop, Rock, Hip Hop und Flamenco, 16.02.2018


Kulturcafé Komm du - Februar 2018

Simon Wahl - solo acoustic guitar

Crossover von Pop, Rock, Hip Hop und Flamenco

Konzert am Freitag, den 16. Februar 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Foto von Simon Wahl mit seiner Gitarre - Foto im Flyer: © by Simon Wahl]

[image: Plakat zum Konzert mit dem Gitarrenvirtuosen Simon Wahl am 16.2.2018 im Kulturcafé Komm du - Foto: © by Simon Wahl]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 16.02.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Simon Wahl - Gitarrenvirtuose aus Wien

Bass Slapping, Percussion, Fingerpicking und Melodiespiel

"Ausgefeilte Harmonik, solide Fingerstyle-Technik sowie eine Menge
Feingefühl und Fantasie" attestiert das Fachmagazin Akustik Gitarre
dem Musiker Simon Wahl. Als "One Man Band" verbindet er
virtuose Rhythmen mit gefühlvollen Melodien und entwickelt seinen
eigenen Stil, ein Crossover von Pop, Rock, Hip Hop und Flamenco.
Dabei entlockt er seiner Gitarre so verschiedenartige Klänge, daß
man meinen könnte, es seien mehrere Instrumente im Einsatz. Simon
Wahl, der nach einem Konzertgitarrenstudium in Linz als
Solokünstler bereits zahlreiche Konzerte im In- und Ausland gab und
einige renommierte Musikpreise gewann, spielt auf internationalen
Gitarrenfestivals regelmäßig mit Größen wie Adam Rafferty, Thomas
Leeb oder Don Ross.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Simon Wahl mit Gitarre - Foto: © by Simon Wahl]

Simon Wahl - Gitarrenvirtuose aus Wien

Foto: © by Simon Wahl



Simon Wahl - solo acoustic guitar

Zuhören, Genießen und Staunen - die Konzerte von Simon Wahl
sind ein Genuss für die Seele. Er wird auch als "Meister der
Melodien" bezeichnet und lässt seine Zuhörer in andere Welten
eintauchen. Der 28-jährige Solokünstler spielte zahlreiche Konzerte
im In- und Ausland, alleine in den Jahren 2011-2016 über 500 in neun
verschiedenen Ländern. 2015 schloss Simon Wahl sein
pädagogisches und künstlerisches Konzertgitarrenstudium bei Prof.
Michael Langer an der Anton Bruckner Privatuniversität in Linz mit
Auszeichnung ab. Er gewann mehrere Musikpreise u.a. den "Acoustic
Grand Slam" in Freiburg. Auf internationalen Gitarrenfestivals
spielt der Wahl-Wiener regelmäßig mit renommierten Gitarristen wie
Adam Rafferty, Thomas Leeb oder Don Ross zusammen.


"Simon is the best guitarrist I heard for a long time! He has this world class quality and you should keep an eye on him for the future!"
 
(Stephen Sedgwick, Gitarrenbauer, England)




Discografie:

Simon Wahl: A Language Called Music - Februar 2010

Simon Wahl: Déjà vu - September 2011

Simon Wahl: Fernweh EP - Dezember 2013

Simon Wahl: Meet Again - Januar 2017


Weitere Informationen:

Simon Wahl - Homepage:

http://www.simonwahl.com

Simon Wahl bei Facebook:

http://www.facebook.com/simonwahlofficial


Zum Reinhören & Anschauen:

Simon Wahl - Woven World composed by Andrew York (TV Concert, Kanal 21)

https://www.youtube.com/watch?v=Qwhb_isVF6s

Simon Wahl - Minor Swing (Django Reinhardt cover)

https://www.youtube.com/watch?v=iUuH6KVsdxE

Simon Wahl - Schlaflos (Official Music Video)

https://www.youtube.com/watch?v=llJYKdAD5iY




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst
eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und
Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im
Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10028: Berlin - Notos Quartett im Kammermusiksaal der Berliner Philharmonie, 10.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 4.1.2018

Debüt im Deutschlandfunk Kultur

10. Januar 2018, 20.00 Uhr: Notos Quartett im Kammermusiksaal der
Berliner Philharmonie



Im dritten Saisonkonzert der Reihe "Debüt im Deutschlandfunk Kultur"
am Mittwoch, 10. Januar 2018 um 20 Uhr im Kammermusiksaal der
Philharmonie, stellt sich mit dem Notos Quartett aus Deutschland eines
der zurzeit wohl ambitioniertesten jungen Klavierquartette dem
Berliner Publikum vor. Nach zahlreichen internationalen
Wettbewerbserfolgen und Auszeichnungen, zuletzt im Herbst mit dem ECHO
Klassik 2017 als bestes Nachwuchsensemble, entfaltet das Notos
Quartett mittlerweile eine rege internationale Konzerttätigkeit mit
gefeierten Debüts unter anderem in der Londoner Wigmore Hall, dem
Concertgebouw Amsterdam sowie auf Musikfestivals wie in Schwetzingen,
dem Rheingau oder in Mecklenburg-Vorpommern.

Beim Berliner Debüt bleibt das Notos Quartett seinem Anspruch treu,
sich neben den bekannten Meisterwerken für Klavierquartett auch Neuem
und Unbekanntem zu widmen: Neben Robert Schumanns Es-Dur- und Johannes
Brahms? g-Moll-Klavierquartett ist im Philharmonie-Kammermusiksaal die
Uraufführung eines neuen Werkes des ehemaligen Arditti-Quartett-
Mitglieds Garth Knox zu erleben.

10. Januar 2018, 20.00 Uhr Kammermusiksaal der Philharmonie

Robert Schumann: Klavierquartett Es-Dur, op. 47 (1842)

Garth Knox: "Echoes of Schumann" (Uraufführung)

Johannes Brahms: Klavierquartett Nr. 1 g-Moll, op. 25 (1861)

Das "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" ist eine der traditionsreichsten
Konzertreihen im deutschen Hörfunk. Junge vielversprechende
Dirigenten, Instrumentalisten und Ensembles, denen eine eindrucksvolle
Karriere zuzutrauen ist, präsentieren sich im Kammermusiksaal der
Berliner Philharmonie oder gemeinsam mit dem Deutschen Symphonie-
Orchester Berlin auf großer Bühne. Gegründet im Jahr 1959 unter dem
Namen "RIAS stellt vor", kann die Konzertreihe nach fast 60 Jahren auf
eine lange Liste von Debütanten zurückblicken, die später zu einer
Weltkarriere ansetzten.

Weitere Informationen: deutschlandfunkkultur.de/dasdebuet

Tickets ab 14 Euro (Studierende und Schüler 10 Euro)

Telefon: 030 - 20 29 87 11, Fax: 030 - 20 29 87 29,
Mail: tickets@roc-Berlin.de

Online: Webshop der ROC

Kartenbüro der ROC GmbH Berlin:

Charlottenstr. 56 | 2. OG | 10117 Berlin | am Gendarmenmarkt

Mo bis Fr 9.00 - 18.00 Uhr

Vorverkaufsstellen der Stadt und Kasse der Philharmonie

(jeweils mit Vorverkaufsgebühr)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10027: Raesfeld - Werke von Mozart, Bartholdy und mehr am 14. Januar 2018


Münsteraner Klaviertrio spielt im Rittersaal

Junges Trio ist am Sonntag, 14. Januar, im Schloss Raesfeld zu hören /
Konzert des Kulturkreises



Kreis Borken / Raesfeld. Obwohl sie noch so jung sind, liest sich ihr
musikalischer Werdegang beeindruckend: Die drei Musikerinnen und
Musiker des Klaviertrio MS haben schon zahlreiche Preise und
Auszeichnung im In- und Ausland entgegennehmen können. Und besondere
Auftritte hinter sich: Im Oktober 2014 konzertierte das Klaviertrio
auf Vorschlag des Deutschen Musikrats anlässlich des 80. Geburtstages
des Altbundespräsidenten Roman Herzog auf Schloss Bellevue. Jetzt sind
die drei Musikerinnen und Musiker in Raesfeld zu hören: Auf Einladung
des Kulturkreis Schloss Raesfeld spielt das Trio am Sonntag, 14.
Januar, im Rittersaal. Das Konzert beginnt um 17 Uhr.

Die Mitglieder des Klaviertrio MS, Sonja Kowollik (Klavier), Leon
Stüssel (Violine) und John Henrik Mackenroth (Cello), kennen sich seit
ihrer Kindheit aus Ensembles ihrer Musikschule. Gemeinsam wurden sie
zum Sommersemester 2011 als Jungstudenten in die Jugendakademie
Münster, dem Hochbegabtenförderungsprojekt der Westfälischen Schule
für Musik und der Musikhochschule Münster, aufgenommen. Alle drei
waren zu diesem Zeitpunkt bereits solistisch Preisträger renommierter
Wettbewerbe im In- und auch Ausland.

Seit Sommer 2012 bilden sie ein Klaviertrio unter der Leitung von
Thomas Reckmann (Dozent an der Musikhochschule Münster und der
Universität Osnabrück), das sich bereits 2013 auf allen drei Ebenen
des Wettbewerbes "Jugend musiziert" die Höchstpunktzahl erspielte. Auf
Landesebene erhielt es den Sparkassen-Förderpreis sowie auf
Bundesebene einen Sonderpreis der Deutschen Stiftung Musikleben,
verbunden mit der Aufnahme in ihr Stipendiatenprogramm.

In den Jahren 2013, 2014, 2015 und 2016 nahmen Sonja Kowollik, Leon
Stüssel und John Henrik Mackenroth am Deutschen Kammermusikkurs teil,
in dessen Folge mit mehrfachen Auftritten in den Matinee-Konzerten des
Bundeswettbewerbs "Jugend musiziert".

Auf dem Konzertprogramm in Raesfeld stehen das "Trio kv 502" von
Wolfgang Amadeus Mozart, das "Trio II Op. 5/2" von Joseph Woelfl sowie
Felix Mendelssohn Bartholdys "1. Trio op.49".

Der Eintritt für das Konzert kostet für Besucher, die nicht Mitglied
des Kulturkreises Schloss Raesfeld sind, 20 Euro, für Schülerinnen und
Schüler sowie Studentinnen und Studenten 12 Euro. Karten sowie das
Programmheft der Saison 2017/2018 können in der Geschäftsstelle des
Kulturkreises Schloss Raesfeld unter der Telefonnummer 02564/98 99 110
oder per E-Mail an kulturkreis@kreis-borken.de bestellt werden. Der
Verkauf an der Abendkasse beginnt im Schloss Raesfeld ab 16 Uhr.

Weitere Informationen zum Kulturkreis und dessen Programm finden Sie
im Internet unter www.kulturkreis-schloss-raesfeld.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Januar 2018

Kreis Borken

Büro des Landrats, Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 07 / 09

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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KLASSIK/10026: Ahaus - Werke von Brahms, Beethoven und mehr am 14.1.2018


Violine und Klavier erklingen im Fürstensaal

Kristóf Baráti und Gábor Farkas gestalten "Ahauser Schlosskonzert" am
Sonntag, 14. Januar



Kreis Borken/Ahaus. Wer schon immer einmal eine Stradivari live hören
und sehen wollte, hat nun die Gelegenheit dazu: Der Geiger Kristóf
Baráti gehört zu den wenigen Violinisten weltweit, die die Freude
haben, ein solches Instrument zu spielen. Eine Stradivari verlangt
eine besondere Meisterschaft, denn sie ist zwar von ausgesuchter
optischer und klanglicher Schönheit, gilt jedoch gemeinhin als schwer
zu spielen. Kristóf Baráti ist aber ein Meister seines Faches. Davon
kann sich das Publikum des nächsten "Ahauser Schlosskonzertes" selbst
überzeugen. Gemeinsam mit Pianist Gábor Farkas ist er am Sonntag, 14.
Januar, im Fürstensaal zu hören. Auf dem Programm stehen unter anderem
Werke von Beethoven, Brahms und Tschaikowsky. Beginn ist um 19.30 Uhr.

"Violinist Kristóf Baráti und sein Partner am Klavier Gábor Farkas
präsentieren ein wunderbar austariertes Programm, das uns die ganze
Faszination eines Duo-Abends mit den beiden wichtigsten Instrumenten
der Kammermusik näher bringen wird: der Geige und dem Klavier", freut
sich Norbert van der Linde, künstlerischer Leiter der "Ahauser
Schlosskonzerte" auf den ersten Termin im Jahr 2018. Spielen wird das
Ensemble die "Sonate Nr. 4 für Violine und Klavier in a-Moll" von
Ludwig van Beethoven, Johannes Brahms "Sonate Nr. 2 für Violine und
Klavier in A-Dur" und "Souvernir d'un lieu cher" von Pjotr Iljitsch
Tschaikowsky. Außerdem werden Eugène Ysaes Ballade "Sonate für Solo
Violine Nr. 3" sowie "Tzigane für Violine und Klavier" von Maurice
Ravel zu hören sein.

Kristóf Baráti, 1979 in Budapest geboren, wuchs in Venezuela auf. Nach
dem Studium in Caracas und Budapest entdeckte Professor Eduard
Wulfson, Direktor der "Stradivari Gesellschaft", den jungen
Violinisten im Jahre 1996 bei einem Wettbewerb und wurde sein
musikalischer Ratgeber und Mentor. 1997 war Baráti als jüngster
Finalist Gewinner des international renommierten
"Königin-Elisabeth-Wettbewerbs" in Brüssel und gewann zudem den
Publikumspreis. 2010 war er erster Preisträger des
"Paganini-Wettbewerbs" in Moskau. Der Musiker konzertiert regelmäßig
mit dem "Budapest Festival Orchester" sowie mit dem "Ungarischen
National Philharmonic Orchestra". Baráti gastiert weltweit in großen
Konzertsälen. Er spielt auf einer 1703 gebauten Stradivari "Lady
Harmsworth", einer Leihgabe der "Stradivari Gesellschaft".

Sein Partner in Ahaus, Gábor Farkas, begann sein Musikstudium bereits
im Alter von fünf Jahren und schloss dieses an der
"Franz-Liszt-Musikakademie Budapest" mit Auszeichnung ab. Als
Preisträger zahlreicher Wettbewerbe gewann der Klavierspieler auch den
ersten Preis der "National Piano Competition" in Ungarn, den "Béla
Bartók Klavierwettbewerb" in Baden bei Wien und den 63.
internationalen "Franz Liszt Klavierwettbewerb" in Weimar. Gábor
Farkas gastiert heute in den bedeutendsten Konzertsälen,
beispielsweise in Berlin, Calgary, London, Paris, Tokyo und Wien.

Der Preis für eine Karte beträgt in der Kategorie II 15 Euro.
Schülerinnen und Schüler sowie Studentinnen und Studenten zahlen 7,50
Euro. Die Karten der Kategorie I sind bereits vergriffen. Bestellungen
nimmt die Kulturabteilung des Kreises Borken im "kult -
Westmünsterland" in Vreden, Kirchplatz 14, unter Tel.: 02564/9899-111
und per E-Mail: t.wigger@kreis-borken.de (Montag bis Freitag)
entgegen. Am Samstag und Sonntag sind die Veranstalter unter Tel.:
0170/4415185 zu erreichen. Vorbestellungen sind bis Freitagmittag, 12.
Januar, möglich. Karten gibt es auch an der Abendkasse.

Das komplette Programm der Konzertreihe liegt beim Kreis Borken und
der Stadt Ahaus sowie in den Touristikbüros und den Filialen der
Sparkasse Westmünsterland in der Region Ahaus aus. Auf Wunsch können
die Programmhefte auch zugeschickt werden. Weitere Informationen zu
den Schlosskonzerten Ahaus gibt es auch im Internet unter

www.tourismus-kreis-borken.de/veranstaltungen/ahauser-schlosskonzerte/.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Januar 2018

Kreis Borken

Büro des Landrats, Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 07 / 09

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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LIEDER/1771: Wiesbaden - Liederabend mit Benjamin Russell am 22. Januar 2018


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Liederabend mit Benjamin Russell am 22. Januar im Foyer 

Franz Schubert »Die schöne Müllerin«



Am Montag, den 22. Januar 2018, um 19.30 Uhr, wird die Reihe der
Liederabende mit Bariton Benjamin Russell und Levi Hammer am Klavier
im Foyer des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden fortgesetzt.

Nachdem im Ballett Schuberts »Winterreise« in der Bearbeitung von Hans
Zender die musikalische Inspiration für die Choreografie bildete,
erklingt Franz Schuberts »Die schöne Müllerin« in einem Liederabend
mit Benjamin Russell. Der romantische Liedzyklus erzählt von einer
unglücklichen Liebesgeschichte, die bis heute berührt.

Der irische Bariton Benjamin Russell feierte in der aktuellen
Spielzeit unter anderem als Wolfram in »Tannhäuser« großen Erfolg.
Auch als Papageno in »Die Zauberflöte« ist er auf der Wiesbadener
Opernbühne zu erleben. Begleitet wird er von einem neuen Gesicht am
Hessischen Staatstheater, dem Musikalischen Assistenten und
Korrepetitor Levi Hammer.

Der Liederabend findet in Kooperation mit den Theaterfreunden
Wiesbaden e.V. statt.

Montag, 22. Januar 2018 um 19.30 Uhr

Foyer Großes Haus

Eintritt 13,20 Euro

Karten sind erhältlich an der Theaterkasse, telefonisch unter 0611/132 325 oder auf www.staatstheater-wiesbaden.de

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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VORTRAG/082: Oldenburg - Musik verstehen - geht das?, Komponisten-Colloquium am 12.01.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Musik verstehen - geht das?

Komponisten-Colloquium mit Philosoph Georg Mohr



Oldenburg. Kann man Musik "verstehen"? Mit dieser Frage beschäftigt
sich der Bremer Musikphilosoph Prof. Dr. Georg Mohr im
Komponisten-Colloquium am Freitag, 12. Januar. Beginn ist um 18.00 Uhr
im Kammermusiksaal der Universität (Campus Haarentor, Gebäude A11,
Ammerländer Heerstraße 69).

Im Alltag bezieht sich Verstehen häufig auf Wörter, Gegenstände oder
Bilder; Literarische Werke oder Gemälde zu verstehen, scheint demnach
ganz natürlich zu sein. Bei Instrumentalmusik fehlen diese Wörter oder
Bilder, man kann sich lediglich auf die Klänge, deren Verlauf und die
Beziehung zwischen den Tönen beziehen. Kann man bei Musik also
überhaupt von "verstehen" sprechen? Und ist Musikverstehen jedes Mal
etwas anderes, je nachdem, um welche Art von Musik es sich handelt?

Georg Mohr ist Professor für Philosophie mit dem Schwerpunkt
praktische Philosophie an der Universität Bremen. Neben der
Musikphilosophie forscht er zur Rechts- und Moralphilosophie sowie zur
Philosophie des Geistes.

Veranstalter des Colloquiums "Musik unserer Zeit" sind die Komponistin
und Hochschullehrerin Prof. Violeta Dinescu und Musikwissenschaftler
Roberto Reale vom Institut für Musik. Der Eintritt ist frei.

Weblinks

www.komponisten-colloquium.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 001/18 vom 5. Januar 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

Redaktion: Dr. Corinna Dahm-Brey

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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AUSLAND/8579: Aus aller Welt - 08.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Macron beginnt Staatsbesuch in China mit symbolischer Geste

Zum Auftakt seiner dreitägigen Chinareise hat Frankreichs
Staatspräsident Emmanuel Macron am Montag die alte Kaiserstadt Xian
in der Provinz Shaanxi besucht, dem Startpunkt der alten
Seidenstraße. Nach Angaben aus dem Élyséepalast sollen bei einem
Treffen mit dem chinesischen Präsidenten Xi Jinping diverse
Handelsverträge unterzeichnet werden. Zudem wollen die beiden
Staatschefs Fragen zum Nordkorea-Konflikt und den Klimawandel
erörtern. Geplant sei eine globale strategische Partnerschaft
zwischen Paris und Peking, hieß es aus Macrons Umfeld. 50
Unternehmenschefs begleiten den französischen Präsidenten auf
seiner ersten Ostasienreise, darunter die des Flugzeugbauers Airbus
und der Warenhauskette Auchan.

8. Januar 2018
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JUSTIZ/8579: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Festnahmen nach Razzia im Frankfurter Bahnhofsviertel

Im Zuge einer Drogenrazzia im gesamten Bereich des Frankfurter
Bahnhofsviertels hat die Polizei zwei Crackdealer festgenommen. Bei
ihnen wurden laut Behördenangaben insgesamt 8,8 Gramm der Droge mit
einem Straßenverkaufswert von rund 1.760 Euro gefunden. Die
sogenannten Cracksteine werden in Portionen von 0,01 bis 0,1 Gramm
geraucht. Die Polizeiaktion wurde unter Federführung der Anfang
Dezember 2017 eingerichteten Regionalen Einsatz und
Ermittlungseinheit (REE) durchgeführt, die sich dauerhaft um die
Sicherheit im Bahnhofsgebiet kümmern soll.

8. Januar 2018
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MILITÄR/8575: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Heftige Explosion in Dschihadisten-Zentrale in Idlib

In der umkämpften syrischen Provinz Idlib wurde offenbar ein
Hauptquartier von Dschihadisten Ziel eines Angriffs. Wie die
oppositionsnahe Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte in
London mitteilte, sollen bei dem Bombardement der syrischen Luftwaffe 
23 Menschen ums Leben gekommen sein, darunter auch mehrere Zivilisten. 
Der im Libanon ansässige Nachrichtensender Al Mayadeen berichtete 
dagegen von der Explosion einer Autobombe nahe der Zentrale einer 
radikalen Gruppierung mit 20 Todesopfern. Verschiedene 
dschihadistische Milizen kämpfen derzeit um die Kontrolle in den 
Städten und Siedlungen in Idlib. Die syrischen Regierungstruppen haben 
vor zwei Wochen eine Befreiungsoffensive in der Provinz begonnen. Laut 
UNO-Angaben leben in dem Gebiet an der Grenze zur Türkei mehr als 2,5 
Millionen Menschen, darunter mehr als eine Million Vertriebene.

8. Januar 2018
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POLITIK/8577: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Simone Peter will nicht erneut für Parteivorsitz kandidieren

Grünenchefin Simone Peter will nicht erneut für den Bundesvorsitz
kandidieren. Das teilte die Politikerin ihrer Partei schriftlich mit.
Sie wolle sich einer Erneuerung der Parteispitze nicht verschließen,
erklärte sie in dem Brief, den sie auf ihrer Homepage
veröffentlichte. Für den linken Flügel geht eine neue Bewerberin ins
Rennen. Die niedersächsische Landtags-Fraktionschefin Anja Piel gab
ihre Kandidatur in einem am Montag veröffentlichten Interview mit der
Hannoverschen Allgemeinen Zeitung bekannt. Neben Piel bewerben sich
nun der schleswig-holsteinische Umweltminister Robert Habeck und die
Klima- und Energie-Expertin der Bundesfraktion, Annalena Baerbock, für
die Doppelspitze. Sie werden beide zum realpolitischen Flügel der
Partei gerechnet. Traditionell besetzen die Grünen ihren Vorstand mit
Vertretern beider Flügel.

8. Januar 2018
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SONSTIGES/8576: Tragisches und Kurioses - 08.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Havarierter Öltanker droht zu explodieren

Der vor zwei Tagen nach einer Kollision mit einem Massengutfrachter
vor der ostchinesischen Küste in Brand geratene Öltanker Sanchi droht
zu explodieren. Dichter Qualm habe das mit 136.000 Tonnen
hochwertigen Leichtöl beladene Tankschiff völlig eingehüllt und
behindere die Rettungsarbeiten, berichtete das chinesische
Staatsfernsehen. Auf der Suche nach der 32köpfigen Besatzung wurde
eine Leiche entdeckt, die zunächst nicht identifiziert werden konnte.
Chinesische Bergungsschiffe haben damit begonnen, ausgetretenes Öl von
der Meeresoberfläche abzuschöpfen. Umweltschützer befürchten immensen
Schaden durch das Schiffsunglück. Der 274 Meter lange Öltanker war am
Samstagabend auf dem Weg nach Südkorea rund 160 Seemeilen östlich von
Schanghai aus noch unbekannten Gründen mit einem chinesischen
Frachtschiff zusammengestoßen. Die 21 Besatzungsmitglieder der CF
Crystal konnten unversehrt gerettet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7661: Aus Forschung und Technik - 08.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



SpaceX bringt geheime Regierungsfracht ins All

Das private Raumfahrtunternehmen SpaceX hat in der Nacht zum Montag
eine geheime Satellitenmission der US-Regierung gestartet. Viel mehr
als der Codename Zuma ist dazu nicht bekannt. Experten vermuten, daß
es sich bei dem Satelliten um ein experimentelles Raumfahrzeug
handelt, um neue Technologien zu testen. Eine schwere
Falcon-9-Trägerrakete brachte den Raumkörper in einen erdnahen Orbit.
Wenige Minuten später kehrte die ausgebrannte erste Raketenstufe auf
den Startkomplex Cape Canaveral in Florida zurück. Nach der
erfolgreichen aufrechten Landung des Boosters kann SpaceX nun schon
zum 21. Mal einen teuren Teil der Rakete, der normalerweise beim
Start verbraucht wird, wiederverwenden. Dadurch sollen die Kosten für
Raumtransporte deutlich gesenkt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7674: Aus aller Welt - 08.01.2018 (SB)




VOM TAGE



CIA steckt nicht hinter regierungskritischem Protest im Iran

Der CIA-Direktor Mike Pompeo hat über den Fernsehsender Fox News
versichert, daß die USA nicht hinter der regierungskritischen
Protestwelle im Iran stecken. Hochrangige Teheraner Politiker hatten
zuvor erklärt, vor allem die CIA heize die Proteste an. Die weiterhin
anhaltenden Protestkundgebungen hatten am 28. Dezember in Maschhad
begonnen. Unter anderem ging es zunächst um hohe Lebensmittelpreise.
Das bekräftigte auch Pompeo. Er betonte zudem, das iranische Volk
wende sich gegen das theokratische Regime. Der CIA-Direktor erwartet,
daß der Protest weitergeht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7635: Medizin und Gesundheitswesen - 08.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Frankreichs Ärzte dürfen auch gegen den Willen von Eltern töten

Wer in Frankreich ins Krankenhaus kommt, kann sich nicht sicher sein,
dieses lebendig auch wieder zu verlassen. Dies gilt nicht nur, wenn
der Krankheitsverlauf tödlich endet. Auch die Ärzte selbst können dem
Leben ein Ende setzen. So kann zumindest ein Gerichtsurteil
verstanden werden, nach dem Ärzte in Frankreich auch gegen den Willen
der Eltern die künstliche Beatmung einer Jugendlichen einstellen
können. Der Staatsrat, das oberste Verwaltungsgericht, hatte laut
Deutschem Ärzteblatt den Einspruch der Eltern einer 14jährigen mit
schweren Hirnschäden abgewiesen. Die Richter führten für ihr Urteil
unter anderem an, daß das Kind einen irreversiblen Verlust der
Autonomie erlitten habe. Außerdem sahen die Richter keine ernsthafte
Anfechtung der ärztlichen Analyse. Mag sein, daß viele der
Überzeugung sind, daß sie mit solchen Hirnschäden nicht weiterleben
wollen. Man sollte sich jedoch fragen, ob die Entscheidung über Leben
und Tod tatsächlich einer Berufsgruppe überlassen wird, die im
klinischen Betrieb nicht nur einer großen physischen Belastung
ausgesetzt ist, sondern sich zudem in einem Konglomerat persönlicher
sowie von ärztlichen Vorgesetzten und der Verwaltung vorgegebenen
Interessen befindet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7662: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Angriff auf Bewohner eines Flüchtlingsheims in Cottbus

An Neujahr sollen vier Männer und zwei Frauen eine
Flüchtlingsunterkunft in Brandenburg gestürmt und mehrere Bewohner
angegriffen haben. Anwesender Wachschutz soll die Aktion nicht
unterbunden haben. Eines der Opfer wurde offenbar mit einer Flasche
im Gesicht verletzt. Wie die Polizei jetzt mitteilte, hat der
Staatsschutz Untersuchungen wegen gefährlicher Körperverletzung
aufgenommen. Außerdem könnten die unbekannten Täter ein
fremdenfeindliches Motiv gehabt haben. Am Montag hat eine örtliche
Bürgerinitiative den Vorfall bekanntgemacht. Demnach haben
Heimbewohner berichtet, daß Wachleute zugeschaut hätten, als
Flüchtlinge geschlagen wurden. Die BI fordert von der Stadt, dem
Sicherheitsunternehmen keine Aufträge mehr zu erteilen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7588: Sprache, Kunst und Medium - 08.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Weimars provisorisches Bauhaus-Museum ist Geschichte

Nach 18 Jahren ist das an Weimars Theaterplatz provisorisch
eingerichtete Bauhaus-Museum seit heute geschlossen. Pünktlich zum
100. Jubiläum der Designer- und Architekturschule soll im April 2019
an anderer Stelle der Neubau eröffnet werden. Bauherrin ist die
"Klassik Stiftung Weimar".

Wie der Deutschlandfunk berichtete, soll das Gebäude auf rund 2.000
Quadratmetern zirka 13.000 Bauhausarbeiten zeigen. Das neue Museum
wird voraussichtlich 23 Mio. Euro kosten. Neben der Sammlung wird auch
die wechselvolle und turbulente Geschichte der Schule nachgezeichnet,
die 1933 von den Nationalsozialisten geschlossen wurde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7652: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Tausende fliehen vor Kämpfen in syrischer Provinz Idlib

Die syrische Luftwaffe hat zusammen mit der russischen bei
Bombenangriffen am Sonntag in der westsyrischen Provinz Idlib
mindestens 21 Zivilisten getötet. Unter den Opfern sind acht Kinder.
Das meldete die in Großbritannien ansässige Syrische
Beobachtungstelle für Menschenrechte, deren Angaben gewöhnlich nicht
unabhängig überprüft werden können. Idlib an der Grenze zur Türkei
wird fast vollständig von der Tahrir al-Scham gehalten. Die ehemalige
Al-Nusra-Front hatte Al Kaida nahegestanden. Vor den nach Idlib
vorrückenden Regierungstruppen sind Tausende Menschen in Richtung
Türkei geflohen. In der Provinz leben rund 1,1 Millionen Menschen,
die im Verlauf des Bürgerkriegs schon einmal vertrieben wurden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7666: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundesregierung kündigt Revision des NetzDG an

Die Bundesregierung wird sich das zum Jahreswechsel in Kraft
getretene Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) noch einmal genauer
ansehen und es eventuell ändern. Das berichtete der
Regierungssprecher Steffen Seibert am Montag. Dieser bekräftigte, von
welch hohem Wert die grundgesetzlich geschützte Meinungsfreiheit ist,
und verwies gleichzeitig auf das in den zurückliegenden Jahren
zunehmende Problem für die demokratische Gesellschaft und ihre
Debattenkultur, daß haßerfüllte, die Strafnormen verletzende
Kommentare in sozialen Netzwerken häufiger werden.

Das von Justizminister Maas auf den Weg gebrachte NetzDG verpflichtet
die Anbieter sozialer Netzwerke wie Twitter, Facebook und Youtube
unter Androhung von Bußgeldern in Millionenhöhe, offensichtlich
rechtswidrige Inhalte innerhalb von 24 Stunden nach Bekanntwerden zu
sperren oder zu löschen. Bei weniger offensichtlichen Rechtsverstößen
beträgt die Frist sieben Tage. Nach Angaben des
Bundesjustizministerium werden die soziale Netzwerke bis Mitte des
Jahres offenlegen müssen, welche Inhalte sie aufgrund welcher
Kriterien gelöscht haben.

Der Deutsche Journalisten-Verband (DJV) äußerte in einer Mitteilung
die Befürchtung, daß die Privatunternehmen bei der Löschung von
Postings nicht nach rechtlich fundierten Abwägungen vorgehen, sondern
aus Angst vor Bußgeldern. Zudem erhalten die Unternehmen anstelle von
Gerichten Macht über das Grundrecht der Presse- und Meinungsfreiheit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7638: Tragisches und Kurioses - 08.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Bewohner von Vals harren weiter am Rande des Abgrunds aus

Nachdem sich am Heiligabend im Tiroler Vasertal Hunderttausende Tonnen
Felsen und Schlamm von oberhalb des Dorfes Vals gelöst hatten und
ins Tal gedonnert waren, ist die Zukunft für die Anwohner weiterhin
ungeklärt.

Zwar hatte das Dorf sehr großes Glück, daß die Häuser verschont
blieben. Auch wenn zunächst etwa 150 Einwohner evakuiert wurden,
konnten inzwischen - bis auf zwei - alle Anwesen wieder freigegeben
werden. Dennoch rechnen die Geologen vor Ort mit weiteren Felsstürzen 
auch in größerem Umfang. Wegen des geänderten Bergprofils droht nun 
zusätzlich eine Lawinengefahr.

Laut der österreichischen Presseagentur APA ist der Hang immer noch so
stark in Bewegung, daß an eine Räumung der Durchgangsstraße und eines
parallel fließenden Bachs, der sich einen anderen Weg gesucht hat, bis
auf weiteres nicht zu denken sei.

Inzwischen können die Valser über eine provisorisch befestigte
Forststraße, die die Ausläufer der Schutthalden umrundet, ihr Dorf
wieder verlassen und erreichen. Diese darf jedoch von anderen weder
als Durchgangsstraße zur italienischen Grenze noch um ins Dorf zu
gelangen genutzt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7663: Arbeit, Soziales und Familie - 08.01.2018 (SB)




VOM TAGE



IG startet in Streikwoche

Die IG Metall hat zum Anfang der Woche zunächst in
Nordrhein-Westfalen und Bayern Warnstreiks organisiert. Außerdem
droht die Branchengewerkschaft der Metall- und Elektroindustrie mit
weiteren Warnstreiks und ganztägigen Arbeitsniederlegungen unter
anderem in Niedersachsen, Berlin und Baden-Württemberg. In die
nächsten Tarifverhandlungen am Donnerstag geht die IG-Metall erneut
mit der Forderung nach sechs Prozent mehr Arbeitslohn sowie dem Recht
der Arbeitnehmer, individuell und befristet ihre Wochenarbeitszeit
auf 28 Stunden zu verkürzen. Für bestimmte Arbeitnehmergruppen sollen
dann die Arbeitgeber einen teilweisen Lohnausgleich zahlen. Die
Arbeitgeber halten diese Forderung der Arbeitnehmer für rechtswidrig.
Der Arbeitgeberverband Gesamtmetall bietet zwei Prozent mehr Lohn
plus eine Einmalzahlung an. Außerdem fordert er, daß die Mitarbeiter
zu flexibel gehandhabten Arbeitszeiten über die bisherigen
Wochenarbeitszeit hinaus zur Verfügung stehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7646: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Grüne fordern Glyphosat-Verzicht der Deutschen Bundesbahn

Der Einsatz des Unkrautvernichters Glyphosat ist hierzulande heftig
umstritten. Jetzt wollen sich die Grünen laut Deutschem Ärzteblatt
dafür einsetzen, daß er nicht mehr an und auf Bahngleisen eingesetzt
wird. Als Grund geben sie an, daß durch die Nutzung von nicht
gerade unbeträchtlichen Mengen an Glyphosat von der Deutschen
Bundesbahn das Artensterben vorangetrieben wird. Allerdings wendet
die Bahn ein, daß der Einsatz nach strengen Kriterien erfolge. Daher
soll das Unkrautvernichtungsmittel in Schutzgebieten, über offenen
Gewässern und auf Brücken gar nicht eingesetzt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7651: Märkte und Finanzen - 08.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Vegetarisch und vegan bleiben für McDonalds Nischenprodukte

McDonalds wird in Deutschland vorerst keine vegetarischen und veganen
Produkte anbieten. Dafür wäre die Zielgruppe zu klein, wie der
Tagesspiegel unter Berufung auf den Deutschland-Chef der Kette,
Holger Beeck, berichtete. Demnach liegt der Anteil der Vegetarier bei
2,3 Prozent und der der Veganer bei 0,3 Prozent. Glutenfreies Essen
hat einen Anteil von 0,6 Prozent, Vollwertkost wollen 20,8 Prozent der
Bundesbürger. Keine besonderen Wünsche haben 69,8 Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7669: Aus Forschung und Technik - 08.01.2018 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp führt neue Funktion ein

Fraglos ist WhatsApp einer der beliebtesten Messenger-Dienste. Doch
das reicht den Machern von WhatsApp nicht. Wie Chip Online meldete,
plant Facebook offenbar, Stories von Instagram automatisch direkt an
WhatsApp weiterzuleiten. Dort sollen Fotos, Textnachrichten,
animierte Gif-Dateien und Videos für 24 Stunden erscheinen und
anschließend wieder gelöscht werden. Doch während sich das
Story-Feature auf Instagram immer größerer Beliebtheit erfreut,
nutzen bislang WhatsApp-User diese Funktion kaum. Ob das in Zukunft
anders wird, muß sich zeigen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





GENETIK/247: Wie ein Enzym die Abschrift unserer Gene reguliert (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und
Umwelt - 05.01.2018

Wie ein Enzym die Abschrift unserer Gene reguliert



Ein Wissenschaftlerteam des Helmholtz Zentrums München hat gemeinsamen
mit Kollegen der Ludwig-Maximilians-Universität München und einer
Forschergruppe der Universität Montpellier, Frankreich, die Strukturen der
RNA Polymerase II identifiziert, die für die Termination der Transkription
(das Beenden der Abschrift eines Genabschnittes) benötigt werden. Die
hierzu durchgeführte genetische Analyse wurde jetzt im Fachjournal
'Molecular Cell' publiziert.

Das Enzym RNA Polymerase II, kurz Pol II, ist verantwortlich für die
Transkription (Abschrift eines Genabschnittes). Die Inhalte in unserem
Erbgut sind eigentlich stumm (das heißt inaktiv) und müssen erst mit Hilfe
des Enzyms Pol II in RNA übersetzt werden. Damit das Enzym nicht zufällig
arbeitet, ist der Beginn und das Beenden der Transkription streng
reguliert. Diese Regulation passiert durch die dynamische Modifikation der
Pol II an ihrer carboxy-terminalen Domäne (CTD). Die CTD enthält unter
anderem 52 Tyrosin-Reste, die während der Transkription phosphoryliert
werden können.

"Mit Hilfe von Mutanten konnten wir jetzt zeigen, dass nur ganz bestimmte
Tyrosin-Reste der CTD die Termination der Pol II kontrollieren", erklärt
Prof. Dirk Eick, Koordinator der Studie und Leiter der Abteilung
Molekulare Epigenetik am Helmholtz Zentrum München. Gemeinsam mit Kollegen
des Biomedizinischen Zentrums und Genzentrums der
Ludwig-Maximilians-Universität München sowie des Instituts für Genetik der
Universität Montpellier, Frankreich, haben er und sein Team nun die wichtige
Funktion von bestimmten Tyrosin-Resten für die Termination der Transkription
beschreiben können.

"Wichtig war eine Kombination von genetischen und massenspektrometrischen*
Methoden", erklärt Erstautor Dr. Nilay Shah. "Hierdurch konnten wir
zeigen, dass zwei wichtige zelluläre Komplexe, der Mediator und Integrator
**, nach Veränderung bestimmter Tyrosin-Reste nicht mehr an die Pol II
binden".

"Die Regulation der Transkription von Genen durch Pol II ist ein
elementarer Prozess des Lebens und jedwede Abweichungen in der
Genregulation sind Grundlagen vieler menschlicher Erkrankungen", erklärt
Studienleiter Eick. "Die Erforschung der Pol II Funktionen während des
Transkriptionszyklus (Ablesephase der Gene) ist daher eine Voraussetzung,
um in Zukunft einen besseren Einblick in die grundlegendenden Mechanismen
der Genregulation auf Transkriptionsebene zu entwickeln."

Original-Publikation:

Shah et al. (2018).

Tyrosine-1 of RNA polymerase II CTD controls global termination of gene
transcription in mammals.

Molecular Cell

doi.org/10.1016/j.molcel.2017.12.009 

http://www.cell.com/molecular-cell/supplemental/S1097-2765(17)30937-1


Hintergrund

* Die Massenspektrometrie ist ein Verfahren um Proteine und ihren Aufbau
zu identifizieren.

** Mediator und Integrator sind jeweils multi-Proteinkomplexe, die während
der Transkription an Pol II binden und die Funktion des Enzyms
unterstützen.

Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das
Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz
des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum
München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und
medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten
angehören.

https://www.helmholtz-muenchen.de



Weitere Informationen unter:

https://www.helmholtz-muenchen.de/presse-medien/pressemitteilungen/alle-pressemitteilungen/pressemitteilung/article/43499/index.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt, 

Sonja Opitz, 05.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2018 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





MELDUNG/764: Mit kurzen Wellen durch das Wasserfenster (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 05.01.2018

Mit kurzen Wellen durch das Wasserfenster

Physiker der Uni Jena entwickeln gemeinsam mit polnischen Kollegen die
Optische Kohärenztomografie weiter



In der Augenheilkunde ist sie bereits seit langem ein Klassiker, lässt
sich doch durch sie einfach und sicher die Netzhaut durchdringen und
dreidimensional darstellen: die Optische Kohärenztomografie. Doch was beim
Auge funktioniert, wollen Physiker der Friedrich-Schiller-Universität Jena
auch für andere Anwendungsgebiete in der Mikroskopie weiterentwickeln.
Gemeinsam mit Kollegen aus Warschau starten sie dafür im Januar 2018 ein
Forschungsprojekt. Ein Programm, durch das die Deutsche
Forschungsgemeinschaft und das National Science Center in Polen solche
Kooperationen unterstützt, fördert das Vorhaben in den kommenden drei
Jahren mit einer knappen halben Million Euro.

"Dank einer hier in Jena entwickelten Methode können wir die optische
Kohärenztomografie mit extrem ultravioletter, breitbandiger Strahlung,
auch XUV-Strahlung genannt, bereits im Labor durchführen und sind so
unabhängig von Großgeräten, wie etwa Teilchenbeschleunigern", erklärt Dr.
Christian Rödel, der das Projekt gemeinsam mit seinem Jenaer Kollegen Dr.
Slawomir Skruszewicz koordiniert. "Damit gelingt es uns beispielsweise,
Halbleiter zu durchleuchten, Materialübergänge genauer zu untersuchen und
Nanostrukturen aufzulösen." Bisher seien die Forscher dabei allerdings auf
Siliziumchips beschränkt. Um die Methode auch für andere Materialien
nutzbar zu machen, benötigen die Wissenschaftler noch kurzwelligeres
Licht, das näher am Röntgenbereich liegt. "Strahlungsquellen, die das
ermöglichen, wollen wir mit den polnischen Kollegen nun entwickeln, denn
sie sind ausgewiesene Experten auf dem Gebiet", sagt Slawomir Skruszewicz.

Gas emittiert Strahlung

Elementarer Bestandteil sei dabei ein Target, also ein Festkörper oder
Gas, auf dem ein Laserstrahl trifft und ihn zur kurzwelligen XUV-Strahlung
umwandelt. "Das Licht beschleunigt die Elektronen im Gas und diese
emittieren dann die von uns benötigte Strahlung", erklärt Skruszewicz. "Im
Idealfall erhalten wir dabei eine breitbandige Linienstrahlung, die sehr
aussagekräftige Spektren produziert." Erste Erfolge konnten die polnischen
Physiker bereits mit Xenon verbuchen. Das Edelgas wurde dabei gekühlt und
das Licht durch die dabei entstandenen Tropfen gelenkt. In weiteren
Versuchen wollen die Forscher den Laser etwa durch einen Strahl flüssigen
Xenons lenken und so eventuell die gewünschte Strahlung erhalten.

Mit den zu entwickelnden Lichtquellen wollen die Jenaer Wissenschaftler
auch so kurzwellige Strahlung erzeugen, dass sie im Bereich des
sogenannten Wasserfensters liegen. Dabei handelt es sich um einen genau
definierten Spektralbereich, der eine relativ hohe Eindringtiefe in Wasser
garantiert und bei dem andere Elemente, wie etwa Kohlen- und Sauerstoff,
das Licht stärker absorbieren. "Das würde uns die Abbildung biologischer
Proben erlauben - die Optische Kohärenztomografie könnte somit auch in den
Lebenswissenschaften zum Einsatz kommen", informiert Christian Rödel über
ein wichtiges Ziel des Projektes.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





THEORIE/073: Eine vereinfachte Formulierung von Gittereichtheorien (idw)


Max-Planck-Institut für Quantenoptik - 05.01.2018

Eine vereinfachte Formulierung von Gittereichtheorien

Theoretiker aus der Quantenphysik und der Teilchenphysik finden einen
neuen, sehr allgemeinen Ansatz für die Lösung von Gittereichtheorien. Eine
vereinfachte Formulierung von Gittereichtheorien für Anwendungen in der
Teilchenphysik und Quantensimulation.



Es ist nicht an der Tagesordnung, dass Physiker aus ganz
unterschiedlichen Fachgebieten eng zusammenarbeiten. Doch vor allem in der
theoretischen Physik kann ein allgemeiner Lösungsansatz eine ganze Palette
von Anwendungsmöglichkeiten bieten. So hat jetzt ein Team von
Wissenschaftlern aus der Abteilung Theorie von Prof. Ignacio Cirac am
Max-Planck-Institut für Quantenoptik seit mehreren Jahren mit theoretischen
Physikern aus dem Gebiet der Teilchenphysik kooperiert, um eine neue,
vereinfachte Formulierung von Gittereichtheorien zu finden.

(Physical Review X 7, 28. November 2017)

Eichtheorien sind in vielen Bereichen der Physik von fundamentaler
Bedeutung. Sie bilden z.B. die Grundlage der theoretischen Beschreibung
des in den 70er Jahren entwickelten Standardmodells der Teilchenphysik.
Hier werden die fundamentalen Bausteine der Materie, die
Elementarteilchen, und die Kräfte, die zwischen ihnen wirken, als Felder
behandelt. Dabei muss stets die sogenannte Eichinvarianz gewährleistet
sein: Verschiedene Feldkonfigurationen, die mittels verallgemeinerten
lokalen Rotationen, sog. Eichtransformationen, ineinander überführt werden
können, dürfen keinen Einfluss auf beobachtbare physikalischen Größen wie
z.B. die Masse oder Ladung eines Teilchens oder die Stärke der
Wechselwirkung haben. In der theoretischen Beschreibung wird diese lokale
Symmetrie mittels zusätzlicher unabhängiger Freiheitsgrade, den
Eichfeldern, sichergestellt. Diese Freiheitsgrade sind zum Teil redundant
und machen das Finden von Lösungen sehr schwierig.

"Unser Ziel ist es, eine Formulierung, bzw. den Hamilton-Operator des
Systems, zu finden, der die Komplexität der Beschreibung minimiert. Als
Prototyp dient uns ein spezielles Eichsystem mit nur einer Dimension in
Raum und Zeit", erklärt Dr. Mari Carmen Bañuls, leitende Wissenschaftlerin
in der Abteilung Theorie von Prof. Ignacio Cirac. Im Falle eines in Raum
und Zeit eindimensionalen Systems sind die Eichfelder keine unabhängigen
Freiheitsgrade. Im Prinzip sollte es für diesen Fall daher möglich sein,
die Eichfelder auszuintegrieren und eine Beschreibung zu finden, die ohne
Eichfreiheitsgrade auskommt. Das lässt diese Systeme zunächst einmal
einfach erscheinen. "Für praktische Berechnungen ist dies aber bisher nur
für Abelsche Eichtheorien gelungen, dem einfachsten Fall, bei dem die
Eichfelder nur mit den Materiefeldern wechselwirken und nicht mit sich
selbst", führt Dr. Bañuls aus. "Für nicht-Abelsche Theorien, wie sie auch
im Standardmodell auftreten, ist dies aufgrund der Selbstwechselwirkungen
der Eichfelder komplizierter."

Ein wichtiges Hilfsmittel für Berechnungen ist es, das Raum-Zeit-Kontinuum,
auf dem die Felder definiert sind, durch ein Gitter diskreter
Punkte anzunähern, unter gleichzeitiger Beibehaltung der Eichinvarianz.
Basierend auf dieser Gitterformulierung haben die Wissenschaftler eine
Formulierung für eine nicht-Abelsche SU(2) Eichtheorie entwickelt, bei der
die Eichfreiheitsgrade ausintegriert sind. "Diese Formulierung ist
unabhängig von der Technik, die wir verwenden, um die Zustände des Systems
zu berechnen. Es kann prinzipiell jede numerische oder analytische Methode
genommen werden", betont Dr. Stefan Kühn, der über dieses Thema promoviert
hat und jetzt als Postdoc-Wissenschaftler am Perimeter Institut für
Theoretische Physik in Waterloo (Ontario, Kanada) arbeitet. "Allerdings
konnten wir zeigen, dass sich für die numerische Lösung der so
formulierten Gittereichmodelle Tensor-Netzwerke besonders gut eignen."

Die Methode der Tensor-Netzwerke wurde ursprünglich von den
MPQ-Wissenschaftlern für die Beschreibung von Quanten-Vielteilchensystemen
im Kontext der Quanteninformationstheorie entwickelt. "Gegenüber anderen
Methoden hat sie den großen Vorteil, dass sie auch Auskunft über die
Verschränkungsstruktur des Systems gibt", erläutert Mari Carmen Bañuls.
"Dieser direkte Zugriff auf die Quantenkorrelationen im System eröffnet
neue Möglichkeiten zur Charakterisierung von Eichtheorien." Und Stefan
Kühn fasst die Vielseitigkeit der neuen Methode so zusammen: "Unsere
Formulierung der niederdimensionalen Gittereichtheorie kann es einerseits
erleichtern, bestimmte Phänomene in der Teilchenphysik zu berechnen und
vorherzusagen. Sie könnte sich aber auch dafür eignen, Quantensimulatoren
für Anwendungen in der Quanteninformationsverarbeitung zu entwerfen."
Olivia Meyer-Streng


Originalveröffentlichung:

Mari Carmen Bañuls, Krzysztof Cichy, J. Ignacio Cirac, Karl Jansen, and
Stefan Kühn

Efficient basis formulation for 1+1 dimensional SU(2) lattice gauge
theory: Spectral calculations with matrix product states

Physical Review X 7, 041046 (2017), 28 November 2017,

DOI:10.1103/PhysRevX.7.041046
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1229: Chip-Gau - Verband fordert massive Stärkung des Mikroelektronik-Standorts Europa (idw)


VDE Verband der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e.V. -
05.01.2018

Chip-Gau: VDE fordert massive Stärkung des Mikroelektronik-Standorts
Europa

VDE-Chef Hinz: Wir müssen jetzt unsere Chancen begreifen, unsere
Kompetenzen nutzen und konsequent umsetzen.



Es hilft kein Lamentieren, einmal mehr bedrohen Cyber-Attacken Computer,
Smartphones und Tablets: "Meltdown" hebt Trennmechanismen zwischen
Programmen und Betriebssystem auf, öffnet aggressiver Schadsoftware Tür
und Tor, "Spectre" spioniert Programme aus. Das vermeintlich neue
Einfallstor: eine Schwachstelle in CPUs, dem Herzstück der Mehrzahl
digitaler Komponenten, Systeme und Endgeräten. VDE-CEO Ansgar Hinz sieht
hier eine Sicherheitslücke, die verhindert werden kann und muss: "Der
weltweite Chip-Gau zeigt erneut die fundamentale Bedeutung eines
durchgängigen und systemischen Security-Ansatzes für Hardware und
Software. Ein lautstarker Weckruf für das digitale Deutschland, zumal so
gut wie alle IT-Plattformen betroffen sind, eine Behebung über Patches nur
unvollständig sein und die stringente und schnelle Installation nicht
durchgängig gewährleistet werden kann. Wenn wir unsere digitale
Souveränität sichern wollen, müssen wir unsere Expertise erhalten und
stetig weiter ausbauen. Wir dürfen nicht nur auf Softwarekompetenz und
Patches von Dritten vertrauen. Gefordert ist Technologiekompetenz.
Gefordert ist Hardware-Designkompetenz. Gefordert ist Produktionskompetenz
und die Kontrolle darüber."

Der VDE setzt sich seit Jahren dafür ein, die gesamte Innovationskette vom
Chip-Design bis zur Fertigung in Europa zu fördern - auch mit Blick auf
die Entwicklung von eigenen Kryptochips, die Kriminellen den Zugang durch
Backdoors von Beginn an verweigern. "Was wir brauchen, ist eine massive
Stärkung des Mikroelektronik-Standorts Europa, eine diesbezüglich
konsequente Forschungs- und Industrieförderung und eine international
koordinierte Cyber-Security-Strategie. Deutschland verpasst sonst seine
Chancen die Digitalen Technologien der Zukunft mitzugestalten", so 
VDE-Chef Hinz.


Über den VDE:

Der VDE Verband der Elektrotechnik Elektronik und Informationstechnik ist
mit 36.000 Mitgliedern (davon 1.300 Unternehmen) und 1.600 Mitarbeitern
einer der großen technisch-wissenschaftlichen Verbände Europas. Der VDE
vereint Wissenschaft, Normung und Produktprüfung unter einem Dach. Die
Themenschwerpunkte des Verbandes reichen von der Energiewende über
Industrie 4.0, Smart Traffic und Smart Living bis hin zur IT-Sicherheit.
Der VDE setzt sich insbesondere für die Forschungs- und Nachwuchsförderung
sowie den Verbraucherschutz ein. Das VDE-Zeichen, das 67 Prozent der
Bundesbürger kennen, gilt als Synonym für höchste Sicherheitsstandards.
Hauptsitz des VDE ist Frankfurt am Main.

Weitere Informationen unter:

http://www.vde.com

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution853
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INNEN/3334: Unionsfraktion trauert um Philipp Jenninger


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Januar 2018

Unionsfraktion trauert um Philipp Jenninger

Er hat sich um das Land, die CDU und die Bundestagsfraktion verdient
gemacht



Der frühere Bundestagspräsident Philipp Jenninger ist am gestrigen
Donnerstag verstorben. Dazu erklärt der Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Volker Kauder:

"Philipp Jenninger hat sich während seines langjährigen
parlamentarischen Wirkens und darüber hinaus um die
Christlich-Demokratische Union, die CDU/CSU-Bundestagsfraktion und
Deutschland verdient gemacht.

Er war Erster Parlamentarischer Geschäftsführer der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Kanzleramtsminister und
Bundestagspräsident. In allen Ämtern erwies sich Philipp Jenninger
als sachkundiger, integrer und überzeugter Parlamentarier. So führte
der Bundestag in seiner Zeit als Parlamentspräsident das Instrument
der Regierungsbefragung ein.

Auch nach seinem Ausscheiden aus dem Deutschen Bundestag stellte sich
Philipp Jenninger in den Dienst seines Landes, zunächst als Diplomat
in Österreich, dann beim Vatikan.

Wir trauern mit seiner Familie und sind in Gedanken bei ihr. Philipp
Jenninger hat sich in verschiedenen Ämtern um Deutschland, die CDU
und die CDU/CSU-Bundestagsfraktion verdient gemacht. Dafür danken wir
ihm."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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KULTUR/615: Gratulation zum Golden Globe an Fatih Akin


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8 Januar 2018

Gratulation zum Golden Globe an Fatih Akin

Preis ist auch ein Erfolg für die deutsche Filmförderung



Das NSU-Drama "Aus dem Nichts" von Fatih Akin hat den Golden Globe
als bester nicht-englischsprachiger Film gewonnen. Dazu erklärt der
kultur- und medienpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Marco Wanderwitz:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion gratuliert Regisseur Fatih Akin und
allen Mitwirkenden zum Gewinn des Golden Globe. Die Auszeichnung ist
ein großer internationaler Erfolg für den deutschen Film.

'Aus dem Nichts' wurde durch den Deutschen Filmförderfonds (DFFF),
die kulturelle Filmförderung der Kulturstaatsministerin, die
Filmförderungsanstalt (FFA) und Länderfilmförderungen unterstützt.
Der Film gewinnt Preise und zieht viele Zuschauer in die Kinos. Ein
schöner Beleg dafür, dass Filmförderung in Deutschland funktioniert,
und zwar künstlerisch wie wirtschaftlich.

Die CDU/CSU-Fraktion wird sich in dieser Legislaturperiode für einen
weiteren Ausbau und Optimierung der Filmförderinstrumente des Bundes
einsetzen. Wir wollen die bestehenden Fördersysteme noch besser
aufeinander abstimmen und die Förderbudgets weiter steigern. Außerdem
wollen wir prüfen, ob der DFFF zu einer allgemeinen Förderung
audiovisueller Inhalte (inklusive Serien oder Animationen)
weiterentwickelt werden kann."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/4884: Bundesregierung muss über Gefahr türkischer Todesschwadrone in Deutschland aufklären


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Januar 2018

Bundesregierung muss über Gefahr türkischer Todesschwadrone in Deutschland aufklären



"Es muss jetzt schnell aufgeklärt werden, ob türkische Todesschwadrone in Deutschland aktiv sind und mit dem Anschlag auf den Fußballprofi und Erdogan-Kritiker Deniz Naki in Düren in Verbindung stehen. Es darf nicht sein, dass Menschen in Deutschland, die dem Erdoganregime kritisch gegenüberstehen, ihres Lebens nicht mehr sicher sind. Bundeskanzlerin Angela Merkel und Innenminister Thomas de Maizière dürfen die Hände nicht weiter in den Schoss legen und haben stattdessen die Pflicht, die kriminellen Aktivitäten des Erdogan-Netzwerks in der Bundesrepublik endlich zu unterbinden", erklärt die Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, Sahra Wagenknecht, zu den Schüssen auf den ehemaligen Spieler des FC St. Pauli, Deniz Naki, gestern in der Nähe von Aachen. Wagenknecht weiter:

"Ich frage mich, was noch passieren muss, bis die Bundesregierung gegen das Erdogan-Netzwerk in Deutschland vorgeht. Muss es erst Tote geben, bevor gegen türkische Agenten konsequent vorgegangen wird? Gerade vor dem Hintergrund, dass der Personenschutz für durch das Erdogan-Netzwerk gefährdete Personen in Deutschland in jüngster Zeit erhöht wurde, muss das Attentat auf Deniz Naki Anlass zu äußerster Besorgnis sein.

Mit einem Servieren von Tee und dem Austausch von Nettigkeiten, wie am Wochenende in Goslar geschehen, können Erdogans Agenten in Deutschland allerdings nicht erfolgreich bekämpft werden. DIE LINKE verlangt von der Bundesregierung eine umfassende Aufklärung der Öffentlichkeit über türkische Todesschwadrone in Deutschland. Innenminister de Maizière muss gegen das Erdogan-Netzwerk aus Spitzelimamen, Agenten und kriminellen Rockerbanden endlich konsequent vorgehen. DIE LINKE fordert die Ausweisung aller türkischen Agenten und ein Vorgehen gegen deren Machenschaften mit allen rechtsstaatlich gebotenen Mitteln."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Januar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/6860: Heute im Bundestag Nr. 008 - 08.01.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 008

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Januar 2018, Redaktionsschluss: 13.50 Uhr

1. Arbeitszeitvolumen in Deutschland

2. Grenzwerte für Stickstoffoxide

3. Verpackungsmüll in Deutschland

4. Situation der Aussiedler

5. Atypische Arbeitszeiten

6. Mehr Arbeitsunfälle in Deutschland



1. Arbeitszeitvolumen in Deutschland

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/fb) Die Arbeitszeit der Erwerbstätigen in Deutschland
betrug 2016 rund 59,3 Milliarden Stunden. Das geht aus der Antwort
(19/269) der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage (19/54) der
Fraktion Die Linke hervor. Das Arbeitsvolumen von Männern belief 2016
sich laut Bericht auf 36 Milliarden Stunden, während dagegen Frauen
23,3 Milliarden Stunden arbeiteten. Rund 21 Prozent seien in
atypischen Beschäftigungsformen abgeleistet worden, heißt es in der
Antwort.

 * 

2. Grenzwerte für Stickstoffoxide

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/FB) Die Begründung für unterschiedliche Grenzwerte für
Stickstoffoxide ist Gegenstand einer Antwort der Bundesregierung
(19/247) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/121). Laut
Bundesregierung basiert der Außenluft-Grenzwert von 40 Mikrogramm pro
Kubikmeter Luft auf einer Empfehlung der Weltgesundheitsorganisation.
"Grundlage für die Grenzwerte sind deren in Studien beobachteten
gesundheitlichen Auswirkungen auf die untersuchten
Bevölkerungsgruppen", heißt es in der Antwort. Die Bundesregierung
begründet den strengeren Grenzwert für die Außenluft im Vergleich zu
den Grenzwerten für Industrie- beziehungsweise Büroarbeitsplätze
damit, dass ersterer auch Kinder, Schwangere, ältere und kranke
Menschen im Blick habe.

 * 

3. Verpackungsmüll in Deutschland

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/FB) Im Jahr 2015 sind in Deutschland rund 18,2 Millionen
Tonnen Verpackungsmüll angefallen. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/344) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/264) hervor. Von der Gesamtmasse entfielen demnach
2015 46,6 Prozent auf den privaten Endverbrauch. Im Vergleich zum Jahr
2011 hat laut Antwort die Masse des Verpackungsmülls um rund 1,7
Millionen Tonnen zugenommen.

Im EU-Vergleich liegt Deutschland laut Bundesregierung an der Spitze
des Pro-Kopf-Abfallaufkommens. Hierbei werde allerdings nicht zwischen
privatem und gewerblichem Verbrauch unterschieden. Wenn das Aufkommen
des Verpackungsmülls in Relation zur Wirtschaftsleistung gestellt
wird, liegt Deutschland laut Antwort mit rund sechs Millionen Tonnen
Abfall pro eine Million Euro Wirtschaftsleitung im europäischen
Mittelfeld.

 * 

4. Situation der Aussiedler

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fb) Die AfD-Fraktion erkundigt sich bei der
Bundesregierung in einer Kleinen Anfrage (19/208) nach der beruflichen
Situation von Aussiedlern in Deutschland. Unter anderem fragt die
Fraktion nach der Entwicklung der Anzahl von erwerbstätigen und
arbeitslosen (Spät-)Aussiedlern seit 1993 und nach Entschädigungen
nach dem Kriegsopferbereinigungsgesetz.

 * 

5. Atypische Arbeitszeiten

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fb) Die Arbeitsbelastung durch überlange Arbeit am Abend
oder am Wochenende ist Thema der Kleinen Anfrage (19/276) der Fraktion
Die Linke an die Bundesregierung. Die Abgeordneten wollen unter
anderem wissen, ob die Beschäftigungszahl zu untypischen Zeiten
angewachsen ist und wie sich das auf Gesundheit und Zufriedenheit am
Arbeitsplatz auswirkt.

 * 

6. Mehr Arbeitsunfälle in Deutschland

Arbeit und Soziales/Unterrichtung

Berlin: (hib/fb) Die Anzahl der Arbeitsunfälle ist 2016 gestiegen. Das
sei aber auf den Gesamtanstieg der Arbeitsverhältnisse zurückzuführen,
schreibt die Bundesregierung in ihrem Bericht über das Unfall- und
Berufskrankheitsgeschehen, der nun als Unterrichtung (19/270)
vorliegt. Die Summe der tödlichen Arbeitsunfälle hingegen sei mit 557
auf einem neuen Tiefstand angekommen und um 7,9 Prozent im Vergleich
zu 2015 gesunken. Leicht rückläufig sei auch die Zahl der
Erwerbstätigen die abends, nachts oder an Samstagen arbeiten.
Angestiegen sind laut Unterrichtung die Fälle von Berufskrankheiten
mit einem Plus von 23,7 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Das könne
mit der Neuanerkennung von Hautkrebs durch UV Strahlung als
berufsbedingte Krankheit zusammenhängen, bei der es laut Bericht 2.998
Anerkennungen mehr als im Vorjahr gab, schreibt die Regierung.

 * 
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BUNDESTAG/6859: Heute im Bundestag Nr. 007 - 08.01.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 007

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Januar 2018, Redaktionsschluss: 10.33 Uhr

1. Feststehende Szenebegriffe der Linken

2. Verfahren gegen Polizisten und Zöllner

3. Regeln zur Auswertung von Asservaten

4. Fast 25.000 Asyl-Widerrufsprüfverfahren

5. Kennzeichnung von Polizisten ausreichend

6. Kooperation von Polizei und Militär

7. Umsetzung der Löschpflicht im Netz



1. Feststehende Szenebegriffe der Linken

Hauptausschuss/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Schlagworte "Antifaschismus" und
"Antikapitalismus" stehen nach Ansicht der Bundesregierung auch für
linksextremistische Aktionsfelder und feststehende Szenebegriffe. "In
dem Zusammenhang beabsichtigen Linksextremisten eine Veränderung des
gesellschaftlichen und politischen Systems hin zu einer
sozialistisch-kommunistischen Gesellschafts-, Wirtschafts- und
Staatsordnung", heißt es in der Antwort (19/351) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/129) der Fraktion Die Linke.

Es sei jedoch unzutreffend, wenn behauptet werde, das Bundesamt für
Verfassungsschutz (BfV) setze in seinen Publikationen
"antifaschistische" und "antikapitalistische" Aktivitäten
grundsätzlich mit extremistischen Aktivitäten gleich. Denn sowohl die
Ablehnung oder Bekämpfung des Nationalsozialismus, Faschismus oder
Rechtsextremismus als auch die Kritik an der bestehenden
Wirtchaftsordnung seien "grundsätzlich und per se nicht
extremistisch", heißt es in der Antwort weiter.

Was die Definition der freiheitlichen demokratischen Grundordnung
(FDGO) angehe, ortientiere sich die Bundesregierung an der ständigen
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts.

 * 

2. Verfahren gegen Polizisten und Zöllner

Hauptausschuss/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) In den vergangenen zehn Jahren sind gegen etliche
Mitarbeiter von Bundeskriminalamt (BKA), Bundespolizei und Zoll
interne Ermittlungen, Disziplinar- oder Strafverfahren eingeleitet
worden. Das geht aus der Antwort (19/339) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/203) der Fraktion Die Linke hervor.

Demnach wurden in den Jahren 2007 bis 2017 beim BKA insgesamt 86
Verfahren registriert gegen Beamte, Tarifbeschäftigte und
Auszubildende. In der Bundespolizei wurden in dem Zeitraum insgesamt
2.845 Disziplinarverfahren gegen Beamte abgeschlossen. Beim Zoll lag
die Zahl der abgeschlossenen Verfahren bei 996.

 * 

3. Regeln zur Auswertung von Asservaten

Hauptausschuss/Antwort

Berlin: (hib/PK) Bei einem Vereinsverbotsverfahren kann das
Bundesinnenministerium als Verbotsbehörde das Bundesamt für
Verfassungsschutz (BfV) mit der Auswertung beschlagnahmter Asservate
beauftragen. Das Ministerium werde in einem solchen Verfahren über die
Ergebnisse der Auswertung informiert, heißt es in der Antwort (19/352)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/167) der Fraktion Die
Linke.

Es hänge von den so gewonnenen Erkenntnissen ab, welche Stellen wann
über die Verarbeitung darin befindlicher personenbezogener Daten zu
informieren seien. So habe das BfV Anhaltspunkte zu
Staatsschutzdelikten den zuständigen Polizeibehörden beziehungsweise
Staatsanwaltschaften zu übermitteln.

Das BfV dürfe erforderliche Informationen einschließlich
personenbezogener Daten erheben, verarbeiten und nutzen. Nicht
erforderliche Unterlagen mit personenbezogenen Daten habe das BfV in
der Regel zu vernichten, heißt es in der Antwort weiter.
Voraussetzungen für die Löschung gespeicherter Daten, die Speicherung
in Akten und die Vernichtung von Akten ergäben sich aus verschiedenen
Rechtsvorschriften.

 * 

4. Fast 25.000 Asyl-Widerrufsprüfverfahren

Hauptausschuss/Antwort

Berlin: (hib/PK) Im dritten Quartal 2017 sind vom Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) 24.879 sogenannte
Asyl-Widerrufsprüfverfahren eingeleitet worden. Bei den Verfahren wird
geprüft, ob eine Entscheidung zu Asylgewährung korrekt gewesen ist. In
216 Fällen wurde inzwischen entschieden, wie aus der Antwort (19/357)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/124) der Fraktion Die
Linke hervorgeht.

In 144 Fällen bleibt es demnach bei der Asylgewährung, in 72 Fällen
wurde die Entscheidung zurückgenommen. Die weitaus meisten
Widerrufsprüfverfahren betrafen Asylsuchende aus Syrien (11.052) und
Irak (10.390), gefolgt von Afghanistan (1.907).

 * 

5. Kennzeichnung von Polizisten ausreichend

Hauptausschuss/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung hält die jetzige Kennzeichnung
von Bundespolizisten für ausreichend. Die Beamten der Bundespolizei
könnten im Einsatz identifiziert werden. So seien die Einsatzkräfte
angehalten, auf Nachfrage ihren Namen, die Amtsbezeichnung und
Dienststelle zu nennen, heißt es in der Antwort (19/354) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/255) der Fraktion Die
Linke.

Sofern der Einsatz dadurch gefährdet würde, könne die Auskunft auf die
Dienstausweisnummer beschränkt werden. Ferner sei eine Identifizierung
über die taktische Kennzeichnung und Einsatzdokumentation oder durch
eine interne Zeugenbefragung möglich. Diese Zuordnungsmöglichkeiten
erfüllten das Ziel eines offenen und transparenten Auftretens der
Beamten der Bundespolizei, ohne dass es dazu weiterer Kennzeichnungen
bedürfe.

Im Übrigen hätten auch Polizisten einen Anspruch darauf, dass ihre
Persönlichkeitsrechte respektiert und sie nicht ungerechtfertigten
Anschuldigungen und Sanktionen ausgesetzt würden. Dies gelte
insbesondere mit Blick auf die drohende Gefahr von Übergriffen auf
Polizisten und ihre Angehörigen. Bis heute sei auch kein Falle
bekannt, bei dem Ermittlungsverfahren gegen Polizisten aufgrund einer
fehlenden Identifizierungsmöglichkeit eingestellt worden wären.

 * 

6. Kooperation von Polizei und Militär

Hauptausschuss/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung unterstützt nach eigenen Angaben
grundsätzlich die verstärkte Zusammenarbeit zwischen Akteuren aus den
Bereichen Justiz und Inneres und denen der gemeinsamen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik der Europäischen Union. Bei der
Zusammenarbeit müssten die relevanten datenschutzrechtlichen
Bestimmungen eingehalten und die unterschiedlichen Mandate und
Rechtsgrundlagen der beteiligten Akteure beachtet werden, heißt es in
der Antwort (19/353) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/214) der Fraktion Die Linke.

Nach Kenntnis der Bundesregierung baue Europol derzeit ein
"Information Clearing House" auf, das unter anderem den Empfang von
Daten der militärischen European Union Naval Force - Mediterranean
(EUNAVFOR MED) Operation SOPHIA beinhalte. Zudem arbeite die
europäische Grenzschutzagentur Frontex mit der NATO-Aktivität in der
Ägäis sowie mit der EUNAVFOR MED Operation SOPHIA zusammen. Hier gebe
es einen regelmäßigen Informationsaustausch.

Die vorgeschlagenen Kriminalitätsinformationszellen seien Gegenstand
weiterer Verhandlungen und Beratungen im politischen und
sicherheitspolitischen Komitee.

 * 

7. Umsetzung der Löschpflicht im Netz

Hauptausschuss/Antwort

Berlin: (hib/PST) Die Bundesregierung hat eine Reihe von Fragen zur
operativen Umsetzung, zu Straftatbeständen und zum Datenschutz beim
sogenannten Netzwerkdurchsetzungsgesetz beantwortet, welche die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/210) gestellt hatte. In
ihrer Antwort (19/355) führt die Regierung aus, dass das Bundesamt für
Justiz entscheidet, auf welche Internet-Plattformen dieses Gesetz, das
Verfahren zur Löschung strafbarer Inhalte durch die Plattformbetreiber
vorschreibt, Anwendung findet. Wie das Amt im einzelnen feststellt,
welche Plattform die Bagatellgrenze von zwei Millionen Nutzern für die
Anwendbarkeit des Gesetzes überschreitet, dazu werde das
Bundesjustizministeriums in Abstimmung mit anderen Ressorts noch
allgemeine Verwaltungsgrundsätze erlassen, schreibt die
Budesregierung.

In der Antwort ist auch aufgelistet, welche Diensteanbieter
Zustellungsbevollmächtigte beziehungsweise Empfangsberechtigte im
Sinne des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes gemeldet haben und wer dies
jeweils ist. Ein Antrag auf Anerkennung einer Einrichtung der
Regulierten Selbstregulierung, auf die Plattformbetreiber die
Entscheidung über Löschungen in schwierigen Fällen übertragen können,
sei nach ihrer Kenntnis bisher noch nicht gestellt worden, schreibt
die Bundesregierung. Zu verschiedenen Fragen verweist sie darauf, dass
das Gesetz erst seit dem 1. Januar zur Anwendung komme und deshalb
noch keine Angaben gemacht werden könnten.

 * 
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INNEN/4650: Lindner-Rede - Eine neue Generation Deutschland


FDP-Pressemitteilung vom 6. Januar 2018

LINDNER-Rede: Eine neue Generation Deutschland



Bearbeitete Mitschrift der Rede des FDP-Bundesvorsitzenden Christian
Lindner bei der Dreikönigskundgebung 2018 in Stuttgart:


Meine sehr verehrten Damen, meine Herren,

ich wünsche Ihren Familien und Ihnen persönlich am Beginn dieses
neuen Jahres alles Gute, Glück und Gesundheit.

Das Jahr 2017 war turbulent. Ich verspreche Ihnen, das Jahr 2018 wird
genauso werden. Das ist ja das Reizvolle an den Freien Demokraten.
Wir sind eine Partei mit eingebautem Nervenkitzel. Ich freue mich,
dass so viele Bürgerinnen und Bürger, die der FDP nicht angehören,
den Weg zu dieser Veranstaltung heute gefunden haben. Das ist immer
für uns ein wichtiger Indikator, ein Zeichen, wo steht die FDP zu
Beginn des Jahres. Willkommen Ihnen also bei dem gegenwärtig
berüchtigsten und spannendsten, was die politische Landschaft in
Deutschland zu bieten hat. Ich gratuliere Ihnen, die erste Mutprobe
des Jahres, die haben Sie schon bestanden.

Meine Damen und Herren, das Dreikönigstreffen ist ein besonderes
Ereignis im politischen Kalender, für die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer wegen der Bedeutung dieses Jahresauftakts für die
Rednerinnen und Redner, weil es eine außerordentliche, eine ganz
besondere Atmosphäre hier in Stuttgart ist. Jeder, der schon einmal
hier hat sprechen dürfen, erinnert sich daran. Es ist aber vor allen
Dingen eine für uns außerordentliche Veranstaltung aufgrund der
Tradition des Dreikönigstreffens seit den 1860er Jahren. Andere
sprechen verächtlich von den sogenannten Altparteien, wir sind stolz,
eine liberale Traditionspartei zu sein, denn diese Tradition gibt uns
Orientierung und sie ist für uns eine fortdauernde Verpflichtung.

Man schaut jetzt an diesem 6. Januar zurück, wir schauen nach vorne.
Ich erinnere mich, als ich vor acht Jahren zum ersten Mal hier habe
sprechen dürfen, ich erinnere mich genau an die Situation. Und an
das, was folgte. Denn im Juni 2010 lag die FDP in der politischen
Stimmung noch bei drei Prozent. Als Regierungspartei mit starken
Persönlichkeiten im Kabinett, ich nenne hier exemplarisch, weil sie
hier vorne sitzt, unsere verdienstvolle liebe Freundin Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger. Wir haben seinerzeit Verantwortung
gelegentlich bei anderen gesucht für unsere schwierige Lage. Aber die
Situation der FDP hatte nichts mit anderen zu tun, das Problem waren
wir selbst. Wir haben nach der Wahl aus den Augen verloren, welche
Ideen und Werte unsere Anhänger vor der Wahl begeistert haben und
diese historische Lektion haben wir gelernt.

Ich erinnere mich an die erste Rede, die ich als Parteivorsitzender
halten durfte, Anfang 2014. Michael Theurer und ich, wir haben gerade
darüber gefrotzelt, seinerzeit kamen die Sternsinger nicht. Weil nach
der Niederlage der FDP bei der Bundestagswahl die Gemeinde der
Auffassung war, die FDP gäbe es ja nicht mehr. Na ja, so fernliegend
war der Gedanke nicht. Denn wenn jemals eine Partei in Deutschland
komplett aus dem Deutschen Bundestag vorher ausgeschieden war, dann
kam sie niemals wieder zurück. Bislang. Die vergangenen vier Jahre
waren für uns harte Jahre. Aber sie haben uns geprägt, sie haben uns
verändert. Wir kommen als eine traditionsreiche Partei zurück in den
Deutschen Bundestag, aber die FDP, die in den Deutschen Bundestag
zurückgekehrt ist, es ist nicht mehr dieselbe FDP, wie die, die aus
dem Bundestag ausgeschieden ist.

Schauen Sie, kein Unternehmen, keine Organisation, auch keine Partei
ist ein Selbstzweck. Das ist das Wesen von Marktwirtschaft und
Demokratie. Was seinen Zweck erfüllt hat, das geht, das wird ersetzt
durch anderes. Schumpeter sprach von der "schöpferischen Zerstörung".
Und somit war auch gar nicht klar, ob der FDP ein Comeback gelingen
könnte. Sicher, wofür wir stehen, das ergibt sich aus der
schottischen Philosophie, aus den Gedanken der amerikanischen
Verfassungs- und Unabhängigkeitsbewegung, der französischen
Revolution und der deutschen Aufklärung. Das kannten wir alles. Aber
war das der starke Grund, warum wir selbst einmal Freie Demokraten
geworden sind und nicht Christ-, Sozialdemokraten oder Grüne? Wir
haben uns also die Frage nach dem wirklichen Warum gestellt. Warum
sind wir selbst Freie Demokraten und warum braucht es eine Partei wie
die FDP in Deutschland? Und die Antwort ist die Einstellung zum
Leben. Es ist der Wunsch nach Selbstbestimmung und die Bereitschaft,
zum eigenen unabhängigen Urteil. Es ist die Schaffensfreude und die
Offenheit für den Wandel und es ist die Neugier auf neue Technologien
und die Toleranz gegenüber Menschen, die ihr Leben anders führen
wollen als man selbst. Wir haben uns befreit aus der taktischen
Abhängigkeit anderer Parteien. Wir haben uns befreit von der
Ängstlichkeit vor Kritik. Und wir haben uns befreit vom Einfluss
organisierter Interessen.

Liebe Freunde, meine Damen und Herren, weil wir selbst wieder wissen,
wer wir sind und was uns am Herzen liegt, können wir auch andere
wieder für uns begeistern. Und deshalb möge der Druck auch noch so
groß werden, diese innere Überzeugung und Haltung geben wir nicht
mehr auf. Von der lassen wir uns leiten.

Die vergangenen vier Jahre waren harte Arbeit. Und der Erfolg ist
nicht die Leistung weniger oder gar nur die Leistung eines einzelnen.
Es waren alle Mitglieder unserer Partei, es waren die Kandidatinnen
und Kandidaten bei den unterschiedlichen Wahlen. Es waren die
Tausenden Ehrenamtler, die in unserer Partei arbeiten. Es waren
unsere 63.000 Mitglieder, die diesen Erfolg gemeinsam ermöglicht
haben.

Wir sind eine Partei von Individualisten. Und wie sollte es auch
anders sein? Aber wir haben gelernt, dass eine Partei von
Individualisten dann stark ist, wenn sie zu Teamwork fähig ist und
deshalb danke ich jedem einzelnen ganz herzlich für den Einsatz
während der vergangenen vier Jahre. Daran knüpfen wir an.

Sie verfolgen das vielleicht auch, es gibt durchaus Anwürfe an die
FDP, und, also warum ist die Partei denn dennoch so geschlossen? Und
die erste Antwort, die dann gegeben wird, ist, das hängt mit dem
autoritären Führungsstil des Vorsitzenden zusammen. Vielleicht liegt
es einfach daran, dass wir einer Meinung sind und in dieselbe
Richtung arbeiten wollen. Wäre ja naheliegender.

Also zu Beginn dieses Jahres 2018 schauen wir auf die FDP. Und wir
haben eine Haltung gefunden und dokumentiert. Und mit dieser Haltung
übernehmen wir Verantwortung in Regierung und Opposition. Das zeigen
wir jeden Tag, dass wir bereit sind zur Verantwortung. In
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein und in Nordrhein-Westfalen.
2016 hatte Volker Wissing die Courage, in eine Ampelkoalition
einzutreten, weil dort und in dieser Konstellation ein Politikwechsel
für das Land möglich war. 2017 haben Wolfgang Kubicki und Heiner Garg
in Schleswig-Holstein eine Jamaikakoalition verhandeln können, weil
dort in dieser Konstellation ein Politikwechsel möglich war.

Joachim Stamp und ich, wir haben im größten Bundesland,
Nordrhein-Westfalen, im Sommer des letzten Jahres eine schwarz-gelbe
Koalition mittragen können, weil dort in dieser Konstellation ein
Politikwechsel möglich war. Die Freien Demokraten regieren mit SPD,
mit Grünen, mit der CDU, weil wir jedes Mal aufs Neue schauen, ob ein
Politikwechsel möglich ist. Und das zeigt, wir sind bereit zur
Übernahme von Verantwortung, aber wir sind auch eine eigenständige
Gestaltungspartei, die nicht in das Lager irgendeiner anderen Partei
gehört.

Und hier in Baden-Württemberg, ich weiß das noch genau, hier in
Baden-Württemberg ist unser Freund Uli Rülke hart dafür kritisiert
worden, dass er nicht stellvertretender Ministerpräsident in einem
Kabinett Kretschmann wird. Aber diese Entscheidung war genauso mutig
wie die von Volker Wissing, denn in dieser Konstellation hier wäre
eben kein Politikwechsel möglich gewesen.

Meine Damen und Herren, ich bin überzeugt, wer den Status quo
überwinden will, der darf sich nicht am Applaus des Tages
orientieren, sondern nur an den Überzeugungen, für die man bereit ist
zu streiten im Plenarsaal und auf dem Marktplatz. Nur da.

Meine Damen und Herren, jetzt haben wir zu Beginn dieses Jahres
sieben Landesminister und 80 Abgeordnete im Deutschen Bundestag. Wir
haben die Organisation unserer Arbeit im Deutschen Bundestag
gegenüber früheren Zeiten verändert. Wir haben jetzt starke
stellvertretende Fraktionsvorsitzende, die ein eigenes fachliches
Ressort führen. Und damit für die unterschiedlichen Themen das
politische Gesicht sind. Katja Suding, Alexander Graf Lambsdorff,
Michael Theurer, Stephan Thomae, Frank Sitta, Christian Dürr. Wir
haben Nicola Beer als Generalsekretärin, den stellvertretenden
Parteivorsitzenden Wolfgang Kubicki und Marie-Agnes
Strack-Zimmermann, unsere parlamentarischen Geschäftsführer Marco
Buschmann, Stefan Ruppert und Florian Toncar, die alle können jetzt
wirken. Uns wurde vorgehalten, die FDP sei eine One-Man-Show. Ich
muss sagen, zurzeit der außerparlamentarischen Opposition ist
One-Man-Show besser als eine No-Man-Show.

Aber die Lage hat sich jetzt verändert. In der Sache stehen wir für
Individualität und Vielfalt und deshalb sind jetzt alle auch
aufgerufen, die Individualität und Vielfalt der FDP zu leben. Das ist
unser Ziel. Jeder hat jetzt die Möglichkeit dazu.

Übrigens wurde verschiedentlich gesagt, ja, die
FDP-Bundestagsfraktion, die habe so wenig Regierungserfahrung. Das
stimmt gar nicht, wenn man sich die Fraktionen, die Biografien im
einzelnen ansieht. Wahr ist, in unserer Parlamentsfraktion sind auch
viele neue Persönlichkeiten, die zuvor in Wirtschaft, in Kultur und
in Wissenschaft Erfahrung gesammelt haben. Und ich freue mich darauf,
von Ihnen und dem frischen Denken jetzt auch zu lernen. Aber
mangelnde Regierungserfahrung ist nach meinem Geschmack in
Deutschland zu oft nur ein Tarnwort für weiter so. Und wenn Politik,
wenn Regierung und Parlament eins brauchen, dann frische Ideen und
das sollte das Markenzeichen der FDP sein, eine Brücke zwischen
Gesellschaft und Politik zu schlagen.

Meine Damen und Herren, Deutschland geht es gut. Aber die
gegenwärtige Stärke unseres Landes führt uns alle natürlich in
Versuchung, uns in der Komfortzone einzurichten. Dabei ändert sich
gegenwärtig um uns herum und in unserer Gesellschaft Grundlegendes.
Erstens, die Vereinigten Staaten sind unser traditioneller
Bündnispartner, aber auf Sicht der nächsten Jahre keine verlässliche
Größe mehr. China hingegen strebt jetzt mit Macht auf die Weltbühne
und hat seine Jahrzehnte lang geübte politische und ökonomische
Zurückhaltung aufgegeben. Wie ist die Antwort darauf? Abschottung und
die Augen verschließen? Das darf nicht die Antwort sein. Die Antwort
muss sein die Wiederherstellung der Handlungsfähigkeit Europas und
das aktive Eintreten für weltweiten Freihandel, das muss die Antwort
sein.

Und deshalb muss der Deutsche Bundestag natürlich schnellstmöglich
das Freihandelsabkommen mit Kanada ratifizieren. CDU und SPD und FDP
sind dafür, die breite Mehrheit in Deutschland ist also für diesen
Freihandel, das Land darf sich nicht bremsen lassen durch Grüne,
Linke und AfD, die da dagegen sind und zeigen, welche geistige
Verwandtschaft sie haben.

Zweitens verändert die digitale Revolution alles. Unser Leben. Unsere
Gehirne. Die Machtstrukturen in der Gesellschaft und Biografien. Die
Antwort darauf kann doch nicht Teilnahmslosigkeit sein. Die Antwort
muss mehr Tempo sein, beim Ausbau der Infrastruktur, der
Modernisierung des Rechts, insbesondere für fairen Wettbewerb, auch
bei der Digitalisierung und endlich eine Politik, die erkennt, dass
die Digitalisierung auch für den Staat selbst eine Chance ist, wir
können uns nicht erlauben, länger Zeit zu verlieren.

Drittens erreicht uns in diesen Jahren endgültig der demografische
Wandel. In wie vielen Klassen sind Kinder aus ursprünglich deutschen
Familien heute in der Minderheit? Wie viele Familien leben von
Sozialleistungen, ein starker Grund für die wachsende Kinderarmut,
weil sie keinen Tritt am Arbeitsmarkt fassen. Die Zahl der
Rentnerinnen und Rentner steigt. Sie übersteigt die Zahl derjenigen,
die neu ins Berufsleben eintreten. Und der Fachkräftemangel ist
dabei, zu einem großen Risiko für die wirtschaftliche Entwicklung
unseres Landes zu werden. Die Antwort darauf kann aber doch nicht
Mütterrente und Mindestlohndokumentationsverordnung sein. Die Antwort
darauf muss sein, eine Priorität für Bildungspolitik, ein flexibler
Sozialstaat und endlich eine liberale Einwanderungspolitik in unserem
Land.

Mein vierter Punkt: 15 Jahre haben wir in Deutschland von der
Reformdividende Gerhard Schröders gelebt. Wir haben auf den
Weltmärkten profitiert davon, dass die anderen schwächer waren als
wir. Danach haben wir profitiert von der Notenbankpolitik, dem
Außenwert des Euro und dem Zins. Jetzt beginnt sich alles zu
verändern. Die Reformdividende von Gerhard Schröder ist jetzt
endgültig verbraucht, andere ändern ihre und verbessern ihre
Standortbedingungen und bei uns verschlechtern sie sich. Wie ist
darauf die Antwort? Weiter nur umverteilen des Status quo? Das darf
doch nicht die Antwort sein. Die Antwort muss eine neue
Wachstumsagenda sein, mit der die Kräfte dieses Landes wieder
entfesselt werden, um neuen Wohlstand zu erwirtschaften. Und das ist
eine Frage der Staatsräson.

Und die fünfte Zeitenwende, die ich exemplarisch ansprechen will, das
ist das Ergebnis der Bundestagswahl selbst. Das markiert nämlich eine
historische Zäsur in der Entwicklung unserer Republik. Mit der
Alternative für Deutschland gehören unserem Parlament erstmals seit
dem Zweiten Weltkrieg und der Gründung unserer Republik eine Fraktion
an, die keine klare Trennlinie zieht zur Fremdenangst oder Rassismus
und Antisemitismus und die wieder völkisches Denken salonfähig machen
will, also die Vorstellung einer ethnischen oder kulturellen oder
religiösen Einheit des Volkes. Wenn das Volk ethnisch, kulturell und
religiös eine solche Einheit ist, dann braucht es natürlich auch nur
eine Partei, die diesen Willen ausspricht. Das ist der Kern dieses
autoritären Denkens. Die Antwort auf die AfD im Parlament kann doch
nicht sein Ignorieren oder Moralisieren, erst recht nicht die
Übernahme von Parolen. Die Antwort muss die nüchterne Zurückweisung
sein und eine andere Bundespolitik, die die Probleme wieder klein
macht, die die AfD vorher groß gemacht haben. Das muss die Antwort
darauf sein.

Meine Damen und Herren, wir, auch andere, die westliche Welt, wir
stehen in einer Zeitenwende. Das betrifft nicht nur uns. In
Frankreich antwortet man auf diese Zeitenwende mit einer neuen
Generation Frankreich. Neue Generation bezieht sich da nicht auf das
Alter der Personen, sondern auf das Alter der Ideen und Konzepte. In
Frankreich öffnet man sich offensiv für neue Ideen. Für neue
großartige Talente der ganzen Welt, für Waren, man geht zu Hause
strukturelle Reformen an, die lange vorher verschleppt worden sind.
Der neue französische Präsident Macron ist bereit, dafür sogar
Konflikte in seiner Gesellschaft einzugehen. Wenn sie der Preis dafür
sind, dass sich etwas verändern kann. Was soll die deutsche Antwort
darauf sein? Dieser inzwischen auch legendäre Satz der
Bundeskanzlerin am Tag nach der Bundestagswahl: "Ich weiß nicht, was
wir hätten anders machen sollen." Man kann ein Land mit Taten
überfordern, man kann eine Gesellschaft mit Ambitionslosigkeit aber
auch unterfordern.

Wir jedenfalls, meine Damen und Herren, wir wollen als Antwort an
Frankreich und andere auch an einer neuen Generation Deutschland
arbeiten. In der alte Ideen und schwach gewordene Konzepte durch neue
ersetzt werden. Wir wollen Teil einer neuen Generation, einer
politischen Generation Deutschland, Teil eines Erneuerungsprojektes
sein. Wenn es eine solche Erneuerungspolitik gibt, dann haben wir
Freude an der Gestaltung und sind bereit auch zum Konflikt, wenn im
Zweifel für Grundüberzeugungen, die erst populär gemacht werden
müssen, auf der Straße geworben werden müssen. Dazu sind wir bereit.

Und jetzt weiß ich ja, dass viele in dieser Jamaikakoalition genau
dieses Erneuerungsprojekt gesehen haben. Auch hier im Saal. 2013 gab
es schon einmal schwarz-grüne Sondierungen. Und schon damals konnte
man diese Diskussion über eine mögliche Erneuerung verfolgen. Da
kommt jetzt wirtschaftliche Vernunft und ökologisches Gewissen
zusammen, um das alles unter der Schirmherrschaft der
Präsidialkanzlerin Angela Merkel, die dafür sorgt, dass sich in
Wahrheit doch nichts verändert. Und so wie manche Schwarz-grün 2013
gewollt hätten und dann jahrelang dieser Konstellation nachgetrauert
haben, so ist jetzt dann 2017 Jamaika zu einem politischen
Sehnsuchtsort verklärt worden. Wir waren da. Und mussten den Eindruck
tatsächlich gewinnen, dass jetzt das Versäumnis von 2013 einer
schwarz-grünen Zusammenarbeit getilgt werden sollte und zwar unter
willfähriger Beteiligung der FDP um den anderen den Steigbügel zu
halten. Wenn wir eines aber gewiss nicht mehr sind, dann ist es
Steigbügelhalter für irgendwelche anderen. Das machen wir nicht.

In Deutschland gibt es einen verbreiteten Glauben, widersprüchliche
Wahlprogramme von Parteien seien im Grunde schädlich. Widersprüche
zwischen den Parteien seien falsch für das Gemeinwohl. Und müssten
dann irgendwie auf angenehme Weise verbunden werden, damit dann gute
gemeinwohlorientierte Politik rauskommt. Das ist eine spezifisch
deutsche und im Übrigen auch vordemokratische Form der politischen
Romantik, meine Damen und Herren.

Vor 50 Jahren hat hier Ralf Dahrendorf gesprochen, 1968. Bei diesem
Dreikönigstreffen. Und er hat seinerzeit gewarnt vor politischen
Utopien, die einen anderen Menschen formen wollen, und er hat für die
Offenheit der Gesellschaften geworben. Und als Voraussetzung für
diese Offenheit der Gesellschaft hat Dahrendorf vor 50 Jahren an
dieser Stelle dafür plädiert, auch das, was es an Unterschieden in
einer Gesellschaft gibt, es auszuleben. Eine Gesellschaft, in der
versucht wird, alles so in einem Gleichgewicht schwebend zu halten,
in einer solchen Gesellschaft geht der Antrieb für Fortschritt und
die Möglichkeit zur Korrektur von Fehlentscheidungen verloren. Und
deshalb: Es gibt in unserer Demokratie nicht nur die Pflicht zum
Kompromiss unter Demokraten, es gibt auch die Pflicht zur Kontroverse
unter Demokraten, die den Wettbewerb lebendig hält.

Der liberale Wirtschaftsnobelpreisträger Friedrich August von Hayek
hat einmal was Bemerkenswertes notiert. Ich zitiere ihn. "Es waren
immer die Konservativen, die dem Sozialismus Zugeständnisse gemacht
haben und ihm zuvorkamen." Das kann man natürlich heute nicht mehr
wörtlich nehmen. Denn die CDU unter Angela Merkel ist ja keine
konservative Partei mehr.

Der Fraktionsvorsitzende der Grünen, Anton Hofreiter, hat auf seinem
Parteitag ausgeführt, jetzt nach dem Scheitern dieser
Jamaikasondierungen, "die Grünen seien die letzte handlungsfähige
linke Partei". Davon konnten wir uns während der Sondierungen selbst
einen Eindruck verschaffen. Und wir haben Pragmatiker getroffen.
Keine Partei ist ein monolithischer Block, wir haben dort Pragmatiker
getroffen mit fremden, aber interessanten Ideen. Besonders
inspirierend waren aber die Abende mit dem eigentlichen
Verhandlungsführer der Grünen, nämlich Herrn Trittin. Und dieser Teil
der Grünen, dieser linke Flügel der Grünen, der vertritt eine
Politik, die mit dem Staat und mit dem Gesetzesbefehl die
Gesellschaft lenken möchte, Unterschiede planieren will und Menschen
umerziehen möchte. Eine solche Haltung darf man vertreten, aber als
Liberale können, als Liberale dürfen wir einer solchen Haltung nicht
zur Macht verhelfen.

Wenn Wahlprogramme überhaupt noch irgendeinen Sinn haben sollen, dann
muss man die Entscheidungen, die nach Wahlen getroffen werden auch an
ihnen messen. Wir haben aus staatspolitischer Verantwortung die
Oppositionsrolle gewählt und das stärkt unsere Demokratie, es ist
eine Kampfansage an Politikverdrossenheit und Protestwahlverhalten,
denn niemand kann mehr sagen, in der bürgerlichen Mitten der Politik
gäbe es keine Unterschiede, die zur Wahl stünden.

Ich bin in einem Interview von einer Journalistin gefragt worden, ob
wir denn hoffen würden, dass bei der nächsten Wahl die Wählerinnen
und Wähler vergessen hätten, dass wir jetzt nicht in diese Regierung
eingetreten sind. Wieso vergessen? Ganz im Gegenteil. Unser Nein war
ein konstruktives Nein. Es war ein Nein zum Status quo. Es war eine
Investition in unsere Glaubwürdigkeit, eine Investition, die sich
dann bezahlt machen wird, wenn wir dereinst bei einem
Erneuerungsprojekt unseres Landes wirkliche Gestaltungsmacht
brauchen. Also warum vergessen? Im Gegenteil.

Ich würde also meiner Partei empfehlen, im Prinzip die gleichen
Entscheidungen noch einmal zu treffen, mit einer Ausnahme. Dieses
Verfahren wochenlang, dutzende Verhandler auf dem Balkon, die Papiere
aufschreiben, in denen noch genauer immer notiert wird, wo man sich
nicht einig ist. Ein solches Verfahren würde ich nicht ein zweites
Mal wiederholen, meine Damen und Herren, das hat falsche Erwartungen
geweckt.

Nun hat Deutschland keine Koalition. Und in seinem Jahresrückblick
sagte der Kabarettist Dieter Nuhr einen Satz, der mich sehr
beeindruckt hat. Der sagte, und vielleicht ist das ein Denkanstoß,
will ich mal sagen. Der sagte: "Ja, wir haben keine Regierung" und
dann weiter: "Regiert werden ist weniger wichtig als das, was man
selber in der Zeit tun könnte". Und dahinter steckt eine höhere
Weisheit. Jetzt ist der Verzicht auf eine Koalition kein Dauer- und
Idealzustand. Aber ist das eine Krise? Ist das eine Staatskrise? Ist
das eine Verfassungskrise? Wir haben einen funktionierenden Deutschen
Bundestag, wir haben funktionierende Institutionen, wir haben eine
funktionierende öffentliche Verwaltung. Ich hab den Eindruck, wir
haben sogar schon hinreichend viele Gesetze, dass nicht sofort
Anarchie ausbricht. Also insofern es ist keine Krise.

Es ist keine Krise und es wird ja auch kein Dauerzustand sein.
Voraussichtlich gibt es jetzt eine Große Koalition. Und diese Große
Koalition wird eine andere sein als die der vergangenen vier Jahre.
Während der letzten vier Jahre wurde die Regierung nämlich immer nur
von links im Deutschen Bundestag kritisiert. Diese neue Große
Koalition, wenn sie denn kommt, die hat sich gegenüber auch einer
Opposition aus der Mitte des Parlaments, die daran erinnert, dass man
erst einmal der Eigeninitiative der Bürger eine Chance geben sollte,
bevor man nötigenfalls den Staat zu Hilfe ruft. Und das verändert das
politische Spiel.

Das verändert das politische Spiel. Jetzt wird uns gesagt, na ja,
dass es diese Große Koalition gibt, das hättet ihr verhindern müssen.
Ihr hättet Jamaika machen müssen, um Schlimmeres zu verhindern. Das
ist nun der kärglichste Gestaltungsanspruch, den man haben könnte.
Und im Übrigen bin ich gar nicht sicher und halte es für offen, ob
jetzt nun eine Jamaikakoalition in der Sache bessere Entscheidungen
getroffen hätte als eine neue Große Koalition. Das wird man erst im
Vergleich dann sehen. Mehr noch, es wird der Versuch unternommen, zu
sagen, für all das, was die Große Koalition jetzt macht, trägt die
FDP mit ihrer Verweigerungshaltung die Verantwortung. Ich habe mal
eine Frage. Welche Verantwortung trägt denn eigentlich noch die
Bundeskanzlerin mit ihrer Richtlinienkompetenz?

Das ist doch der Versuch, wieder eine Alternativlosigkeit zu
konstruieren. Wieder eine Alternativlosigkeit, die FDP hat sich
verweigert, also Große Koalition. Und deshalb ist die CDU gezwungen,
alles mitzumachen, was die SPD fordert. Diese Alternativlosigkeit
aber sie gibt es nicht. Die erste Alternative zu einer Großen
Koalition wäre eine Minderheitsregierung. Auch das ist kein
Dauerzustand.

Auch das kein Ideal-, kein Dauerzustand, es ist in unsere Verfassung
aber vorgeschrieben. Also erste Option, um sich nicht von der SPD
erpressen lassen zu müssen, ist eine Minderheitsregierung. Die ist
fraglos unbequem. Denn dann müsste Frau Merkel wieder ins Parlament
kommen und für ihre Politik werben, ihre Politik erklären, überhaupt
einmal eine eigene politische Meinung haben. Unbequem.

Mir fällt in dem Zusammenhang ein Satz ein, den der Kandidat für den
Parteivorsitz der Grünen, Robert Habeck, dieser Tage in einer
"Bild"-Zeitungsmeldung oder einem Interview gesagt hat, Wolfgang
Kubicki hat mich gestern darauf aufmerksam gemacht. Befragt nach den
Gründen für das Scheitern von Jamaika, hat Herr Habeck als er Grüne
wohlgemerkt, als ersten Grund angegeben die Mangelnde Autorität der
Bundeskanzlerin in ihrer eigenen Partei. Also die Option ist
Minderheitsregierung, auch wenn das für die Regierungschefin selber
unbequem ist. Und es ist kein Dauerzustand, aber es könnte sich
dennoch für eine gewisse Phase zumindest als übergangsweise
vorteilhaft herausstellen, denn wir haben in unserem Land schon sehr
lange ein Übergewicht der Regierung über dem Parlament. Sehr lange
schon.

Da müssen dann über Nacht Hunderte Seiten von Abgeordneten gelesen
und bewertet werden, weil am nächsten Tag entschieden werden muss.
Wenn eine Phase einer Minderheitsregierung, die ich nicht als Ideal
achte und die wir auch nicht empfehlen oder anstreben, wenn während
der Phase einer Minderheitsregierung es dazu käme, dass das Parlament
nicht mehr Zulieferbetrieb der Regierung ist, wenn es dazu käme, dass
die spannendsten Debatten nicht bei "Anne Will" geführt werden,
sondern wieder im Plenarsaal, dann kann ich daraus jedenfalls keinen
Nachteil für unsere Demokratie erkennen.

Wenn also die Bundeskanzlerin eine solche Konstellation,
Minderheitsregierung nicht will, weil sie unbequem ist, muss sie
dennoch der SPD keine Zugeständnisse machen. Und wenn die Union der
SPD Zugeständnisse macht, dann muss sie selbst dafür die
Verantwortung übernehmen. Denn es gäbe immer auch die zweite
Alternative. Und die zweite Alternative, sich nicht von anderen
erpressen zu lassen, das ist, die Wählerinnen und Wähler wieder zu
befragen, wie sie die vollständig veränderte politische Lage in
unserem Land einschätzen, vor einer Neuwahl fürchten wir uns nicht.
Und es ist das Recht der Menschen, ein neues Urteil zu treffen.

Liebe Freundinnen und Freunde, wir beobachten, was bei anderen
passiert, aber die treffen ihre Entscheidungen, wir unsere. Bei
unserer Arbeit konzentrieren wir uns darauf, dass Projekt "Neue
Generation Deutschland" möglich zu machen. Zum einen dadurch, dass
wir unser eigenes politisches Gewicht erhöhen. In diesem Jahr stehen
wieder zwei Landtagswahlen an. In Hessen und in Bayern. René Rock und
Daniel Föst, der bayerische Landesvorsitzende, ihr könnt euch sicher
sein, wir werden euch bei euren Wahlen wieder so unterstützen, wie
wir das zur Zeit der außerparlamentarischen Opposition gemacht haben,
denn es geht bei euch nicht nur um regionale Fragen, sondern auch um
Entscheidungen für Deutschland und deshalb werden wir gemeinsam mit
euch in diese Wahlkämpfe gehen.

Beide haben mich übrigens ausdrücklich gebeten, unsere Haltung bei
diesen Wahlen noch mal zu unterstreichen. Das ist nämlich die gleiche
Haltung, die wir in den vergangenen Jahren gezeigt haben. Nämlich die
Haltung, dass wir bei diesen beiden Landtagswahlen bereit sind, auch
Verantwortung zu übernehmen. Aber nicht um jeden Preis. Wenn es
möglich ist, zu gestalten, in Hessen und in Bayern, und
Politikwechsel zu erreichen, dann wird die FDP das tun. Und wenn es
nicht möglich ist, dann werden wir unsere Glaubwürdigkeit ein
weiteres Mal dokumentieren, in dem wir die Oppositionsrolle annehmen.
Auch das würde unsere Position in der politischen Landschaft stärken.

Und zum anderen arbeiten wir an einer neuen Konstellation für die
"Neue Generation Deutschland", durch unsere Facharbeit im Deutschen
Bundestag. Mit der man natürlich die Mitbewerber auch zu einer
fachlichen Auseinandersetzung zwingen kann. Es wird immer gesagt, ja,
in der Opposition kann man überhaupt gar nichts bewegen. Während der
Zeit unserer außerparlamentarischen Opposition, Nicola Beer hat es
gesagt, haben wir der Digitalisierung Priorität gegeben. Wir haben
Positionen bezogen. Und haben Zielgruppen angesprochen und hatten am
Ende von allen Parteien den höchsten Kompetenzwert bei dieser
Zukunftsfrage Digitalisierung als außerparlamentarischer Opposition
und im Ergebnis haben unsere geschätzten Mitbewerber ebenfalls die
Priorität für dieses Thema erkannt. Man kann also aus der
Oppositionsrolle heraus gestalten. Wer das verneint, der verneint die
Kraft des besseren Arguments und er drückt eine Geringschätzung
gegenüber dem Parlamentarismus aus. Also das werden wir jetzt tun.
Wir haben damit begonnen.

Wir haben damit begonnen, unsere erste Initiative war ein Gesetz zur
Stärkung der Bürgerrechte. Es enthielt beispielsweise die Aufhebung
des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes. Ein Gesetz, das grade ja traurige
Aktualität hat. Wegen der völlig inakzeptablen Tweets und Postings
von AfD-Politiker. Die AfD ist auch für die Aufhebung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes. Offensichtlich, weil sie so einen
Schmutz gerne weiter verbreiten will und ihn unter den Deckel der
Meinungsfreiheit bringen will. Wir sind gegen das
Netzwerkdurchsetzungsgesetz, weil wir glauben, dass solche Fragen
nicht entschieden werden sollten von den Sachbearbeitern
kommerzieller Dienste, sondern vom Staatsanwalt. Das ist der
Unterschied zwischen uns und denen.

Ich will im Blick nach vorne, was unsere fachlichen Themen sind, fünf
kurze Gedanken zur Ankündigung nur bringen. Fünf kurze Gedanken,
Themenfelder, die uns beschäftigen werden. Ich fang bewusst mit
diesem an: Die FDP setzt sich als liberale Partei für die
Lebenschance eines jeden einzelnen ein. Wer sich für die
Lebenschancen eines jeden einzelnen einsetzt, der muss sich aber auch
für die Überlebenschancen der Menschheit engagieren. Wir tragen
ökologische Verantwortung, daran muss uns niemand erinnern. Die FDP
war die erste Partei, die den Umweltschutz im Programm und im
Kabinett verantwortet hat. Ein Evergreen. Hans-Dietrich Genscher hat
das Umweltbundesamt gegründet, als Joschka Fischer noch mit Steinen
auf Polizisten geworfen hat. Also da muss uns niemand dran erinnern.

Und deshalb stehen wir zum Klimaschutzabkommen von Paris. Aber es
fordert von uns eben auch einen neuen Realismus. Der Klimaschutz ist
eine globale Aufgabe, wir werden ihn alleine nicht leisten können. Zu
versuchen, bei uns im Alleingang Klimaziele zu erreichen und
Arbeitsplätze und Wohlstand infrage zu stellen, wird nur die
Akzeptanz dieser Politik infrage stellen. Die Menschen erwarten von
uns, dass wir einen smarten Weg finden, Ökologie und
Wirtschaftlichkeit, Ökologie und Wohlstand zu vereinbaren, das
erwarten die Menschen. Nicht Planwirtschaft und Fahrverbot.

Das erwarten die Menschen und deshalb sollten wir global denken in
diesen Fragen des Klimaschutzes. Wir sind eine hochentwickelte,
hocheffiziente Volkswirtschaft. Eine Industrienation. Wir haben
inzwischen die höchsten Kosten zur Vermeidung einer Tonne CO2
weltweit, weil wir schon so gut sind. Mit unserem Geld und mit
unserer Technologie könnten wir erreichen, dass andere auf der Welt
sich selbst viel ambitioniertere Ziele setzen könnten. Dirk Niebel
als Entwicklungsminister hat eine solche internationale Kompensation
bei Klimazielen seinerzeit gefördert und unterstützt. Es wäre im
doppelten Sinne ein Nutzen. Es sind neue Absatzmärkte für unsere
Technologien einerseits und andererseits ist der Beitrag zum
Klimaschutz größer, deshalb sollte unser Land seinen
Klimanationalismus überwinden, um global zu denken.

Aber oft genug geht es darum nicht, ich erinnere eine bemerkenswerte
Situation, Wolfgang Kubicki war dabei, während der
Jamaikaverhandlungen, als Herr Hofreiter von den Grünen den Satz
sagte, er habe sein ganzes Leben Politik gemacht gegen den Satz
"freie Fahrt für freie Bürger". Und das zeigt eines. Wer symbolisches
Handeln will, und er wer bei einer globalen Frage wie dem Klimaschutz
nur national denkt, dem geht es gar nicht um die Bewahrung der
Schöpfung und die Nachhaltigkeit, sondern dem geht es um ein anderes
Leben für die Menschen in Deutschland. Und das ist nicht ökologisch,
sondern ideologisch.

Globale Verantwortung zu übernehmen, heißt aber nicht bei uns in
Deutschland, nicht besser werden zu können und zu müssen, in Fragen
des Klima- und Umweltschutzes. Nur unsere Energiewende, wie wir sie
machen, ist doch längst in eine Sackgasse geraten. In dieser Woche
hat der Netzbetreiber Tennet mitgeteilt, dass im vergangenen Jahr
eine Milliarde Euro aufgewendet werden mussten, um die Stabilität der
Netze sicherzustellen, durch immer neue Eingriffe. Das kann man doch
in der Weise nicht fortsetzen, dass wir Ökostrom produzieren, den wir
ins Ausland entsorgen müssen. Und deshalb müssen wir uns lösen vom
Denken in Quotenverboten und Subventionen. Man kann ein Problem nicht
mit den Instrumenten lösen, die das Problem verursacht haben. Wir
brauchen neues Denken.

Und deshalb wollen wir, dass CO2 einen Preis bekommt, europäisch
wirksam gehandelt wird, wer CO2 verbraucht beziehungsweise ausstößt,
der zahlt. Und zwar sektorübergreifend in ganz Europa. Das wirft den
Innovationsmotor Marktwirtschaft an. Und wir wollen, dass Theologen
und Politologen wie ich, in den Parlamenten die Ziele festlegen
dürfen, aber die Zielerreichung, die legen wir wieder in die Hände
der Techniker und Naturwissenschaftler.

Zweiter Punkt: Wir sind stolz auf unsere wirtschaftliche Stärke. Und
sie zu erhalten ist Staatsräson. Es ist die Marktwirtschaft, die die
Pflöcke einschlägt, an denen das soziale Netz aufgehangen ist. Wer
soziale Verantwortung wahrnimmt, der sorgt sich um die
wirtschaftliche Stärke unseres Landes. Die Quellen unseres Wohlstands
sind aber im Prinzip 100 Jahre alt. Also müssen wir uns darum
bemühen, dass sie in die neue Zeit kommen, aber zugleich brauchen wir
auch mehr Gründergeist in unserem Land. Wir müssen dafür sorgen, dass
die wirtschaftliche Erneuerung auch durch sozusagen ausgelagerte
Labore in Form von neugegründeten Unternehmen stattfindet. Vieles ist
dazu zu sagen, ein entwickelter wirksamerer Kapitalmarkt ist
erforderlich. Vor allen Dingen müssen wir aber mehr Menschen in die
Lage versetzen, aus einer Idee auch einen Betrieb zu machen. Ich
nenne nur ein Beispiel für eine Maßnahme. In Nordrhein-Westfalen
führen wir jetzt ein Gründerstipendium ein, eine FDP-Initiative. Für
diejenigen, die noch nicht einen fertigen Geschäftsplan haben, mit
dem sie zu einer Bank oder zu einem Investor gehen können, sondern
für diejenigen, die zum Beispiel als Studienabsolventen aus dem
Patent erst einmal einen Geschäftsplan machen. Die aber nicht aus der
Familie heraus die finanziellen Möglichkeiten haben, um ihren
Lebensunterhalt zu bestreiten. Für die gibt es nun 1.000 Euro für
zwölf Monate im Jahr. Nicht mit irgendeinem bürokratischen Nachweis
für Büromaterial, sondern ausschließlich darum, dass man sich keine
Sorgen muss, ob der Kühlschrank gefüllt ist, denn Unternehmergeist
darf nicht davon abhängen, ob die eigene Familie schon wohlhabend
war, sondern er darf nur davon abhängen, ob eine Idee gut ist und
sich durchsetzen kann.

Ich könnte länger sprechen über Bürokratie, ein Hemmnis für uns alle.
Ich nenne nur das Stichwort. Vor allen Dingen sorge ich mich darum,
dass sich inzwischen auf der internationalen Bühne die finanziellen
Rahmenbedingungen für wirtschaftlichen Erfolg fundamental verändert
haben. Frankreich macht eine Unternehmenssteuerreform. Herr Macron
setzt das gegen große Widerstände durch. Man mag von Herrn Trump
halten, und von seinen Politiken, was man will, aber dass er jetzt
eine Steuerreform durchgesetzt hat, ist eine Realität. Die sich
auswirkt auch auf die Wettbewerbsfähigkeit unserer exportorientierten
Wirtschaft. Und deshalb müssen wir darauf reagieren. Durch
verbesserte Abschreibungsbedingungen für Investitionen. Eine
steuerliche Förderung von Forschung und dadurch, dass der
Solidaritätszuschlag der Menschen und Betriebe entlastet ausläuft zu
dem Zeitpunkt, wie es versprochen worden ist: 2019.

Wir haben das ja in der Debatte erlebt und in den Verhandlungen, dass
es heißt, ja, wir können uns steuerliche Entlastungen nicht leisten.
Wir sind ja auch bescheiden schon geworden in unseren Vorschlägen. An
große Steuerreformen unter dieser Konstellation dachten wir ja schon
gar nicht mehr. Wir können uns nicht eine breitere Entlastung
leisten. Ich sehe es genau andersrum. Weil sich alles verändert hat,
muss sich auch unsere Haltung, unsere deutsche Haltung dazu ändern.
Die anderen sagen, wir können uns nicht leisten, die Belastungen zu
reduzieren. Ich sage, wir können uns nicht leisten, bald die höchsten
Unternehmenssteuern der Welt zu haben. Weil das nämlich am Ende
Arbeitsplätze kosten wird.

Und beim Solidaritätszuschlag ist das vielmehr als eine fiskalische
Frage, es ist auch eine Frage der Glaubwürdigkeit der Politik
insgesamt.

Es ist zugesagt worden, dass diese Ergänzungsabgabe entfällt, wenn
der Grund ihrer Erhebung entfallen ist, 2019. Nach unserer Auffassung
ist es dann auch ein Gebot unserer Verfassung, wie der politischen
Hygiene dieser Ankündigung Taten folgen zu lassen. Wenn andere dazu
nicht bereit sind, dann werden wir vor dem Bundesverfassungsgericht
Klage gegen eine Abgabe erheben, die nicht mehr rechtlich von den
Bürgerinnen und Bürgern verlangt werden darf. Dann gehen wir eben den
Weg.

Der dritte Punkt: Die Migrationspolitik ist überall auf der Welt
geeignet, Gesellschaften zu sprengen, Fliehkräfte auszulösen und die
Menschen gegeneinander auszuspielen. Überall auf der Welt, in jeder
Gesellschaft. Es ist eine der sensibelsten politischen Fragen, die es
überhaupt gibt. Denn es mit Identität und mit Ängsten zu tun. Die
Flüchtlingspolitik von Angela Merkel ist gescheitert. Sie hat in
Deutschland Fliehkräfte ausgelöst, und in Europa Einigkeit verspielt.
Wir wollen, dass Deutschland sich nicht abschottet, sondern ein
weltoffenes Land bleibt. Wir stehen für Toleranz und für Vielfalt.
Die Religion, die Herkunft, die Ethnie spielt für Liberale keine
Rolle, und wir wollen, dass Deutschland weiter ein so liberal
geprägtes Land bleibt, die Voraussetzung dafür ist aber, dass es
klare Regeln und geordnete Verfahren gibt, auf die die Menschen sich
verlassen können, egal, ob sie neu nach Deutschland kommen oder hier
schon immer gewohnt haben. Das ist die Voraussetzung dafür. Und das
muss hergestellt werden.

Und das muss hergestellt werden und deshalb muss man sich an die
wirklichen Probleme heranbewegen. Die CSU hat jetzt beschlossen, dass
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz nicht mehr bis zu 36
Monaten gewährt werden, sondern nur noch bis zu 15 Monaten und es
danach reduziert wird. 36 Monate, 15 Monate, die Frage ist doch
nicht, ob dann die Leistungen reduziert werden, die eigentliche Frage
ist doch, wieso kann es sein, dass Asylverfahren in Deutschland
überhaupt 15 oder 36 Monate dauern, die müssen schneller
abgeschlossen werden, statt solche Neiddebatten zu führen.

Das ist doch eine symbolhafte Neiddebatte, mit der Ängste und
Ressentiments geschürt werden sollen. Das Problem ist nicht die
Leistung, die Menschen erhalten, während sie sich um einen
Aufenthaltsstatus bei uns bewerben und bemühen, das Problem ist, dass
die Verfahren zu lange dauern und dass es keine einheitlichen
Standards gibt. Wir haben es jetzt wieder gesehen bei der
Gesundheitsprüfung dieser harten Debatte. Wir achten und schätzen und
verteidigen die Rechte, insbesondere die Würde aller Menschen, die zu
uns kommen und sich um einen Aufenthaltsstatus bewerben. Aber
diejenigen, die hier sind, haben auch ein Recht zu erfahren, wer das
ist, der da kommt. Und deshalb brauchen wir da bundeseinheitliche
Standards in dieser Frage. Also darum geht's uns.

Darum geht's uns und weil es so viele Jahre in dieser Debatte jetzt
keine Bewegung und keine Initiativen gegeben hat, ergreifen wir die
Initiative, es werden Freie Demokraten sein, die den Gesetzentwurf
für ein neues Einwanderungsgesetz in Deutschland in Bundesrat und
Bundestag einbringen, damit in dieser Frage bei der Lebenslüge, unser
Land sei kein Einwanderungsland, wir endlich eine "Neue Generation
Deutschland" werden und ankommen in der Realität.

Vierter Punkt, vorletzter Punkt. Haben Sie dieses Urteil gelesen des
Bundesverfassungsgerichts zum Numerus clausus? Was für eine Blamage
für das ganze deutsche Bildungssystem, das inzwischen höchst
richterlich festgehalten wird, dass die Abiturnoten in den 16 Ländern
nicht vergleichbar sind und deshalb kein zumindest alleiniger Maßstab
für die Aufnahme eines Hochschulstudiums sein kann. Was für eine
Situation.

In welcher Situation sind wir? Klar ist doch, ein Land, das so auf
die Mobilität seiner Menschen setzt, braucht doch endlich mehr
Vergleichbarkeit zwischen den einzelnen Ländern und mehr Mobilität
zwischen den 16 Schulsystemen. Es ist eine Lebenslüge, dass die
Konkurrenz von 16 Ländern unser Land stark macht, sie führt nur zu
Reibungsverlusten und deshalb muss der Bildungsföderalismus in
Deutschland endlich einer Reform unterzogen werden.

Und selbst bei den ersten, bei den Anfangsfragen, Uli Rülke hat es
ausgeführt, kommt man da gegenwärtig in Deutschland nicht weiter.
Winfried Kretschmann sagt, keine Kooperation in finanzieller
Hinsicht, weil damit inhaltliche Vorgaben verbunden sein könnten. Ich
bin gegen eine Verfassungsänderung. Das sagt die CSU, gerade noch mal
bei ihrer Klostertagung beschlossen. Beide sagen, die Bayern mit mehr
Recht als die Baden-Württemberger, wir sind ja im Vergleich der
Bundesländer gut. Ja, liebe Freundinnen und Freunde, meine Damen und
Herren, ja, sicher ist Bayern besser als Bremen. Aber wenn man sich
damit zufrieden gibt, haben wir in Deutschland ein Problem, denn
nicht Bayern steht im Wettbewerb mit Bremen, Deutschland steht im
Wettbewerb mit Nordamerika und den asiatischen Ländern. Und deshalb
müssen wir im Weltmaßstab denken.

Der Bundesfinanzminister Christian Lindner - das war noch nicht die
Pointe - und ich finde das auch nicht ... na ja, der
Bundesfinanzminister Christian Lindner, der hätte Schulen in Burundi
und Botswana sanieren dürfen, aber nicht in Böblingen und Bonn. Und
deshalb werden wir als Bundestagsfraktion eine Initiative zur
Veränderung unseres Bildungsföderalismus in Deutschland einbringen.

Letzter Punkt: Wir stehen vor einer Dekade der Gestaltung Europas.
Ist keine Sache von wenigen Wochen und Monaten, eine Reformdekade und
wir brauchen sie. Wir brauchen ein starkes Europa, es gibt keine
Frage von Belang, die man ohne oder gegen Europa lösen kann, alle
großen Fragen kann man nur mit und in Europa gestalten. Deshalb
wollen wir ein starkes Europa.

Und wir betonen nur, dass auf der einen Seite die Stärke beim
Grenzschutz, beim digitalen Binnenmarkt, bei der Sicherheit, dass
diese Stärke eine Voraussetzung hat. Nämlich die Konzentration auf
die wirklich wichtigen Aufgaben, und es gibt andere Aufgaben, die
muss man nicht allgemein europäisch regeln. Manche sehen darin eine
Europaskepsis. Das Gegenteil ist richtig. Wer das starke Europa will,
der muss dafür sorgen, dass es sich um die wirklich wichtigen Fragen
kümmert, und ansonsten mehr Rücksichtnahme auf regionale Unterschiede
erlauben. Das erst macht Europa stark.

Und bei den großen Fragen wünschen wir uns jetzt mehr Dynamik. Herr
Macron hat vorgeschlagen eine Initiative für eine stärkere
Integration der Sicherheits- und Verteidigungspolitik in Europa. Was
für eine großartige Idee. In den 50er Jahren ist die Europäische
Verteidigungsgemeinschaft am Veto Frankreichs gescheitert. Wenn
jetzt, 2017 war das, ein französischer Präsident diese Initiative neu
ergreift, dann darf der Kontinent kein zweites Mal dieses Rendezvous
mit der Geschichte verpassen. Ergreifen wir also diese Hand.

Natürlich, wir haben dezidiert bestimmte Auffassungen zur
Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion. Uns geht es um
die finanzpolitische Eigenverantwortung der einzelnen Staaten. Weil
diese Eigenverantwortung die Voraussetzung dafür ist, und den Anreiz
bietet, die eigenen Probleme und Reformen anzugehen. Ein Fanal, dass
in Italien jetzt Silvio Berlusconi wieder in die Politik eingreift,
denn die gegenwärtige Schwäche Italiens hat nichts zu tun mit der
Stabilitätspolitik Europas, sondern nur mit den Versäumnissen der
Generation Berlusconi in Europa und Italien selbst. Also ein Fanal.
Und deshalb sind wir für finanzpolitische Eigenverantwortung, um
Reformanreize zu bilden. Herr Macron will Investitionen in disruptive
Technologien. Und da stimmen wir ihm zu. Aber warum machen wir das
nicht über zweckgebundene Fonds für privatwirtschaftliche Projekte?
Meinetwegen bilateral zwischen Deutschland und Frankreich ein
Industrieprojekt zur Förderung von neuer Batterietechnologie für die
Elektromobilität? Aber es ist alle mal besser, bilateral oder
multilateral zweckgebundene Fonds für Investitionen zu begründen, als
für alle wieder die Regeln des Stabilitätspakts aufzuweichen, denn
das macht den Kontinent nicht stärker, sondern wieder schwächer.
Führt uns zurück in die Krise.

Und liebe Freunde, dieses Beispiel der Wirtschafts- und
Währungsunion, wenn man es sich genauer ansieht, enthält vielleicht
so einen Blick darauf, welches unterschiedliche Verständnis es in
europäischen Fragen gibt. War ja auch ein Punkt bei Jamaika und es
gibt so diese Vorhaltung, FDP sei Europaskeptikerpartei gewordne. Die
Partei von Hans-Dietrich Genscher, aber gut, politische
Machtauseinandersetzung, dann kommen solche Vorwürfe. Man muss sie
nur in der Praxis prüfen. Und da haben wir gegenwärtig eine
interessante Konstellation. Denn der Deutsche Bundestag und die
französische Nationalversammlung werden aus Anlass des 55. Jahrestag
der Unterzeichnung des Élysée-Vertrags eine gemeinsame Resolution
verabschieden, die für uns unser Freund Michael Link verhandelt. Und
in den Gesprächen zwischen französischer Nationalversammlung und
Deutschem Bundestag und den in ihnen vertretenen Fraktionen, da zeigt
sich eins, ich lass jetzt mal die Ränder Le Pen, AfD weg. Es zeigt
sich eins, ganz oft ist die Konstellation En Marche, Macron und FDP
und CDU einerseits und die versammelte Linke, inklusive der Grünen
andererseits. Weil der Konflikt bei diesen Gesprächen nicht ist,
Deutschland gegen Frankreich, auch nicht Europaskeptiker und
Eurobefürworter, der Konflikt ist ein ganz anderer. Es ist der
Konflikt nämlich zwischen der Frage, wollen wir die bestehende Stärke
nur neu und anders in Europa verteilen oder wollen wir uns gemeinsam
auf den Weg machen, als Europäer neue Stärke zu gewinnen. Und da ist
die Differenz, da sind wir näher bei Macron als bei den Grünen, mit
Macron könnten wir leichter Koalitionsverhandlungen abschließen als
mit Jürgen Trittin. Das haben wir gelernt.

Liebe Freundinnen und Freunde, ich komme zum Schluss, nachdem die FDP
die Jamaikasondierungen verlassen hat, gab es Motivspekulationen. Da
wurde eine Strategie vermutet, die Grünen haben uns gar einen
Rechtsruck attestiert. Ich habe gelesen, die FDP sei auf dem Weg,
eine rechtspopulistische Partei nach dem Vorbild der FPÖ in
Österreich zu werden. Sagte der große politische Analytiker Oskar
Lafontaine, der muss es ja wissen, denn mit Populismus kennt er sich
aus.

Also solche Vorhalten gibt es. Nur jetzt schauen wir uns die mal an,
die FDP. Die FDP ist eine liberale, eine individualistische, eine
weltoffene, eine progressive und säkulare Partei. Fällt Ihnen was
auf? Das waren früher mal linke Attribute. Was können wir aber dafür,
dass die jetzt gleichmacherisch, staatsfixiert, kirchennah und
protektionistisch sind. Die Vorhaltung der Grünen an die FDP sagt
mehr über die aus als über uns, meine Damen und Herren.

Nein, wir haben vier Jahre während der außerparlamentarischen
Opposition jeden Tag jeder Versuchung widerstanden, um mit Parolen
oder mit Provokationen Aufmerksamkeit zu erzielen. Es waren schattige
Jahre außerhalb der Scheinwerferkegel. Aber wir haben nicht ein
einziges Mal dieser Versuchung nachgegeben. Wir sind den Eurohassern
keinen Zentimeter nachgelaufen, sondern haben für Europa geworben.
Wir haben uns nicht an die Seite derjenige gestellt, die gegen den
Freihandel polemisiert haben, wir haben für TTIP und CETA
demonstriert. Wir haben nicht versucht, aus Fremdenangst Kapital zu
schlagen, sondern wir haben für eine liberale weltoffene
Einwanderungsstrategie wie Kanada sie hat geworben. Die Bürgerinnen
und Bürger haben diesen Kurs der FDP bestätigt. Mit 10,7 Prozent
haben sie uns als Partei der Mitte, als Partei des vernünftigen
Arguments, als Partei des Wandels, wieder in den Deutschen Bundestag
gewählt. Weil die Mitte dort zu lange verwaist war. Wir wären
verrückt, wenn wir diesen Platz in der Mitte des Parlaments jetzt
wieder aufgeben würden. Wir wollen nicht nach links oder rechts, nach
vorne!

Nach vorne!

Wir wollen nach vorne! Und die eigentliche Auseinandersetzung ist gar
nicht die zwischen links und rechts, die eigentliche
Auseinandersetzung ist immer noch die, die Ralf Dahrendorf in seiner
Rede hier vor 50 Jahren beschrieben hat. Es ist die
Auseinandersetzung zwischen Vielfalt und Intoleranz. Es ist die
Auseinandersetzung zwischen Abschottung und Weltoffenheit. Es ist die
Auseinandersetzung zwischen Vernunft und moralischer Überheblichkeit.
Zwischen Individualität und dem Versuch, mit dem Staat zu lenken. In
einem Satz: Es ist die Auseinandersetzung zwischen den Verfechtern
einer offenen Gesellschaft und ihren Gegnern. Egal, ob in
Regierungsverantwortung oder als Oppositionspartei, wir sind der
Freiheit des Einzelnen verpflichtet und deshalb kämpfen wir, egal, ob
die Gegner links oder rechts stehen, für die Offenheit dieser
Gesellschaft. In dieser Tradition stehen wir, in dieser Tradition
bleiben wir!

Ich danke Ihnen!

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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BAYERN/4863: SPD-Schulkonferenzen zeigen "Es herrscht Notstand an den Schulen" (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 8. Januar 2018

SPD-Schulkonferenzen zeigen: "Es herrscht Notstand an den Schulen"

Unterrichtsausfall und Arbeitsüberlastung als Hauptprobleme der Lehrkräfte und Familien beim Realitätscheck



Die Lage an den bayerischen Schulen ist nach Ansicht der Lehrkräfte und Eltern zum Teil verheerend. "Es herrscht Notstand an den Schulen", fasst der Vorsitzende des Bildungsausschusses des Bayerischen Landtags, Martin Güll, die derzeitige Situation zusammen. In zehn Bildungskonferenzen hat der SPD-Abgeordnete sich bayernweit die Sorgen und Nöte schildern lassen. Bei einer Pressekonferenz am Montag im Landtag zog Güll eine besorgniserregende Zwischenbilanz seines "Realitätschecks Schule".

An allen Schularten und in allen Regionen des Freistaats bietet sich nach Auskunft der Betroffenen ein ähnliches Bild:

- Die Unterrichtsversorgung ist auf Kante genäht. Die enorme Belastung durch Vertretungsstunden muss gesenkt werden.

- Schulleitungen an Grund- und Mittelschulen brauchen eine deutliche Entlastung von der persönlichen Unterrichtsverpflichtung, weil die Aufgaben ständig zunehmen. Gerade der Beratungsbedarf von Eltern und Kollegen ist enorm angestiegen.

- Verwaltungsangestellte sind wichtige Mitglieder der Schulfamilie. Auch ihre Aufgaben haben sich völlig verändert. Die Bezahlung und die arbeitsrechtliche Situation sind vollkommen unangemessen.

- Fachlehrer und Förderlehrer fehlen, die "angelernten" Gymnasial- und Realschullehrkräfte stoßen an ihre fachlichen Grenzen - insbesondere im Förderschulbereich und auch im Erstunterricht an den Grundschulen. Befristete Verträge demotivieren.

- Der extreme Anstieg der Kinder mit sozial-emotionalem Förderbedarf und die Inklusions-Kinder insgesamt machen allen Sorgen, vor allem aber den Grund-, Mittel- und Förderschulen. Alle Beteiligten fühlen sich den Aufgaben fachlich nicht gewachsen und wünschen sich Unterstützung durch Sonderpädagogen, Sozialpädagogen oder Förderlehrkräfte.

- Für den Ganztag fehlen qualifizierte Leute, gute Räume und ausreichend Personal. In ländlichen Räumen ist der Ganztag keine pädagogische Frage, sondern eine Frage der Schulbusse.

- Digitale Bildung ja, aber bevor neue Technik angeschafft wird, muss klar sein, wer die Geräte wartet, wer die pädagogischen Konzepte dafür ausarbeitet und vor allem: ob bei allen Schülerinnen und Schüler die gleichen Standards gelten. Die Kosten dürfen nicht auf die Eltern abgewälzt werden.

- Gerade an den beruflichen Schulen fällt zu viel Unterricht aus. Jede zehnte Stunde ist betroffen.

- Das Fahrtenbudget ist viel zu knapp bemessen. Lehrkräfte finanzieren Klassenfahrten aus eigener Tasche mit.

- Integration gelingt nur, wenn die Anstrengungen von alle Schulen gestemmt werden und die Lehrkräfte die nötige Unterstützung durch Dolmetscher, Schulpsychologen, etc.) bekommen.

Güll kündigte an, die Schulkonferenzen fortzusetzen: "Wir haben uns bei den Gesprächen vor Ort mit eigenen Forderungen zurückgehalten und einfach mal nur zugehört. Und das werden wir auch bei den noch folgenden weiteren zehn Schulkonferenzen bis zum März tun. Danach werden wir die Vorschläge und Anregungen der Lehrkräfte und Eltern in parlamentarischen Initiativen im Landtag aufgreifen." Eines sei aber jetzt schon klar, betont der SPD-Schulexperte: "Bayern braucht endlich einen Schulminister, der sich tatsächlich um die Nöte im Schulalltag kümmert, statt alles immer nur schönzureden."

Die erste Staffel der Schulkonferenzen hatte folgende Stationen:

Würzburg: 6. November 2017

München: 7. November 2017

Bayreuth: 13. November 2017

Augsburg/Stadtbergen: 16. November 2017

Regensburg: 23. November 2017

Nürnberg: 27. November 2017

Weiden i.d. Opf.: 27. November 2017

Landshut: 30. November 2017

Schweinfurt: 4.Dezember 2017

Mühldorf/Inn: 11.Dezember 2017

Die zweite Staffel findet an folgenden Terminen und Orten statt:

05.02.2018 Vilshofen; 15:00-17:00 Uhr

19.02.2018 Marktoberdorf; 15:00-17:00 Uhr

26.02.2018 Kempten; 15:00-17:00 Uhr

05.03.2018 Günzburg; 15:00-17:00 Uhr

06.03.2018 Aschaffenburg; 15:00-17:00 Uhr

07.03.2018 Erlangen; 15:00-17:00 Uhr

08.03.2018 Landsberg; 15:00-17:00 Uhr

15.03.2018 Ingolstadt; 15:00-17:00 Uhr

19.03.2018 Hof; 17:00-19:00 Uhr

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4668: Neue Zahlen zur Situation im Strafvollzug (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.01.2018

Neue Zahlen zur Situation im Strafvollzug

Christian Baldauf: Herr Mertin verharmlost den Ernst der Lage



"Die Personalsituation in den rheinland-pfälzischen Haftanstalten ist
noch dramatischer als bislang angenommen." Zu diesem Ergebnis kommt
der stellvertretende Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Christian
Baldauf. Dies ergebe sich aus der Beantwortung einer aktuellen Kleinen
Anfrage.

Bereits im vergangenen Jahr hatte eine Kleine Anfrage der CDU-Fraktion
im vergangenen Jahr ergeben, dass zum Stichtag 21.11.2017 rund 100
Planstellen in den rheinland-pfälzischen Haftanstalten nicht besetzt
waren. Justizminister Mertin hatte dabei allerdings darauf
hingewiesen, dass die genannten Zahlen "eine Momentaufnahme" seien
(vgl. Drs. 17/4829). Die CDU-Fraktion hatte daher um eine monatliche
Auflistung der fehlenden Stellen im Jahr 2017 gebeten. Diese liegt nun
vor.

Demnach lag die Zahl der unbesetzten Planstellen in jedem Monat der
ersten Jahreshälfte bei rund 100, ab Mai 2017 jedoch deutlich darüber
(siehe Hintergrund).

Christian Baldauf: "Diese Unterbesetzung bereitet uns Sorge und ist
nicht akzeptabel. Zu Spitzenzeiten waren sogar rund 127 Stellen
unbesetzt. Herr Mertin scheint den Ernst der Lage zu verkennen. Denn
in den Haushaltsjahren 2019 und 2020 sollen insgesamt 50 weitere
Planstellen oder Stellen im Strafvollzug eingespart werden. Und
natürlich haben Vorfälle wie jüngst in der JVA Diez auch mit
Personalmangel zu tun. Will der Minister dies so etwa verharmlosen?

Der Strafvollzug übernimmt wichtige Aufgaben, die in der
Öffentlichkeit häufig nicht wahrgenommen werden: Neben der Prävention
dient er auch dadurch der Sicherheit der Bevölkerung, dass er die
Resozialisierung und Wiedereingliederung der Gefangenen in die
Gesellschaft zur Aufgabe hat.

Die Landesregierung muss endlich für eine angemessene
Personalausstattung in den Haftanstalten sorgen. Wir erwarten, dass
sie ihre unverantwortlichen Pläne, weitere Stellen zu streichen,
umgehend stoppt. Wir werden dies zum Thema der von uns beantragten
Anhörung im Rechtsausschuss am 18. Januar machen.


Hintergrund: 

Die Zahl der unbesetzten Stellen lag

im Mai bei 115,5,

im Juni bei 118,5,

im Juli bei 114,5,

im August bei 113,6,

im September bei 124,4,

im Oktober bei 126,9,

und im November bei 118,7

(jeweils zum letzten Tag des Monats).

Das Ministerium weist zudem darauf hin, dass derzeit landesweit 32
Anwärter auf unbesetzten Planstellen für Beamte geführt werden und
noch in Abzug zu bringen sind.


Anlage 

http://www.cdu-fraktion-rlp.de/fileadmin/user_upload/resources/PDFs/004-08.01-mb_-_Anlage.pdf

 * 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2186: Drei Volksinitiativen auf dem Weg (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 04 / Dezember 2017

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Drei Volksinitiativen auf dem Weg



Die Volksinitiative "Schleswig-Holstein stoppt CETA" ist zulässig. Das
hat der Landtag im Oktober entschieden. Im Mai hatten Vertreter der
Kampagne dem Parlament 25.600 Unterschriften vorgelegt, von denen rund
21.000 für gültig erklärt wurden. 20.000 wären nötig gewesen. Die
Initiative wird zunächst im Innen- und Rechtsausschuss, im
Wirtschaftsausschuss sowie im Petitionsausschuss beraten, wo die
Initiatoren Anfang Dezember zu Gast waren. Zudem erreichte den Landtag
eine Initiative für größere Abstände zwischen Windanlagen und
Wohnhäusern, die nach eigenen Angaben mehr als 25.000 Unterschriften
zusammenbekommen hat. Eine weitere Initiative mit rund 23.000
Unterschriften will erreichen, dass keine Windparks in Orten
ausgewiesen werden, wo der Gemeinderat oder ein Bürgerentscheid
dagegen sind. Nun muss zunächst die Gültigkeit geprüft werden.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 04 / Dezember 2017, S. 3
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LATEINAMERIKA/1734: Honduras - Opposition will weiter gegen Wahlbetrug demonstrieren (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras

Opposition will weiter gegen Wahlbetrug demonstrieren



(Tegucigalpa, 3. Januar 2018, prensa latina) - Die oppositionelle
"Allianz gegen die Diktatur" hat am 3. Januar angekündigt, die
landesweiten Proteste gegen den mutmaßlichen Wahlbetrug wieder
aufzunehmen, den der honduranische Präsident Juan Orlando Hernández
für seine Wiederwahl ausgeheckt haben soll. Die Allianz werde den
"durch Betrug, Waffengewalt und Mittäterschaft der USA" an die Macht
gekommenen Präsidenten nicht akzeptieren, heißt es in einer Erklärung,
die vom Generalsekretär der Allianz, Ex-Präsident Manuel Zelaya,
unterschrieben worden ist.

Die Allianz kündigte Aktionen an, um den vermuteten Wahlsieg ihres
Kandidaten Salvador Nasralla zu verteidigen. Nasralla geht davon aus,
dass er die Wahlen vom 26. November mit über 60 Prozent der Stimmen
gewonnen hat und sieht sich als Opfer eines ausgefeilten Stimmenraubs.


Landesweite Proteste und ziviler Ungehorsam angekündigt

Die Protestaktionen sollen am Samstag, den 6. Januar in der Stadt San
Pedro Sula in Anwesenheit von Nasralla wieder aufgenommen werden. Die
Allianz ruft die honduranische Gesellschaft auf, sich an den Protesten
und an Aktionen des zivilen Ungehorsams zu beteiligen. "In der Woche
vom 20. bis zum 27. Januar wird es eine groß angelegte Mobilisierung
geben; jede Gemeinde und jede Provinz werden Instruktionen erhalten",
heißt es weiter.

Zudem werden die Abgeordneten, die für die an der Allianz beteiligten
Parteien in das Parlament gewählt wurden, aufgefordert, nicht an der
Vereidigung des Präsidenten teilzunehmen, die am 27. Januar 2018
stattfinden soll. Auch weitere politische Kräfte wurden zu diesem
Schritt aufgerufen.

Einen direkten Kontakt mit dem Präsidenten oder den ihm unterstellten
staatlichen Organen lehnt die Allianz ab: "Ein Dialog ist nur mit
einem nationalen oder internationalen Vermittler möglich, der von
beiden Seiten akzeptiert wird", heißt es. "Die Bevölkerung muss die
Verteidigung ihres an den Wahlurnen ausgedrückten Willens aufnehmen
und ihr Recht auf Protest ausüben. Das Recht, das nicht verteidigt
wird, geht verloren", schreibt Zelaya auf seinem Facebook-Account.

Zuvor hatte Zelaya betont, dass den Honduraner*innen ein Aufstand
zustehe, da Hernández mit Hilfe eines Wahlbetrugs an die Macht
gekommen sei. Das Rechtssystem des Landes sehe es als Hochverrat an,
wenn der Wille der Bevölkerung durch Wahlbetrug oder Putsch außer
Kraft gesetzt werde. Die Allianz macht geltend, dass Hernández
zusammen mit dem umstrittenen Obersten Wahlgericht einen Stimmenraub
orchestriert habe, um seine Wiederwahl zu ermöglichen. Dies ist in der
Verfassung eigentlich nicht vorgesehen, wurde aber durch ein ebenso
umstrittenes Gerichtsurteil ermöglicht.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/opposition-will-weiter-gegen-wahlbetrug-demonstrieren/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MELDUNG/308: Forderungen des Deutschen Lehrerverbandes angesichts der laufenden Sondierungsgespräche (DL)


Deutscher Lehrerverband (DL) - Pressemitteilung vom 8. Januar 2018

Der Deutsche Lehrerverband fordert angesichts der laufenden
Sondierungsgespräche:

Bildung und Forschung müssen ein Investitions- und Handlungsschwerpunkt
einer künftigen großen Koalition werden! 



Im Hinblick auf die laufenden Sondierungsgespräche zur Bildung einer großen
Koalition in Berlin und die morgen tagende Arbeitsgruppe zum Themenbereich
Bildung und Forschung hat der Präsident des Deutschen Lehrerverbandes,
Heinz-Peter Meidinger, die beteiligten Parteien dazu aufgerufen, bei
Bildung, Schule und Forschung einen besonderen Investitions- und
Handlungsschwerpunkt zu setzen.

Er äußerte die Erwartung, dass sich auch eine mögliche große Koalition auf
eine Anhebung der Ausgaben für Bildung und Forschung auf über 10 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts verständigen werde, so wie dies bereits in den
Jamaika-Verhandlungen Zwischenstand war. Nur so könnten die notwendigen
zusätzlichen Investitionen für den Digitalpakt und ein großes
Schulsanierungs-programm gestemmt werden.

Hinsichtlich der Diskussion um eine mögliche Aufhebung des so genannten
Kooperationsverbots betonte der Dachverbandsvorsitzende:
"Ich bin der festen Überzeugung, dass eine finanzielle Beteiligung des
Bundes an der Digitalisierung der Schulen und einem umfassenden
Schulsanierungsprogramm auch auf der Grundlage der jetzigen
verfassungsrechtlichen Lage möglich ist, wenn bei allen Beteiligten der
politische Wille dafür da ist. Am Bildungsföderalismus darf in diesem
Zusammenhang nicht gerüttelt werden."

Kritisch äußerte sich Meidinger dazu, dass die Ankündigung des Digitalpakts
vor einem Jahr und die Erwartung eines Schulsanierungsprogramms im Rahmen
einer künftigen Regierungsbildung dazu geführt hätten, dass derzeit
Kommunen und Bundesländer bei Schulsanierung und Digitalisierung auf der
Bremse stünden. "Überfällige Investitionen werden in der Hoffnung auf
Bundeszuschüsse verzögert anstatt vorgezogen - das ist ein Skandal!", sagte
der DL-Präsident und ergänzte: "Jeder Tag, den sich die Regierungsbildung
weiter hinausschiebt, ist auch ein verlorener Tag für Bildung und Schule in
Deutschland!"

 * 

Quelle:
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UNIVERSITÄT/2722: Erste Juniorprofessur für Provenienzforschung an der Universität Hamburg (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 8. Januar 2018

Erste Juniorprofessur für Provenienzforschung an der Universität Hamburg


Grütters: Weitere Stärkung der Provenienzforschung in Deutschland



Am heutigen Montag ist an der Universität Hamburg Dr. Gesa Jeuthe feierlich
in ihr Amt als Juniorprofessorin für "kunstgeschichtliche
Provenienzforschung in Geschichte und Gegenwart" eingeführt worden. Sie ist
damit die erste Juniorprofessorin auf diesem Gebiet in Deutschland.

Bei der Amtseinführung erklärte die Staatsministerin für Kultur und Medien,
Monika Grütters: "Wir brauchen den unverstellten Blick auf die Wahrheit, um
der immerwährenden Verantwortung für die Erinnerung an die Opfer des
Nationalsozialismus gerecht zu werden, die das von Deutschen
verschuldete, unermessliche Leid und Unrecht uns auferlegt. Es liegt
jenseits unserer Möglichkeiten, das furchtbare Unrecht des NS-Regimes
ungeschehen zu machen, und so verdient die Aufarbeitung des NS-Kunstraubs
jede nur mögliche Anstrengung. Den menschlichen Schicksalen wollten
wir nicht nur rechtlich, sondern auch moralisch gerecht werden. Die
Bearbeitung der Geschichte eines Kunstwerks ist kein Selbstzweck. Vielmehr
geht es um die Anerkennung der Opferbiografien, um
die Anerkennung des Leids und des Unrechts, dem Verfolgte des NS-Regimes,
insbesondere Menschen jüdischen Glaubens, unter der nationalsozialistischen
Terrorherrschaft ausgesetzt waren. Deshalb fördert der Bund die
Provenienzforschung nachhaltig und umfassend. Die Mittel für die dezentrale
Suche nach NS-Raubkunst in den Museen wurden seit meinem Amtsantritt
verdreifacht."

Monika Grütters weiter: "Die Einrichtung von Professuren auf diesem Gebiet
ist eine höchst erfreuliche Entwicklung, gerade weil der Bedarf an
qualifizierten Forscherinnen und Forschern wächst und für lange Zeit groß
bleiben wird. Dabei darf Provenienzrecherche sich natürlich nicht
auf die Jahre 1933 bis 1945 beschränken, auch die Kolonialzeit muss weiter
erforscht werden. Gerade in Bezug auf die Forderungen indigener Völker
stehen wir noch ganz am Anfang der wissenschaftlichen und politischen
Diskussion. Das gilt auch für die Kulturgutverluste in der einstigen
Sowjetischen Besatzungszone und der ehemaligen DDR.

Deshalb ist es wichtig, dass die neu geschaffene Juniorprofessur in Hamburg
ausdrücklich dem Ziel dient, 'epochenunabhängige Provenienzforschung? im
Kanon der kunsthistorischen Forschung und Lehre zu verankern. Ich freue
mich sehr, dass diese anspruchsvolle Aufgabe an der Universität Hamburg mit
dem Amtsantritt von Gesa Jeuthe in den Händen einer engagierten und
renommierten Wissenschaftlerin liegt, die gleichermaßen über Erfahrung in
der Theorie wie in der Praxis der Provenienzforschung verfügt. Mein Dank
gilt insbesondere der Liebelt-Stiftung, ohne deren bürgerschaftliches
Engagement die Einrichtung dieser Professur nicht möglich gewesen wäre."

Frau Dr. Gesa Jeuthe hat an der Universität Hamburg zum 1. August 2017 die
"Liebelt-Stiftungsprofessur für Provenienzforschung in Geschichte und
Gegenwart" angetreten, die am Kunstgeschichtlichen Seminar für die Dauer
von sechs Jahren eingerichtet worden ist. Die Einrichtung der
Juniorprofessur wurde mit Geldern der Liebelt-Stiftung finanziert. Im
Vorfeld hatte zudem das Deutsche Zentrum Kulturgutverluste (DZK) als
Vermittler fungiert, dessen Stiftungsratsvorsitzende die
Kulturstaatsministerin ist. Die Kooperationen mit der universitären
Forschungslandschaft gehört zu den satzungsmäßigen Aufgaben des DZK.

 * 
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REPRESSION/1586: Fahrzeugbeschuß - Schwarzer Peter Erdogan ... (SB)




Als Recep Tayyip Erdogan auf dem Höhepunkt der Kontroverse mit der
Bundesrepublik und weiteren EU-Mitgliedern verkündete, daß seine
Feinde auch in diesen Ländern nirgendwo sicher seien, war das keine
leere Drohung. In dem unverhohlenen Aufruf zum Pogrom schwang zugleich
die Warnung mit, daß mit weiteren Auftragsmorden an kurdischen und
türkischen Oppositionellen in Europa zu rechnen sei. Der türkische
Geheimdienst MIT wird immer wieder mit solchen Anschlägen in
Verbindung gebracht. Zu nennen sind insbesondere die Morde an den drei
kurdischen Aktivistinnen Sakine Cansiz, Fidan Dogan und Leyla Saylemez
in Paris im Januar 2013. Aktuell gefährdet sind auch prominente
Journalisten wie Can Dündar, der vor seiner Flucht nach Deutschland
Ziel eines Anschlagsversuchs in der Türkei gewesen war. Der in Köln
lebende Blogger Ali Utlu stellt seine Aktivitäten vorerst ein, da
seine Familie in der Türkei bedroht wird. Der Schriftstellers Dogan
Akhanli wurde von Interpol in Spanien verhaftet, konnte aber
mittlerweile nach Deutschland zurückkehren, um nur einige hierzulande
bekannte Beispiele anzuführen.

Die deutschen Behörden legen bei der Strafverfolgung in solchen Fällen
eine offenkundige Zurückhaltung an den Tag. So kam der MIT-Agent, der
Mordpläne gegen die kurdischen Politikern Yüksel Koc aus Bremen und
Remzi Kartal aus Brüssel geschmiedet hatte, mit einer Bewährungsstrafe
von zwei Jahren davon. In Hamburg wurde das Ermittlungsverfahren wegen
geheimdienstlicher Tätigkeit gegen Mustafa K. eingestellt, der die
Co-Vorsitzende der Linksfraktion, Cansu Özdemir, und andere Kurdinnen
und Kurden ausgespäht hatte. Der Telefonmitschnitt eines Gesprächs
zwischen Mustafa K. und einem mutmaßlichen Führungsoffizier des MIT
über Anschlagspläne auf eine kurdische Exilpolitikerin wurde vor
Gericht als Beweis nicht zugelassen, da die Aufnahme ohne die
Zustimmung des Agenten erfolgt und damit nicht verwendbar sei. Man
stelle sich vor, linke türkische oder kurdische Oppositionelle stünden
vor einem deutschen Gericht, das ihnen nach Paragraph 129 b
Mitgliedschaft in einer ausländischen Organisation vorwirft, die auf
der "Terrorliste" der Türkei und der Bundesrepublik steht. Sie kämen
kaum mit Bewährungsstrafen wegen Flugblattverteilen oder anderer
ähnlich geringfügiger Vorwürfe davon.

Vor kurzem berichtete der armenische HDP-Abgeordnete Garo Paylan auf
einer Pressekonferenz in Ankara über konkrete Mordpläne an kurdischen
und türkischen Oppositionellen sowie an Journalisten, die nach Europa
geflohen sind. Verschiedene Quellen hätten ihm von einer
"Attentatsliste" berichtet, wird Paylan auch von ANF-News zitiert. Er
habe Informationen erhalten, daß es aus der Türkei heraus operierende
Auftragskiller gibt, die in Europa, vor allem in Deutschland, eine
Aktion gegen türkeistämmige Vertreter der Aleviten und Armenier sowie
Journalisten, Schriftsteller und Akademiker planen. Er rede von
Todesschwadronen, die aufsehenerregende Attentate gegen bekannte
Persönlichkeiten planten. Die Oberstaatsanwaltschaft in Ankara hat ein
Ermittlungsverfahren eingeleitet, um Paylans Angaben zu prüfen.
Europäische Sicherheitsbehörden nehmen seine Aussagen angeblich ernst
und gehen den Hinweisen nach, da ihnen die Gefährdungslage bekannt
sei, bezweifeln aber offenbar die Existenz eines Killerkommandos aus
der Türkei. [1]

Nach dem aktuellen Anschlag auf den kurdischen Fußballprofi Deniz Naki
steht jedoch in aller Dringlichkeit die Frage im Raum, in welchem
Ausmaß der türkische Geheimdienst oder andere der AKP-Regierung
nahestehende Kreise auch in Deutschland politisch motivierte Attentate
auf Oppositionelle verüben. Angaben des 28jährigen Naki zufolge fuhr
er am späten Sonntagabend nach dem Besuch bei einem Freund in Aachen
auf der A4 in Richtung seiner Geburts- und Heimatstadt Düren auf der
rechten Spur, als er plötzlich Schüsse hörte. Sie seien aus einem
schwarzen Kombi abgefeuert worden, der auf der linken Spur etwas
zurückgesetzt gefahren sei. Er habe sich sofort weggeduckt und sei
dann rechts auf den Standstreifen gerollt. "Ich hatte Todesangst", so
Naki. Der schwarze Kombi sei nach den Schüssen weitergefahren. [2]

Bilder, die Naki nach dem Anschlag aufnahm, zeigen zwei
Einschußlöcher, eines zwischen zwei Fenstern, das andere knapp über
dem linken Hinterreifen. Er rief die Polizei und erstattete Anzeige,
gegen halb vier verließ er die Polizeiwache in Düren. Nach Angaben der
Sprecherin der Staatsanwaltschaft Aachen, Katja Schlenkermann-Pitts,
wurde eine Mordkommission gebildet, die ein Ermittlungsverfahren wegen
eines versuchten Tötungsdeliktes eingeleitet hat. Es werde in alle
Richtungen ermittelt, auch eine politisch motivierte Tat sei nicht
auszuschließen. [3]

Wer hinter dem Anschlag steckt, ist bislang unbekannt. Naki geht
eigenen Angaben zufolge von einem gezielten Angriff aufgrund seiner
politischen Rolle in der Türkei aus. "Ich bin in der Türkei eine
laufende Zielscheibe, weil ich mich pro-kurdisch äußere. Aber dass mir
so etwas in Deutschland passiert, damit hätte ich nie gerechnet." Er
wisse nicht, ob die Schüsse ein Mordanschlag oder eine Warnung gewesen
seien. Sie zeigten ihm aber, daß er nirgendwo wirklich sicher sei.
"Ich vermute, dass der Schütze entweder ein Agent der türkischen
Regierung oder ein rechtsradikaler Türke gewesen ist." Konkrete
Drohungen habe es zuletzt zwar nicht gegeben, "Anfeindungen bekomme
ich über soziale Netzwerke aber ständig", so Naki. [4]

Deniz Naki wuchs in Düren auf, bei Bayer Leverkusen entdeckte man das
Talent des Stürmers. Er spielte in der U21-Nationalmannschaft mit
Jerome Boateng und Mats Hummels, zur Saison 2009/10 erhielt er einen
Vertrag beim FC St. Pauli und trug mit seinen Toren zu dessen
Wiederaufstieg in die Bundesliga bei. Naki verließ den Kiezklub am
Saisonende 2011/12 und unterzeichnete einen Zweijahresvertrag beim SC
Paderborn 07. Zur Saison 2013/14 folgte der Wechsel zum türkischen
Erstligisten Genclerbirligi Ankara, seit 2015 steht er beim kurdischen
Drittligisten Amed Sportif Faaliyetler in Diyarbakir unter Vertrag.

Naki gilt als Kritiker des Regimes von Recep Tayyip Erdogan und hat
sich mit kurdischen Opfern solidarisiert. Als er sich nach einem
Pokalspiel zum türkisch-kurdischen Konflikt äußerte und den Sieg
seiner Mannschaft den Opfern widmete, wurde er für zwölf Spiele
gesperrt. Die Staatsanwaltschaft in Diyarbakir warf ihm zunächst
Propaganda für die verbotene kurdische Arbeiterpartei PKK vor und
eröffnete ein Verfahren, so daß ihm bis zu fünf Jahre Haft drohten.
Bei Prozeßbeginn am 8. November 2016 beantragte sie hingegen die
Einstellung des Verfahrens, worauf sich das Gericht diesem Antrag
anschloß. Neben einem Vertreter der deutschen Botschaft in Ankara
hatte auch Jan van Aken von der Linkspartei das Verfahren verfolgt. Er
wertete die Entscheidung des Gerichts als Beispiel, daß "der
internationale Druck mal funktioniert" habe. [5] Nachdem die
Staatsanwaltschaft jedoch Widerspruch gegen den Freispruch eingelegt
hatte, verurteilte ihn derselbe Richter Anfang April 2017 zu einer
Bewährungsstrafe von einem Jahr, sechs Monaten und 22 Tagen. Er muß
die Strafe nicht antreten, sofern er in den kommenden fünf Jahren
nicht straffällig wird. [6]

Naki wies den gegen ihn erhobenen Vorwurf stets zurück und erklärte,
er habe das Vorgehen der türkischen Sicherheitskräfte in den
Kurdengebieten im Südosten der Türkei kritisiert. Wie er berichtet,
habe das Urteil sein Leben verändert. Jugendfreunde hätten sich
abgewandt, Feinde drohten ihm mit dem Tod. Trotz dieser Gefahr blieb
er in der Türkei. Im Sommer vergangenen Jahres wurde er während eines
Spiels von einem Zuschauer zusammengeschlagen. Als auf einer Fanseite
ein Erdogan-kritischer Beitrag erschien, wurde er auf einer
Polizeiwache verhört. Naki ist derzeit zu Besuch bei seiner Familie in
Deutschland, in den kommenden Tagen fährt er wieder in die Türkei.

Die Co-Vorsitzende der Linksfraktion in der Hamburger Bürgerschaft,
Cansu Özdemir, bezeichnete den Vorfall im Kurznachrichtendienst
Twitter als "Mordanschlag". Wie schon während des Prozesses bekam Naki
nun Unterstützung von seinem früheren Verein FC St. Pauli: "Wir sind
schockiert und fassungslos, aber heilfroh, dass Du wohlauf bist. Für
immer mit Dir. Venceremos! (Wir werden siegen!)", schrieb der Kiezklub
bei Twitter. Ungeachtet der drohenden Haftstrafe in der Türkei zieht
Naki eine Rückkehr nach Deutschland nicht in Erwägung: "Ich bin
keiner, der abhaut. Würde ich gehen, wäre das ein Eingeständnis eines
Fehlers. Aber ich habe nichts Falsches gemacht", sagte er vor einigen
Monaten. Trotz der Schüsse will er seine Einstellung auch jetzt nicht
ändern: "Ich bleibe der Deniz Naki, der ich bin. Ich lasse mich nicht
einschüchtern. Auch nicht von diesem Anschlag."


Fußnoten:

[1] www.heise.de/tp/features/Tuerkische-Todeskommandos-in-Deutschland-3932415.html

[2] www.welt.de/sport/article172254595/Erdogan-Kritiker-Deniz-Naki-auf-deutscher-Autobahn-beschossen.html

[3] www.derwesten.de/panorama/schuesse-auf-autobahn-anschlag-auf-kurdischen-fussballer-id213045077.html

[4] www.sport1.de/fussball/2018/01/mordanschlag-schuesse-auf-ex-st-pauli-profi-deniz-naki

[5] Türkei stellt Verfahren gegen deutschen Fußballer ein. Die Zeit
online, 8. November 2016.

[6] Wegen Terrorpropaganda: Bewährungsstrafe für Fußballer Naki |
tagesschau.de. (o. J.). Abgerufen 6. April 2017, von
http://www.tagesschau.de/ausland/naki-109.html.
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STANDPUNKT/720: Warum ich wütend bin (Uri Avnery)


Warum ich wütend bin

von Uri Avnery, 6. Januar 2018



ICH BIN wütend über die Misrachi-Elite. Tatsächlich sehr zornig.

Misrach ist das hebräische Wort für Osten. Östliche Juden sind jene,
die viele Jahrhunderte in der islamischen Welt lebten. Westliche Juden
sind jene, die im christlichen Europa lebten.

Die Wörter als solche sind natürlich falsche Bezeichnungen. Die
russischen Juden sind "Westliche", die Marokkanischen sind "Östliche".
Ein Blick auf die Landkarte zeigt, dass Russland weit östlich von
Marokko liegt. Es wäre genauer, sie "Nördliche" und "Südliche" zu
nennen. Nun ist es zu spät.

Die Westlichen werden gewöhnlich "Aschkenazim" genannt, nach dem alten
hebräischen Ausdruck für Deutschland. Die Östlichen wurden gewöhnlich
"Sephardim" genannt, nach dem alten hebräischen Ausdruck für Spanien.
Aber nur ein kleiner Teil der Östlichen ist tatsächlich aus der
blühenden jüdischen Gemeinde im mittelalterlichen Spanien gekommen.



IM HEUTIGEN Israel wird der Gegnerschaft zwischen diesen beiden
Gemeinden von Jahr zu Jahr stärker, mit großen politischen und
sozialen Auswirkungen. Es ist keine Übertreibung, diese Gegnerschaft
als das entscheidende Phänomen in der gegenwärtigen israelischen
Gesellschaft zu sehen.

Bevor ich fortfahre, erlaube man mir (noch einmal, fürchte ich) meinen
persönlichen Teil davon festzuhalten.

Meine letzten paar Jahre in Deutschland, bevor wir flohen, verbrachten
wir im Schatten des aufsteigenden Hakenkreuzes, das letzte halbe Jahr
schon unter Nazi-Herrschaft. Ich fing an, Deutschland und alles
Deutsche zu hassen. Als also unser Schiff den Hafen von Jaffa
erreichte, war ich begeistert. Ich war gerade zehn Jahre alt und das
Jaffa von 1933 war in jeder Hinsicht das genaue Gegenteil von
Deutschland - laut, voll exotischer Gerüche, menschlich. Ich liebte
es.

Wie ich später erfuhr, hassten die frühen zionistischen "Pioniere",
die im arabischen Jaffa ankamen, es auf den ersten Blick, weil sie
sich selbst für Europäer hielten. Unter ihnen war der Gründer des
Zionismus, Theodor Herzl, der zuerst überhaupt nicht gern nach
Palästina ging. Bei seinem einzigen Besuch dort hasste er dessen
palästinensisch-orientalischen Charakter. Er hätte Patagonien (in
Argentinien) vorgezogen.

Fünfzehn Jahre später, während Israels Unabhängigkeitskrieg, wurde ich
in den stolzen Rang eines Unteroffiziers befördert und hatte die Wahl
zwischen neu eingewanderten Rekruten aus Polen oder Marokko. Ich
wählte die Marokkaner und wurde von ihnen mit meinem Leben belohnt,
als ich schwer verletzt unter feindlichem Feuer lag, riskierten vier
"meiner Marokkaner" ihr Leben, um mich dort herauszuholen.

Damals bekam ich einen Vorgeschmack von den künftigen Geschehnissen.
Als wir einmal ein paar kostbare Stunden Urlaub bekamen, weigerten
sich einige meiner Soldaten zu gehen. "Die Mädchen in Tel Aviv gehen
nicht mit uns aus", beklagten sie sich, "für sie sind wir Schwarze".
Ihre Haut war nur ein bisschen dunkler als die unsrige.

Ich wurde sehr sensibel gegenüber diesem Problem, als jeder andere
seine Existenz leugnete. 1954 als ich schon der Herausgeber eines
Nachrichten-Magazins war, veröffentlichte ich eine Reihe Artikel, die
eine Riesenaufregung verursachten: "Sie unterdrücken die Schwarzen".
Jene Aschkenasim, die mich vorher noch nicht hassten, begannen mich
damals zu hassen.

Dann kamen die Aufstände vom "Wadi Salib", einem Stadtteil in Haifa,
wo ein Polizist einen Misrachim erschoss. Mein Magazin war die einzige
Zeitung des Landes, die die Demonstranten verteidigte.

Ein paar Jahre später gründete eine kleine Gruppe von Misrachim eine
Protestbewegung und entlieh sich den amerikanischen Namen "Black
Panthers". Ich half ihnen. Golda Meir rief bekanntermaßen aus: "Sie
sind keine netten Leute".

Heute, viele Jahre später, hat eine neue Generation das Problem
übernommen ... Der interne Konflikt beherrscht viele Aspekte unseres
Lebens. Die Misrachim machen etwa die Hälfte der jüdischen Bevölkerung
von Israel aus, die Aschkenasim sind die andere Hälfte. Die Teilung
hat viele Erscheinungsformen, aber man spricht nicht offen über sie.

Zum Beispiel: die große Mehrheit der Likud-Wähler sind Misrachim,
obwohl die Parteiführung vor allem Aschkenasim sind. Die
oppositionelle Labor-Partei besteht fast vollkommen aus Aschkenasim,
obwohl sie gerade einen Misrachim als Führer wählten, in der
vergeblichen Hoffnung, dass dies ihnen helfen wird, den tiefsitzenden
Hass der Misrachim zu überwinden.



MEIN WIDERSTAND gegen die schlechte Behandlung der Misrachim war in
erster Linie moralisch. Er entsprang dem Wunsch nach Gerechtigkeit. Er
hing auch mit meinem Traum zusammen, dass wir alle, Aschkenasim und
Misrachim, schließlich zu einer gemeinsamen hebräischen Nation
zusammenwachsen würden. Doch muss ich bekennen, dass ich auch noch ein
anderes Motiv hatte.

Ich habe immer geglaubt - wie ich es auch jetzt noch glaube -, dass es
für Israel keine Zukunft als fremde Insel im orientalischen Meer gibt.
Meine Hoffnungen gehen viel weiter als bis zum Frieden. Ich hoffe,
dass Israel ein integraler Teil der "semitischen Region" wird (ein
Ausdruck, den ich vor langer Zeit erfand).

Wie? Ich habe schon immer eine riesige Hoffnung gehegt: dass die
zweite oder dritte Generation der Misrachim sich an ihr Erbe erinnert,
an die Zeiten, als Juden ein integraler Teil der muslimischen Welt
waren. So würden sie die Brücke zwischen der neuen hebräischen Nation
in Israel und seinen palästinensischen Nachbarn und tatsächlich der
ganzen muslimischen Welt werden.

Wäre es für die von den Aschkenasen als "asiatisch" und unterlegen
verachteten Misrachim nicht nur natürlich, sich ihr ruhmreiches Erbe
zurückzuerobern, das darin besteht, dass die Juden im Irak, in
Spanien, Ägypten und vielen anderen muslimischen Ländern vollkommen in
eine blühende Kultur integriert waren, und das zu einer Zeit, als die
Europäer noch in der Mehrzahl Barbaren waren?

Jüdische Philosophen, Mathematiker, Dichter und Mediziner waren
Teilhaber dieser Zivilisation - Seite an Seite mit ihren muslimischen
Kollegen. Als die Verfolgung und Vertreibung der Juden und die
Inquisition Fakten des Lebens in Europa waren, erfreuten sich die
Juden (und die Christen) aller Bürgerrechte in der muslimischen Welt.
Ihnen wurde der Status des "Volkes des Buches" (die hebräische Bibel)
zugestanden und sie waren vollkommen gleichberechtigt, mit Ausnahme
dessen, dass sie vom Militärdienst freigestellt waren und stattdessen
eine Steuer zahlten. Anti-jüdische Vorfälle waren selten.

Als alle Juden aus dem christlichen Spanien vertrieben wurden,
immigrierte eine kleine Minderheit nach Amsterdam, London und Hamburg,
die große Mehrheit ging in muslimische Länder von Marokko bis
Istanbul. Seltsamerweise siedelte nur eine Handvoll in Palästina.



DOCH ALS Massen orientalischer Juden in Israel ankamen, wurde meine
Hoffnung zerschlagen. Statt eine Brücke zwischen Israel und der
arabischen Welt zu werden, wurden sie die leidenschaftlichsten
Araber-Hasser. Die Jahrhunderte muslimisch-jüdischer Kultur wurden
gelöscht, als ob sie nie existierte hätten.

Warum? Während sie von den "überlegenen" Aschkenasim verachtet wurden,
begannen die Misrachim, ihre eigene Kultur zu verachten. Sie
versuchten, Europäer zu werden, und sie wurden antiarabischer,
superpatriotisch und rechter als die Rechten.

(Doch ein Misrachi-Freund sagte mir einmal: Wir wollen keine Brücke
sein. Eine Brücke ist etwas, auf dem die Leute herumtrampeln.)

Aber keiner kann vor sich selbst fliehen. Die meisten Misrachim in
Israel sprechen mit einem arabischen Akzent. Sie lieben arabische
Musik (sie wird als "Mittelmeermusik" ausgegeben) und mögen Mozart und
Beethoven nicht. Ihre Gesichtszüge unterscheiden sich von denen der
Europäer. Das ist Grund genug, die Araber zu hassen.

Das Löschen der östlich-jüdischen Kultur ist allumfassend. Die
israelischen Kinder östlicher Herkunft haben keine Ahnung von den
großen Schriftstellern und Philosophen ihres Erbes. Sie wissen nicht,
dass die christlichen Kreuzfahrer, die das Heilige Land eroberten,
Muslime und Juden gleichermaßen abschlachteten und dass Juden
Jerusalem und Haifa verteidigten, Schulter an Schulter mit ihren
muslimischen Nachbarn.

Rabbiner Moses Maimonides - der große Rambam - ist wohl bekannt, aber
nur als bedeutender Rabbi, nicht als Freund und persönlicher Arzt von
Saladin, dem größten der muslimischen Helden. Die vielen anderen
mittelalterlichen, sephardischen Intellektuellen sind kaum bekannt.
Keiner von ihnen erscheint auf unseren Geldscheinen.

Ich bin davon überzeugt, dass eine neue Misrachim-Intelligenz nach
ihren Wurzeln sucht. Dass mit ihrem sozialen Aufstieg soziale Komplexe
einem normalen Patriotismus weichen werden. Dass eine
vierte oder fünfte Generation kommen wird, die nicht nur für Frieden,
sondern auch für Integration in der Region kämpfen wird.

Wie unsere arabischen Freunde sagen würden: Inshallah. (Wenn Gott
will.)




Copyright 2018 by Uri Avnery
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MILITÄR/916: Waffenschmiede USA - Umwelt- und Schiffsverkehrsüberwachungsbojen ... (SB)




DARPA, die innovative Waffenschmiede des
US-Verteidigungsministeriums, hat ein Projekt initiiert, bei dem
Tausende von Schwimmkörpern, die per Funk miteinander kommunizieren,
über die Ozeane verteilt werden sollen. [1] Abgesehen von Umweltdaten
soll mittels dieser Schwarmtechnologie auch der kommerzielle
Schiffsverkehr erfaßt werden. Die DARPA (Defense Advanced Research
Projects Agency) verschweigt nicht, daß das System ebenfalls
militärischen Zwecken dient, erweckt aber den Eindruck, als sei das
lediglich eine Funktion unter vielen. Das erscheint nicht plausibel,
denn für die Erfassung von Meeresdaten wäre eigentlich die zivile
Behörde NOAA die naheliegendere Institution.

Am 19. Dezember 2017 hat die DARPA eine Broad Agency Announcement
(BAA) ausgegeben und um Konzeptvorschläge gebeten. Am 4. Januar 2018
wurden diese im DARPA-Konferenzzentrum in Arlington, Virginia,
präsentiert. Bis zum 23. März will die Behörde eine Entscheidung
treffen, welchem Konzept sie den Zuschlag gibt.

In Anlehnung an die Bezeichnung Internet der Dinge hat die DARPA ihr
Vorhaben Ozean der Dinge genannt. Dessen Aufgabe wird darin bestehen,
Tausende von relativ kostengünstigen, robusten und den Schiffsverkehr
nicht beeinträchtigenden Meßplattformen auszubringen. Dieses Netzwerk
wird sich der Schwarmtechnologie bedienen und untereinander
kommunizieren. Die einzelnen Elemente sollen für mindestens ein Jahr
lang genügend Energie haben, um Daten zu Temperatur, Seegang und Ort,
aber eben auch zum kommerziellen und militärischen Schiffs- und
Luftverkehr sowie zu Meeressäugern in Echtzeit an einen Satelliten
senden zu können. Wenn die Energie aufgebraucht ist, sollen die aus
umweltsicheren Materialien hergestellten Plattformen einen Auslöser
dafür haben, daß sie zum Meeresgrund sinken.

Ziel des Programms sei es, die maritime Lagekenntnis auf
kostengünstige Weise zu verbessern, sagte John Waterston,
Programmanager des Strategic Technology Office (STO) der DARPA. Man
könnte zwar bereits bestehende Plattformen nutzen, das würde Kosten
vermeiden, doch wolle man ein Netzwerk mit kommerzieller
Sensortechnologie ausstatten und die Kenntnisse erheblich erweitern,
und zwar zu einem Bruchteil der Kosten gegenwärtiger Systeme. Eine
Boje soll weniger als 500 Dollar kosten, bei einem Lieferumfang von
50.000 Einheiten. [2]

In der Vergangenheit waren unter der Ägide der DARPA einige
Technologien von weitreichender Bedeutung entwickelt worden.
Beispielsweise das Arpanet - das Vorläufermodell zum Internet -, die
Tarnkappentechnologie und das Satellitennavigationssystem GPS. Das
Konzept des Schwarms, bei dem alle Einheiten per Funk untereinander
und mit einer Zentralstelle verbunden sind, zugleich aber
vergleichsweise autonom agieren können, ist eine Militärtechnologie
der Zukunft. Eines Tages könnte sich ein Flugzeugträger als zu groß,
zu schwerfällig und zu angreifbar erweisen, wenn der Gegner Schwärme
von Drohnen oder relativ autonomen Unterwasserfahrzeugen ins Gefecht
schickt.

Angesichts ihres exorbitanten Militärhaushalts von 700 Mrd. Dollar
(2017) müßte eigentlich jeder Krieg, den die Vereinigten Staaten
führen, asymmetrisch genannt werden, weil kein Gegner so hochgerüstet
ist. Jedoch kommt den Atomwaffen Rußlands und Chinas ein
Vernichtungspotential zu, das auch die USA fürchten müssen. Deshalb
ist der Aufbau von Raketenabwehrsystemen zum Beispiel in Polen und
Rumänien extrem gefährlich, da sie die Zweitschlagskapazität Rußlands
ausschalten sollen. Das sogenannte Gleichgewicht des Schreckens
droht, zu einer Seite zu kippen. Die Kriegsgefahr wächst.

Verglichen damit könnte das Programm Ozean der Dinge, das "nur" über
passive Sensoren verfügt, den Eindruck erwecken, harmlos zu sein.
Doch je mehr die US-Militärs dem Eindruck unterliegen, sie besäßen
die "full spectrum dominance", also die Vorherrschaft aller
Streitkräftegattungen, wozu auch die globale Überwachungstechnologie
auf See gehört, desto mehr wächst die Gefahr, daß ein großer Krieg
gewinnbar erscheint und angezettelt wird.

Das von der DARPA entwickelte Satellitennavigationssystem GPS erfüllt
weitreichende zivile Funktionen, dennoch können letztlich die
Militärs entscheiden, daß es partiell abgeschaltet wird. So geschehen
in den 1990er Jahren im Krieg der NATO-Staaten gegen die
Bundesrepublik Jugoslawien. Ähnlich wird es sich womöglich mit dem
Projekt Ozean der Dinge verhalten. Unter dem Vorwand, zeitnah
Umweltdaten sammeln zu wollen, wird damit eine
Big-Brother-Technologie erprobt und installiert, die enorm
ausbaufähig ist. Ein mögliches Anwendungsbeispiel sowohl aus dem
militärischen wie auch zivilen Bereich wäre die Überwachung von
Handelssanktionen. So wurde erst vor kurzem Rußland bezichtigt, es
habe trotz UN-Sanktionen mindestens dreimal Erdöl an Nordkorea
geliefert. Die Überwachung von Tankern, die sich womöglich auf
offener See treffen, wäre mittels des innovativen Bojensystems
sicherlich einfacher.

Ungeachtet dessen wäre zu vermuten, daß die USA aus
militärstrategischen Gründen zur Überwachung der Ozeane ein
redundantes System parallel zu Satelliten und Schiffen aufbauen
wollen. Sollten feindliche Kräfte beispielsweise einen Teil der
Satelliten ausschalten, wären die Weltmeere noch immer vollständig
observiert. Zwar würden die Funkdaten dieses Systems normalerweise
ebenfalls zu Satelliten im Orbit gesendet, aber deren Funktion könnte
ersatzweise durch Drohnen wie Global Hawk erfüllt werden.
Kriegsschiffe verfügen zwar bereits über ein weitreichendes Radar,
und zur Erfassung von U-Boot-Bewegungen sind auch schon Sensoren in
großer Zahl am Meeresboden ausgebracht, doch das neue System schließt
eine räumliche Lücke.


Fußnoten:

[1] https://www.darpa.mil/news-events/2017-12-06

[2] https://www.meritalk.com/articles/darpa-floats-a-proposal-for-the-ocean-of-things/

8. Januar 2018
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GEWERKSCHAFT/274: Rente und Gesundheit müssen bei Sondierung zentrale Rolle spielen (DGB)


Deutscher Gewerkschaftsbund - Pressemitteilung vom 8.1.2018

Buntenbach: Rente und Gesundheit müssen bei Sondierung zentrale Rolle
spielen

Anlässlich der Sondierungsgespräche von CDU/CSU und SPD sagte
DGB-Vorstandsmitglied Annelie Buntenbach am Montag in Berlin:



"Bei den Sondierungsgesprächen zwischen Union und SPD müssen die Themen
Rente und Gesundheit eine zentrale Rolle spielen. Der DGB fordert, dass
eine zukünftige Bundesregierung in dieser Legislaturperiode einen
Kurswechsel in der gesetzlichen Rentenversicherung einleitet, damit auch
künftigen Generationen im Alter ein Leben in Würde ermöglicht wird.

Schon heute ist klar, dass private und betriebliche Renten die gesetzliche
Rente nur ergänzen aber nicht ersetzen können und die Beschäftigten den
entstandenen Sicherungslücken nicht hinterhersparen können. Deshalb
brauchen wir jetzt ein Gesamtpaket, das eine neue Koalition schnell und
zielstrebig auf den Weg bringen muss. Dieses Paket muss ein langfristig
stabiles Rentenniveau von bis zu 50 Prozent ebenso einschließen wie einen
guten Sozialausgleich für Zeiten mit geringem Lohn, in Bildung oder
Arbeitslosigkeit. Union und SPD müssen dafür Sorge tragen, dass die
gesetzliche Rente fit für die Zukunft gemacht wird, damit die Menschen im
Alter und bei Erwerbsminderung wieder besser abgesichert und vor sozialem
Abstieg oder gar Altersarmut geschützt werden.

Gleichzeitig muss eine neue Koalition durch die umgehende Abschaffung der
Arbeitnehmerzusatzbeiträge die paritätische Finanzierung der gesetzlichen
Krankenversicherung wieder herstellen, damit die fortlaufende einseitige
Belastung der Beschäftigten ein Ende hat. Der medizinische Fortschritt
sowie die demografische Entwicklung werden auch in Zukunft eine Steigerung
der Gesundheitskosten nach sich ziehen. Diese dauerhaft einseitig nur den
Beschäftigten aufzubürden, ist schlicht ungerecht.

Sowohl für gesetzliche Rentenversicherung als auch gesetzliche
Krankenversicherung gilt, dass gesamtgesellschaftliche Leistungen, wie z.B.
die so genannte Mütterrente, durch ausreichend Steuermittel und nicht aus
Beiträgen der Versicherten zu finanzieren sind. Hier müssen Union und SPD
jetzt für Abhilfe sorgen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Januar 2018

Deutscher Gewerkschaftsbund - Bundesvorstand

Abteilung Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit

Henriette-Herz-Platz 2, 10178 Berlin
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Internet: http://www.dgb.de
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INTERNATIONAL/225: Paraguay unter den Ländern mit den geringsten Investitionen in Soziales (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Paraguay unter den Ländern mit den geringsten Investitionen 
in Soziales



(Caracas, 3. Januar 2018, telesur) - Einer Studio der
Wirtschaftskommission für Lateinamerika und der Karibik CEPAL
(Comisión Económica para América Latina y el Caribe) gemäß befindet
sich Paraguay unter den drei Ländern Lateinamerikas, die am wenigsten
Mittel für soziale Investitionen zur Verfügung stellen.

Zwischen 2003 und 2004 gab Paraguay 129 US-Dollar pro Kopf für den
öffentlichen Sektor aus. Im Jahr 2013 lag der Betrag bei 305 US-Dollar
pro Einwohner*in. Dem gegenüber sind im gleichen Zeitraum die
durchschnittlichen pro-Kopf-Ausgaben in Lateinamerika von 374 auf 969
US-Dollar gestiegen.

"Die Kluft zu den Investitionen anderer Länder hat sich verdoppelt.
Zusammenfassend gesagt müsste Paraguay sein Budget für den Sektor
'Gesundheit und Bildung' verdreifachen, um sich dem Durchschnitt
anzunähern, der in der Region für soziale Investitionen verzeichnet
wird", erklärte der Koordinator der Nichtregierungsorganisation
'Decidamos' (Wir entscheiden), Enrique Gauto.


Viele indigene Kinder leben auf der Straße

Gauto unterstrich, dass "es notwendig ist, dass das Land sein Budget
im Bereich 'Gesundheit und Bildung' erhöht, um sich der derzeitigen
durchschnittlichen sozialen Investition in der Region anzunähern".

Die von der Kommission CEPAL durchgeführte Studie beinhaltet auch
Informationen der Koordinatiosstelle für die Rechte der Kinder und
Jugendlichen CDIA (Coordinadora por los Derechos de la Infancia y la
Adolescencia), die besagten, dass einige Programme gekürzt worden
seien und in anderen Fällen das Budget verzögert freigegeben werde.

Alleine im Jahr 2017 wurden 451 indigene Familien von der Abteilung
für indigene Völker des Kinder- und Jugendministeriums SNNA
(Secretaría Nacional de la Niñez y la Adolescencia) befragt. Diese
erklärten, dass die Anzahl der auf der Straße lebenden indigenen
Kinder auf fehlende, konkrete Angebote für indigene Erwachsene
zurückzuführen sei.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/paraguay-unter-den-laendern-mit-den-geringsten-investitionen-in-soziales/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MELDUNG/253: UNICEF fordert Aufnahme der Kinderrechte ins Grundgesetz (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Köln/Berlin, 08. Januar
2018

Unicef fordert Aufnahme der Kinderrechte ins Grundgesetz

Zu den Sondierungsgesprächen zwischen CDU, CSU und SPD



Anlässlich des Beginns der Gespräche über eine mögliche Regierungsbildung
zwischen CDU, CSU und SPD appelliert UNICEF Deutschland an die sondierenden
Parteien, die Chance für eine explizite Verankerung der Kinderrechte im
Grundgesetz zu nutzen.

Kindern stehen laut der weltweit gültigen UN-Kinderrechtskonvention in
Bezug auf ihren Schutz, ihr Wohlergehen, ihre Beteiligung und ihre
Förderung eigene Rechte zu. Deutschland hat die Konvention 1992
ratifiziert. Die sondierenden Parteien haben sich in ihren Programmen für
die 19. Legislaturperiode dazu bekannt, diese Rechte auch in das deutsche
Grundgesetz aufzunehmen.

"Das Wohl der Kinder muss bei allem staatlichen Handeln der Kompass sein",
erklärt Dr. Sebastian Sedlmayr, Leiter der Abteilung Kinderrechte und
Bildung bei UNICEF Deutschland. "Mit einer gut formulierten Klarstellung
der Kinderrechte im Grundgesetz würden gleichzeitig auch die Rechte der
Eltern und Familien in Deutschland gestärkt. Die Zeit dafür ist reif."
rch die Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz haben Eltern weitaus
bessere Möglichkeiten, die Rechte ihrer Kinder gegenüber staatlichen
Stellen durchzusetzen. Zudem würden die Kinderrechte im Grundgesetz auch
insgesamt das Bewusstsein für die Bedürfnisse der Kinder stärken und wären
ein klares Signal an Staat und Gesellschaft, ihr Wohlergehen bei allen
Kinder betreffenden Entscheidungen und Aufgaben in den Vordergrund zu
stellen.

Die Aufnahme der Kinderrechte ins Grundgesetz erfährt in Deutschland
mittlerweile breite Unterstützung. Gemeinsam mit dem Deutschen
Kinderschutzbund, dem Deutschen Kinderhilfswerk und der Deutschen Liga für
das Kind hat UNICEF Deutschland bereits einen Formulierungsvorschlag für
Kinderrechte im Grundgesetz erarbeitet.

Darüber hinaus hat UNICEF Deutschland unter dem Titel "Eine Politik für
Kinder" konkrete Vorschläge zur Umsetzung der Kinderrechte veröffentlicht.
Die Empfehlungen enthalten unter anderem Maßnahmen zur Stärkung der
Teilhabechancen benachteiligter Kinder und Jugendlicher in Deutschland
sowie zur Verbesserung der Situation von Kindern in Krisen- und
Konfliktgebieten.




Weitere Informationen

Die Empfehlungen von UNICEF Deutschland zur Legislaturperiode 2017 bis 2021
finden Sie unter:

https://www.unicef.de/informieren/projekte/europa-1442/deutschland-1554/eine-politik-fuer-kinder/144806

Den konkreten Formulierungsvorschlag für einen neuen Artikel 2a Grundgesetz
finden Sie auf www.kinderrechte-ins-grundgesetz.de.

 * 
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STATISTIK/4357: Entwicklung der Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe - Berichtsmonat November 2017 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 8. Januar 2018

Entwicklung der Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe - Berichtsmonat November 2017



Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes [1] sind die
Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe im November gegenüber dem
Vormonat um 0,4 Prozent gesunken. [2] Während die Neubestellungen bei
Vorleistungs- und Konsumgütern deutlich zulegten (+2,0 Prozent
beziehungsweise +3,2 Prozent), ging das Ordervolumen bei den
Investitionsgütern zurück (-2,3 Prozent). Ohne Großaufträge sind die
Auftragseingänge im November um 1,8 Prozent gestiegen.

In der Tendenz sind die Auftragseingänge kräftig aufwärtsgerichtet. Im
Zwei- beziehungsweise Dreimonatsdurchschnitt ergibt sich ein Plus von
1,2 Prozent beziehungsweise 4,2 Prozent. Die positive Entwicklung
lässt sich insbesondere bei den Investitionsgütern beobachten, aber
auch die anderen Bereiche legen zu. Die stärkeren Nachfrageimpulse
kommen weiterhin aus dem Ausland.

Nach dem starken dritten Quartal hatte das Volumen der
Auftragseingänge im Oktober ein neues Rekordniveau erreicht. Im
November waren im Wesentlichen die Schwankungen bei den Großaufträgen
für das negative Ergebnis verantwortlich. Insgesamt haben sich die
Aufträge in der zweiten Jahreshälfte 2017 überaus dynamisch
entwickelt. Damit ist das Fundament für einen starken Jahresauftakt in
der Industrie gelegt.

[1] Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 8. Januar 2018.

[2] Alle Angaben basieren auf vorläufigen Daten und sind preis-,
kalender- und saisonbereinigt (Census X-12-ARIMA).

 * 
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BMWi-Pressemitteilung vom 8. Januar 2018
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/040: Peru - Begnadigung von Ex-Diktator Alberto Fujimori ist eine Schande (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

Die Begnadigung ist eine Schande



(Concepción, 26. Dezember 2017, medio a medio) - Am 24. Dezember 2017
hat der peruanische Präsident Pedro Pablo Kuczynski (PPK) öffentlich
angekündigt, den inhaftierten Ex-Diktator Alberto Fujimori aus
humanitären Gründen zu begnadigen. Fujimori hatte Peru von 1990 bis
2000 regiert. Aus Protest gegen diese Entscheidung sind tausende
Menschen auf die Straße gegangen und wurden von der Polizei gewaltsam
zurückgedrängt. Die Demonstrant*innen und Organisationen halten die
Entscheidung des Präsidenten für absurd und für das Ergebnis eines
geheimen politischen Pakts.

Der Ex-Diktator, der am 4. Januar 2018 freigelassen worden ist, war zu
25 Jahren Haft verurteilt worden. Er gilt als Auftraggeber der
Massaker von Barrios Altos und La Cantatuta, die 1991 und 1992 von der
Militäreinheit Colima verübt und bei denen 25 Menschen ermordet worden
waren. Diverse Menschenrechtsorganisationen sehen Fujimori zudem als
Tyrannen und machen ihn für Menschenrechtsverbrechen in seiner
Amtszeit verantwortlich, die als eine der dunkelsten Perioden Perus
gilt. Damals wurden tausende Menschen ermordet und gewaltsam
verschwinden gelassen. Unter dem Vorwand des Kampfes gegen den
Terrorismus verbreitete sich der staatliche Terror über das gesamte
Land.


Kuhhandel für das politische Überleben Kuczynskis

Teile der Zivilgesellschaft und Plattformen wie Fujimori Nunca Más
[1] sehen in dem gesundheitlichen Zustand Fujimoris keinen humanitären
Grund für die Begnadigung und bezichtigen PPK der moralischen
Unfähigkeit. Denn dessen politische Geste kam nur wenige Tage, nachdem
der peruanische Kongress ein Amtsenthebungsverfahren gegen PPK knapp
abgelehnt hatte - mit Stimmen der Fujimori-Fraktion. Damit wurde
Präsident Kuczynski nicht, wie vielfach erwartet, wegen seinen
Verbindungen zum skandalumwitterten Bauunternehmer Odebrecht
abgesetzt.

Im Aufruf für eine landesweite Demonstration am 28. Dezember heißt es:
"Die Begnadigung ist ein Schlag ins Gesicht der Angehörigen der Opfer
der Fujimori-Diktatur. Jahrelang haben sie für Gerechtigkeit gekämpft,
viele konnten nicht einmal ihre Angehörigen beerdigen, da sie für
immer verschwunden blieben. Das ist ein Kuhhandel; der Frieden der
Angehörigen wurde gegen die Freiheit des verurteilten Fujimori
eingetauscht. Raus auf die Straße!"


Anmerkung:


[1] https://www.facebook.com/Fujinuncamas/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/die-begnadigung-ist-eine-schande/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06439: Im Banne Jupiters (SB)


Der Weltmeisterschaftskampf zwischen Garry Kasparow und Anatoli Karpow
im New Yorker Stadtteil Manhattan 1990 stand auch astrologisch gesehen
unter einem Unstern für den Herausforderer. Karpow, ein Zwilling von
Geburt, gegen den Widder Kasparow, ein Luft- gegen ein Feuerzeichen.
Wer in den Annalen der Astrologie nachliest, kommt dahinter, daß ein
Zweikampf dieser entgegengesetzten Elemente stets, ja traditionell,
mit einem Sieg des feurigen Charaktermenschen enden müsse. Weitere
astrologische Gesetzmäßigkeiten kamen in jenen Oktobertagen für Karpow
erschwerend hinzu. Jupiter rückte seinerzeit näher an die Sterne des
Widders heran und bestrahlte diese mit seinem machtvollen Glanz. Zwar
bekam auch Karpows Sternbild ein wenig von der Jupiter-Beeinflussung
ab und konnte zudem auf die Unterstützung der Venus rechnen - die
nebelverhangene Kraftquelle zeigte sich dann allerdings doch recht
launenhaft -, aber Karpows unbändiges Harmoniebedürfnis - der alte
Fluch des Zwilling-Geborenen - konnte in dieser erbitterten Rivalität
den Kampf mit Kasparows Feuer nicht standhalten. Wer an die Astrologie
glaubt, wird sich bestätigt finden, wer nicht, der erfreue sich dessen
ungeachtet im heutigen Rätsel der Sphinx an der zweiten WM-Partie, die
Kasparow ganz im Zeichen des Jupiters auf eine geradezu unheimliche
Weise gewann. Also, Wanderer, der du auf deinen nächtlichen Reisen oft
die Sterne zu deinen Begleitern hast, wie gewann Kasparow -
sternenbegünstigt - mit den weißen Steinen?






[image: SCHACH-SPHINX/06439: Im Banne Jupiters (SB)]



Kasparow - Karpow

New York 1990


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

1...f7-f5 sah nicht nur gewagt aus, er lud Van der Sterren zudem zu
einem starken Angriff ein, der mit 2.Sf3-g5! begann. Der Läufer war
wegen Einschlags auf g7 und Damenschach auf h5 vergiftet. Flear hielt
sich dafür am h2-Bauern schadlos, verdauen konnte er seine Beute indes
nicht mehr: 2...Ld6xh2+ 3.Kg1-h1 Lh2-e5 4.Le4xc6 b7xc6 - 4...Ld7xc6
5.Dd1-b3 - 5.Lb2xe5 Db8xe5 6.f2-f4 De5-f6 7.Dd1-d6 Df6-e7 8.Dd6-c7 0-0
9.Tf1-d1 - positionell war Flear längst überspielt, das taktische
Fiasko mußte sich indes noch ein wenig gedulden - 9...De7-e8 10.Kh1-g1
h7-h6 11.Sg5-f3 Ld7-e8 - Versöhnungsangebot - 12.Td1xd8 De8xd8
13.Dc7xc6 - den Bauern hatte Van der Sterren mit dem hohen Zins einer
Gewinnstellung zurück - 13...Dd8-d3 14.Dc6-b6 Kg8-h7 15.Tc1-c7 Tf8-d8
16.Kg1-h2 Td8-d6 17.Db6-b8 Le8-d7 18.Db8-a7 Dd3-d1 19.a3-a4 Kh7-h8
20.b4-b5 a6xb5 21.a4xb5 g7-g5 22.b5-b6 und Schwarz gab auf, denn der
Freibauer hätte Material gekostet.



Erstveröffentlichung am 13. Januar 2005

8. Januar 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/625: Berlin - Vielfalt geschlechtlicher und sexueller Lebensweisen in der Bildungsarbeit, 19.1.


idw - Pressemitteilung: Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin

Die Vielfalt geschlechtlicher und sexueller Lebensweisen als Thema
in Schulen und Museen



Die Vielfalt geschlechtlicher und sexueller Lebensweisen und die
Frage, wie diese Vielfalt in Schulen und anderen Bildungseinrichtungen
thematisiert und aufgegriffen werden kann, sind zu einem ebenso
populären wie kontrovers diskutierten Thema in den Medien geworden.
Wie können Pädagog_innen und Kunstvermittler_innen das Themengebiet
angemessen bearbeiten? Welche Rahmenbedingungen brauchen sie? Darüber
wird am Freitag, 19. Januar 2018, auf einer Fachtagung in Berlin
diskutiert. Sie trägt den Titel "Vielfältige geschlechtliche und
sexuelle Lebensweisen in der Bildungsarbeit (nicht nur) im Museum".

Bei der Tagung werden zum ersten Mal Ergebnisse eines
interdisziplinären Forschungsprojekts vorgestellt, das seit April 2016
läuft. Unter dem Kurztitel "VieL*Bar" loten Wissenschaftler_innen der
Alice Salomon Hochschule Berlin (ASH Berlin) und der Hochschule für
Technik und Wirtschaft Berlin (HTW Berlin) die didaktischen Potentiale
und museumspädagogischen Herausforderungen aus, die vielfältige
geschlechtliche und sexuelle Lebensweisen für die praktische
Bildungsarbeit mit sich bringen. Prof. Dr. Jutta Hartmann (ASH Berlin)
und Prof. Dr. Tobias Nettke (HTW Berlin) kooperieren dabei mit dem
Jugend Museum Schöneberg, dem Schwulen Museum, dem ifgg - Institut für
genderreflektierte Gewaltprävention sowie der Bildungsinitiative
QUEERFORMAT. Das Projekt wird vom Institut für angewandte Forschung
Berlin (ifaf Berlin) gefördert.

"Es geht um Anerkennung von Vielfalt und der Würde jedes Einzelnen, um
Gleichwertigkeit und Gleichberechtigung, um Nichtdiskriminierung und
Prävention von Gewalt", sagen Prof. Dr. Jutta Hartmann und
Projektmitarbeiter_in Mart Busche von der ASH Berlin. Bildung komme
die Aufgabe zu, Menschenrechte zu fördern. Das gelte auch für das
Recht auf sexuelle Selbstbestimmung.

Neben wissenschaftlichen Vorträgen gibt es am 19. Januar Workshops mit
Kooperations-partner_innen aus der Praxis. Darüber hinaus berichten
Expert_innen des Victoria and Albert Museum London sowie des British
Museum London, welche Bildungsformate und Zugänge sie zum Thema
queerer Lebensweisen bereits erprobt haben. Die Fachtagung findet an
der HTW Berlin statt. Das Jugend Museum Berlin und das Schwule Museum*
richten das Rahmenprogramm aus. Zu der Veranstaltung werden rund 80
Teilnehmer_innen erwartet.

"Vielfältige geschlechtliche und sexuelle Lebensweisen in der
Bildungsarbeit (nicht nur) im Museum Fachtagung am Freitag, 19. Januar
2018, 10.00 bis 17.00 Uhr HTW Berlin, Campus Wilhelminenhof,
Wilhelminenhofstr. 75A, 12459 Berlin

Weitere Informationen finden Sie unter

http://mmk.htw-berlin.de/aktivitaeten/tagungen/vielbar/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution216

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin, Gisela Hüttinger, 04.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





INTERNATIONAL/013: Ungarn - Der lange Winter der Apathie (Heinrich-Böll-Stiftung)


Heinrich-Böll-Stiftung - 19. Dezember 2017

Der lange Winter der Apathie

von Harald Wolff



Reportage - Organisiert vom Trafó House of Contemporary Art, vereint das
Dunapart-Festival die interessantesten Produktionen der Freien Theater- und
Tanzszene Ungarns. Harald Wolff, Vorsitzender der Dramaturgischen
Gesellschaft, war vor Ort in Budapest - und hat ein Land in Apathie
vorgefunden.



Gleichgültig, mit wem man redet, ob mit Theaterschaffenden oder Busfahrern -
irgendwann im Laufe des Gesprächs fällt das Wort Hoffnungslosigkeit. Es ist
das eine Narrativ, auf das sich alle einigen können, die gesellschaftliche
Erzählung, die die Folie für alles Weitere bildet. Die Stimmung in
Budapest? Am Boden.

"Hier herrscht Apathie", sagt Csaba Polgár. Seit der ungarische
Schauspieler und Regisseur zum Fast-Forward-Festival nach Braunschweig und
an das Münchner Volkstheater eingeladen wurde, ist er auch in Deutschland
bekannt. Gerade hat er am Staatstheater Karlsruhe "Hamlet" inszeniert. In
seiner Ursachenanalyse klingen Parallelen zu Entwicklungen in Teilen
Deutschlands an: "Die Menschen hier sind einfach müde geworden. 1989 waren
sie voller Hoffnung, aber nachdem sich dann zehn Jahre lang nichts wirklich
geändert hat, ist das vorbei. So ist das bis heute. Gegen die Schließung
der Central European University (unterstützt von George Soros) haben vor
kurzem 80.000 Menschen demonstriert. Bewirkt hat das: Gar nichts."

Kein Wunder, dass der Mut auch in der Theaterszene nachgelassen hat: Schon
vor Jahren wurden wichtige Leitungspositionen an regierungsnahe
Theatermacher*innen vergeben, heute werden Theaterpreise an sie verliehen.
Gleichzeitig wurde die Freie Szene unter Orbán auf perfide Weise
ausgehungert: Fördergelder wurden zwar zugesagt, aber nie ausgezahlt, so
dass innerhalb von zwei Jahren fast die gesamte Szene eingegangen ist.
Strategisch handelt die Regierung perfide: Sie tut das Gegenteil von dem,
was sie sagt, und verweigert so die Verantwortungsübernahme, ihre Politik
wird ungreifbar. "Dies ist ein zynisches Land", meint Polgár.

Warum ist Orbán dann dennoch so erfolgreich? "Im Sozialismus gab es immer
jemanden, der einem sagte, was man tun sollte. Viele haben nie gelernt,
selbst Verantwortung zu übernehmen und sehnen sich nach einer starken
Vaterfigur. Gleichzeitig brauchen sie auch jemanden, vor dem sie Angst
haben können - Orbán liefert ihnen das Feindbild, mit den Migranten, aber
auch mit der EU", meint Polgár.

Ein zynisches Land



Die Künstler*innen versuchen sich über Wasser zu halten, so gut es geht.
Die Freie Szene hat den größten Anteil ihrer Fördermittel verloren. "Wir
versuchen das auszugleichen, indem wir jetzt 240 Aufführungen im Jahr
zeigen statt 160, so bekommen die Freien Gruppe etwas mehr Geld - aber das
kann man nicht ewig durchhalten", berichtet György Szabó, Künstlerischer
Geschäftsführer des Trafó. Schlimmer als die Kürzungen findet er den
Mentalitätswandel. "Einige prominente kritische Stimmen haben in den
letzten Jahren den Zugang zu Fördermitteln verloren oder weigern sich, noch
in Ungarn zu arbeiten."

Aber wie mit den prekären Bedingungen umgehen, wenn man vor Ort bleiben
will? Schauspieler und Regisseur Tamás Ördög stellt sich mit seiner Gruppe
dollardaddy's darauf ein und verzichtet ganz auf ein Bühnenbild. In einer
leeren Arena konzentriert er sich auf die
Schauspieler*innenpersönlichkeiten einer prominenten Besetzung aus der
Freien Szene und den öffentlich geförderten Stadttheatern. Sein großartig
gespieltes Tschechow-MashUp [1], in dem Charaktere aus Kirschgarten, Möwe,
Drei Schwestern, Ivanow und Onkel Wanja aufeinander treffen, zeigt eine
Gesellschaft im Zerfall: Alte Gewissheiten lösen sich auf, ein Kirschgarten
geht verloren, neue Besitzer*innen teilen das Land unter sich auf und
machen damit, was ihnen beliebt - allen anderen bleibt nichts als die
nackte Existenz: dollardaddy's unternimmt den Versuch, möglichst direkt und
ungekünstelt zu agieren, die Schauspieler*innen sollen so privat wie nur
möglich wirken, sie sitzen direkt neben uns, und sind nie mehr als zwei,
drei Meter von uns entfernt. In Ungarn wird die Produktion gefeiert für die
Abwesenheit von klassischem Schau-Spiel auf der Bühne, stattdessen sei dort
"nacktes Da-Sein auf der Bühne" [2].

Während es hier aber die intensiven persönlichen Auseinandersetzungen sind,
die den Tschechow-Remix zu einem vibrierenden Theaterabend machen, findet
bei der GroundFloorGroup fast gar nichts mehr statt. Blicke, Berührungen,
endlose Ja/Nein-Antworten auf nicht gestellte Fragen - in Parental Ctrl [3]
flüchten sich die Performerinnen in kindliche Regressionsspiele und
probieren aus, was passiert, wenn man sich ausgiebig auf die
Schulterblätter tappt oder für zehn Minuten in einen Schlafsack einhüllt:
Nicht viel, halt. Als künstlerischer Ausdruck für eine Gesellschaft im
Stillstand ist das zu wenig, und subversiv ist es nur insofern, als die
Erdgeschoss-Habitanten die postsozialistische Gleichmacherei als
Generationen-Frage thematisieren: "Why do you want to stick out all the
time?".

Theater als Orte der liberalen Zivilgesellschaft?



Können Theater unter solchen Umständen Orte des Widerstandes, Orte der
liberalen Zivilgesellschaft sein? "Wie ich sie erlebe, muss Kunst diese
Art des Widerstandes leisten", meint György Szabó, "Aber wir brauchen
einen neuen Weg in die Zukunft, doch: Für uns ist es zu spät. An uns kann
man nur noch lernen, was wir verloren haben."

Vielleicht ist es kein Zufall, dass gerade jetzt verstärkt emanzipatorische
Themen in den Bühnen-Fokus gelangen. Das Self-Theatre [4] bringt acht
Romnija auf die Bühne - in einer kurzen Ansprache vor Stückbeginn vom
gastgebenden Haus sprachlich ungeniert als "Cigány", "Zigeuner",
angekündigt -, die von dem nicht endenden Kreislauf von Demütigungen und
Entrechtungen durch das Gesundheitswesen und Sozialsystem des Landes
erzählen. Gemeinsam mit den acht Laiendarstellerinnen steht eine
professionelle Schauspielerin auf der Bühne, Lilla Sárosdi vom Theater
Krétakör , die ihrerseits gerade im Mediensturm einer von ihr
angestoßenen angestoßenen #MeToo-Debatte steht. Sárosdi hatte
im Oktober den einflussreichen (und seit Jahrzehnten international
bekannten) Regisseur László Marton in einem Facebook-Post beschuldigt, sie
vor 20 Jahren sexuell belästigt zu haben. In der Folge meldeten sich
weitere Frauen, Marton verlor seine Stellung [5] als Intendant des
Vígszínház-Theaters und seine Professur an der Theater-, Film- und
Fernseh-Universität Budapest. Dass Sárosdi seine Entschuldigung akzeptierte
[6], half nichts mehr.

Widerstand im postsozialistischen Plauderton



Doch Sárosdi bleibt eine Ausnahme. Der Verlust an politischer Liberalität
führt sonst meist dazu, dass Verantwortlichkeiten gerade nicht mehr
öffentlich benannt werden: Kritik wird nur noch sehr indirekt geäußert.

Sie ist aber da. Lächelnd tritt die Tänzerin und Choreographin Zsuzsa
Rózsavölgyi auf, unprätentiös, gewinnend und unterhaltsam präsentiert sie
ihre Performance 1 Komma 7, benannt nach der europäischen Geburtenrate.
Scheinbar im Plauderton jubelt sie uns auf amüsante Weise Einsichten aus
Gendertheorie und Rollenerwartungs-Erfahrungen unter. Aber hinter ihrer
einnehmenden Freundlichkeit liegt eine gewaltige Wut, die gerade deshalb
besondere Wucht entfaltet, weil sie so beiläufig daherkommt. "Alles ändert
sich so rasend schnell - aber die Dinge, die sich wirklich verändern
müssten, tun das nicht", sagt sie über ihre Performance, in der sie
Abtreibung als einen Akt der Selbstermächtigung gegen eine ungarische
Gesellschaft feiert, die seit ein paar Jahren massive Kampagnen fährt, um
die Geburtenrate zu erhöhen.

Durch erschütternde persönliche Geschichten wird Theater bei Rószavölgyi
dann doch zum Ort des Widerstandes gegen den nationalistischen turn back.
Die Performance benennt das Gefühl einer zivilgesellschaftlichen
Gefährdung: "Ich werde gebären, wenn ich mich sicher fühle", lautet der
letzte Satz - und es wird ziemlich deutlich, dass Zsuzsa Rózsavölgyi davon
weit, weit entfernt ist.

Die Rückkehr des Sozialismus im Geiste des Autoritarismus


Mit einem Augenzwinkern präsentieren sich Kristóf Kelemen und Bence György
Pálinkás. Sie spießen in Hungarian Acacia [7] die Geschichte der "Falschen
Akazie" auf, die als ungarischer National-Baum gilt - keiner ist weiter
verbreitet. Nur leider, hat Pálinkás ausgegraben, handelt es sich bei dem
Nationalheiligtum um einen Migranten, vor 300 Jahren von einem Aristokraten
zur Verschönerung seines Gartens aus Nordamerika nach Ungarn eingeschleppt.
Darauf aufbauend, haben Kelemen und Pálinkás eine Bewegung gegründet, die
die Falsche Akazie zu einem Symbol einer offenen Gesellschaft umdeutet.
"Jeder, der in ungarischem Boden Wurzeln schlägt, kann Ungar werden", ist
ihr Schlachtruf. Verschmitzt deuten sie einfach einen nationalen Mythos um,
denn wenn ein Baum einwandern kann, sollte das doch auch Menschen möglich
sein. "Auf dieser Ebene kann man eine Botschaft transportieren und den
Menschen Gedanken nahebringen , die bei ihnen sonst viel mehr Widerstand
auslösen würden", erklärt Bence György Pálinkás eine Strategie, die wir
schon kennen - aus Zeiten des Sozialismus'. Mit den Nationalmythen sei das
ohnehin so eine Sache, meint Pálinkás: Deren Quellen seien im Wesentlichen
Kunstschöpfungen der Romantik.

So leicht kann man die Luft aus den aufgeblasenen rechten Märschen quer
durch Europa lassen.

Freedom's just another word for nothing left to lose


E
inen gibt es aber doch, der trotz allem vor Tatendrang und Optimismus
sprüht: Márton Guylás. "Sie können mir nichts mehr nehmen", erklärt der
frühere geschäftsführende Leiter der international gefeierten Theatergruppe
Krétakör seine Unabhängigkeit.

Und wie Polgár greift er auf die Erzählung von der Notwendigkeit eines
Feindbildes zurück, das die Regierung brauche: So erklärt er den
unfassbaren Vorgang, dass mit ihm und Árpád Schilling im EU-Mitgliedsland
Ungarn gerade zwei Theatermacher von einem Parlamentsausschuss zu
Staatsfeinden erklärt worden sind: "Das ist eine PR-Aktion. Ich diene nur
als Projektionsfläche. Die Regierung braucht jemanden, der von ihrem
Versagen in der Bildungs- und Gesundheitspolitik ablenkt. Sie macht das, um
ihre Wähler zu mobilisieren."

Niemand, der sich mit Ungarn auskennt, scheint den Vorgang besonders ernst
zu nehmen - am wenigsten Gulyás selbst, der sich postwendend selbst bei der
Polizei angezeigt hat, um ein ordentliches Verfahren in Gang zu bringen.
Nur: Was ist das für ein Staat, der Künstler zu Staatsfeinden erklärt? Und:
Was folgt daraus?

"Sie haben gemerkt, dass sie zu weit gegangen sind. Sie haben einen Fehler
gemacht, der ihnen eher schadet - denn es gab massive öffentliche
Reaktionen, viele Zeitungsberichte, Aufsehen im Ausland [8]. Deswegen
werden sie das nicht weiter verfolgen: Sie wollen keinen Mythos um mich
kreieren."[9]

Hieße: Die Zivilgesellschaft funktioniert doch noch, und sie hat offenbar
noch Macht. Irgendwie beruhigend. Sind Theater dann also doch noch Orte der
Zivilgesellschaft? Leider nein, meint Gulyás: "Die Theater trauen sich
nicht mehr, heikle Themen anzufassen. Ich bin im Theatermilieu ein
Außenseiter geworden. Die Zivilgesellschaft äußert sich vor allem im
Internet."

Im Moment scheinen es vor allem die nationalen Wahlen im nächsten Frühjahr
zu sein, die für Guylás als Aktivisten einen gewissen Schutz darstellen.
"Die Regierung will vor der Wahl keinen Fehler machen."

Aber was kommt nach der Wahl? "60% der Ungarn wollen eine andere Politik",
glaubt Guylás. Vielleicht kommt sein erstaunlicher Optimismus daher, dass
er konkret handelt: Er hat eine parteiübergreifende Bewegung gegründet, um
das auf die Regierungspartei zugeschnittene Wahlsystem zu ändern, und ruft
zu zivilem Ungehorsam auf. Ob das Aussicht auf Erfolg hat? Er meint: "Was
nach der Wahl passiert, ist völlig offen."

Wachsende Paranoia

Auch György Szabó vom Trafó bestätigt dieses Klima wachsender Paranoia,
und auch er befürchtet, dass dies nach der Wahl noch schlimmer werden kann.
Wie geht man damit um als Theatermacher/in? Man muss ja nicht gleich so
weit gehen wie Márton Guylás, der inzwischen eher Aktivist als
Theatermacher ist, aber selbst ein Festivalmacher wie Szabó fordert für die
Zukunft mehr als bloße Bühnenkunst: "Wenn Kunst im öffentlichen Diskurs um
die Zukunft des Landes eine Rolle spielen will, muss sie ihre Kathedralen
verlassen - sie muss raus auf öffentliche Plätze."

Csaba Polgár immerhin trägt schon mal die Verantwortung für die zukünftige
Entwicklung des Gemeinwesens in den Zuschauerraum zurück. Er ist bei
Dunapart mit einer partizipativen Arbeit vertreten: Erzählt wird die
Geschichte von Peer Gynt [10] - bis zum Tod von Aase. Dann öffnet Polgár
den Fortgang der Geschichte ins Publikum, indem er es auffordert, eine
bessere Zukunft für den Protagonisten zu entwerfen. "Wie kann man in dieser
Gesellschaft leben und arbeiten", das sei die Frage. "Man muss arbeiten und
daran glauben, dass das einen Sinn hat."

Shifting Baselines



Es gibt aber auch (noch?) den Optimismus der nachwachsenden Generation.
"Ich kenne keine anderen Bedingungen", sagt etwa der Choreograph László
Fülöp mit einem Lachen, "und ich kann ja gut arbeiten." Und doch bildet
auch seine Company Timothy and the Things den gesellschaftlich ungewissen
Schwebezustand schon in der Themenwahl ab, Waiting for Schrödinger heißt
ihr aktuelles Programm; humorvoll versprechen sie zwar, dass darin weder
Schrödinger noch eine Katze auftauchen - doch im Bewegungsvokabular selbst,
in dem immer wieder Menschen wie von plötzlichen untergründigen
tektonischen Verschiebungen aus der Balance geworfen werden, schreiben sich
die gesellschaftlichen shifting baselines als Erschütterungen in die Körper
ein.

Hungarian Gentrification



Das nachhaltigste Bild für eine Gesellschaft, deren Bezugsrahmen
vollständig auf den Kopf gestellt werden und in der dann alles
durcheinanderfliegt, findet indes Kornél Mundruczó, dessen bereits ein Jahr
altes Imitation of Life das Festival programmatisch eröffnet. Er dreht
seine hyperrealistisch eingerichteten Bühnen-Wohnung buchstäblich auf den
Kopf - ein 360°-Vorgang von so massiver wie hypnotischer Gewalt, der zudem
minutenlang dauert. Dabei fliegen vom Kinderspielzeug bis zur Waschmaschine
alle persönlichen Gegenstände krachend durch den Raum, bis nur mehr ein
Trümmerhaufen bleibt.

Dabei ist diese wohl eindrucksvollste Bühnenbildverdrehung der letzten
Jahre weit mehr als nur ein Effekt: Sie ist die Kernaussage in einem Stück,
das davon erzählt, wie Minderheiten nicht mehr einfach nur an den Rand
gedrängt werden - sondern ganz aus der Gesellschaft fliegen. Denn die
Romni, deren Zwangsräumung verhandelt wird, erleidet einen Herzanfall. Dass
in solchen Fällen ungarische Notärzte gezielt zu spät anrücken, ist bittere
rassistische Realität.

Hungarian Gentrification: In der zweiten Hälfte der Inszenierung wird die
Wohnung zwar neu vergeben, doch nach der Zerstörungsorgie bleiben Agonie
und die Geister der Vergangenheit zurück. Wie anschlussfähig das weit über
die ungarische Gesellschaft hinaus ist, zeigt sich an dem durchschlagenden
europaweiten Erfolg der Produktion, die in Deutschland für den Faust-Preis
nominiert war und bei zahlreichen renommierten Festivals in Österreich, den
Niederlanden, Frankreich, der Schweiz und Russland gefeiert wurde.

Vielleicht hat György Szabó recht: Von Ungarn können wir lernen, was uns
droht.

Dem neuen globalen Kulturkampf zwischen offenen, freiheitlichen
Gesellschaften und weltweiten autoritären Tendenzen widmet sich die
Dramaturgische Gesellschaft auf ihrer kommenden Jahreskonferenz
"Dramaturgien des Widerstands. Internationale künstlerische Positionen zu
Freiheit und Unfreiheit"[11] vom 25. bis 28. Januar 2018 am Theater
Vorpommern in Greifswald. Mit vielen Gästen u.a. aus Polen, Ungarn, der
Türkei und Russland wird sie dabei explizit jenen internationalen
künstlerischen Positionen einen Raum geben, die widerständig sind - und
gerade deshalb zugleich aufregende künstlerische Formen und Strategien
entwickeln.


Harald Wolff

Vorsitzender der Dramaturgischen Gesellschaft und freier Dramaturg. Von
2011 bis 2016 Dramaturg für alle Kunstgattungen am Theater Aachen. In der
Spielzeit 2010 / 11 am LTT in Tübingen, 2009 / 10 Dramaturg für alle
Sparten am Staatstheater Braunschweig, 2007 - 2009 Chefdramaturg in Neuss.
Jurymitglied für den Kleist-Förderpreis für junge Dramatik, Mitinitiator
der Aktion »40.000 Theatermitarbeiter*innen treffen ihre Abgeordneten«.

Verweise:

[1] https://dunapart.net/en/program/schedule.html?cikk_id=13390

[2] http://magyarnarancs.hu/szinhaz2/nincs-ive-es-ne-is-legyen-101604/?orderdir=novekvo

[3] https://dunapart.net/en/program/schedule.html?cikk_id=13281

[4] https://dunapart.net/en/program/schedule.html?cikk_id=13440

[5] https://index.hu/kultur/2017/10/20/marton_a_rendezoi_allasarol_is_lemond_a_vigszinhazban

[6] https://444.hu/2017/10/26/sarosdi-lilla-elfogadja-marton-laszlo-bocsanatkereset

[7] https://dunapart.net/en/program/schedule.html?cikk_id=13438

[8] http://www.sueddeutsche.de/politik/ungarn-im-richtigen-film-1.3744000

[9] https://www.boell.de/en/2017/11/23/marton-gulyas-there-no-other-option-nonviolent-civil-disobedience-movement?dimension1=division_knm

[10] https://dunapart.net/en/program/schedule.html?cikk_id=13457

[11] http://www.dramaturgische-gesellschaft.de/jahreskonferenz/greifswald-2018/
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INSZENIERUNG/070: Hamburg - Die schon wieder! Hildegard von Bingen, Sprechwerk, 13.01.


Die schon wieder!

Hildegard von Bingen

Samstag 13.01.18 um 20 Uhr im Sprechwerk

Mit: Heike Feist, Michael Ihnow.



So geht das nicht! Das macht man nicht! Das schaffst du nie!

Was nützt das schönste Ziel, wenn man nicht weiß, wie man es erreichen
kann? Wenn Neid und Missgunst Anderer oder ängstliche Bedenkenträger
und engstirnige Bürokraten sich einem in den Weg stellen?
Das Leben der Hildegard von Bingen war voll von Situationen, in denen
nichts mehr ging und es am logischsten gewesen wäre, klein beizugeben.
Doch ging es um ihre Selbstbestimmung, um Gerechtigkeit und
Überwindung lebensfeindlicher Traditionen, war die berühmteste Frau
des Mittelalters nicht zu (s)toppen.

"Die schon wieder!" dachte wohl mancher Mönch, mancher Probst und
selbst der Papst, wenn die Nonne, von einem "Geht nicht!" ermutigt,
gleich noch einmal an deren Tür klopfte.
Als kleines Kind in einer Kloster-Klause eingemauert, wird sie
Gründerin zweier eigener Frauenkloster, Autorin visionärer Werke und
Widerpart der Mächtigsten ihrer Zeit. Ein Abend so rasant, humorvoll
und intelligent wie Hildegard selbst.

Hildegard von Bingen fernab von Heilkräutern und Dinkelbrot!

"Die schon wieder! - Hildegard von Bingen" ist das 3. Stück aus der
Feder von Heike Feist. Ins Leben gerufen hat sie die Reihe
"Biographien für die Bühne" im Jahr 2012. Bisher sind die Produktionen
"Schöner Scheitern mit Ringelnatz" und "Weiberheld - Mit Tucholsky im
Bett" entstanden. Die 2 Personen Stücke sind als mobile Produktionen
angelegt und werden erfolgreich auf Bühnen in ganz Deutschland
aufgeführt.

Sprechwerk | Klaus-Groth-Straße 23 | 20535 Hamburg | 040.24423930

Kartenpreise:

VVK: 19,40 Euro, ermäßigt 12,80 Euro (incl. VVK-Gebühren)

AK: 21 Euro, ermäßigt 13,50 Euro

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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INSZENIERUNG/069: Hamburg - "Wilhelm Busch - Alles Theater?!", Sprechwerk 13.01.2018


Das "Elb-Ensemble" zeigt

Wilhelm Busch - Alles Theater?!

So 14.01.2018 um 18 Uhr im Sprechwerk

Mit: Suntje Freier, Henry Maxa, Horst Weißenburger.



Drei Individualisten kommen zum ersten Mal auf einer Probebühne
zusammen. Es soll ein Theaterstück mit den Werken von Wilhelm Busch
entstehen. Begleitet von kleineren und größeren Streitigkeiten fangen
sie an, erste Werke von Busch zu proben. Dabei nutzen sie diese auch
um ihre eigenen Befindlichkeiten zum Ausdruck zu bringen. Werden sie
es schaffen, ein Stück zu entwickeln oder sind sie doch zu
verschieden?

Das Stück "Wilhelm Busch - Alles Theater?!" des Elbensembles Hamburg
ist eine schöne Mischung aus bekannten und eventuell weniger
geläufigen Werken Buschs die durch verschiedenste Darstellungsformen
lebendig auf die Bühne gebracht werden. Spielerisch zeigt sich die
Tiefsinnigkeit und das zeitlose, gesellschaftskritische Auge Wilhelm
Buschs.

Seine Bildergeschichten, Gedichte und Erzählungen machen den Sprung
aus den Büchern hinauf auf die Bühne direkt vor die Augen der
Zuschauer. Der besondere Humor von ihm kommt dabei sicher auch nicht
zu kurz!

Sprechwerk | Klaus-Groth-Straße 23 | 20535 Hamburg | 040.24423930

Kartenpreise:

VVK: 19,40 Euro, ermäßigt 12,80 Euro (incl. VVK-Gebühren)

AK: 21 / ermäßigt 13,50 Euro

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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KLEINKUNST/792: Hamburg - Die Teilzeitrebellin zu Gast im Sprechwerk am 12.01.2018


Teilzeitrebellin

Musikkabarett-Show mit Turid Müller

Freitag 12.01.2018 um 20 Uhr, Sprechwerk

Klavier & Arrangements: Stephan Sieveking

Regie: Norbert Eichstädt.



Worunter leidet die Teilzeitrebellin?

UNTER HALTUNG!

Turid Müller singt von der täglichen Grätsche zwischen Ideal und
Wirklichkeit, über Politik und Gesellschaft und vom ganzen vertrackten
Wertechaos, dem niemand entkommt. Nicht mal sie selbst.

Zwischendurch plaudert die Schauspielerin und Diplompsychologin aus
dem Nähkästchen ihrer Karriere. Von der bühnentherapeutischen Couch
aus spießt die lächelnde Blondine im kleinen Schwarzen treffsicher
auf, was wir nur allzu gern unter den Teppich unserer eigenen
Prinzipien kehren. Dabei schürft sie tief aber nie unter der
Gürtellinie. Sie greift Themen auf zwischen Rechtsruck und
Werbefernsehen, Burnout und Demenz, Kapitalismus und Feminismus. Worte
und Noten ihrer Lieder stammen aus eigener, akribisch angespitzter
Feder.

Die Müller fesselt uns, und das schneidet auch mal ins Fleisch. Bis
sich dann unerwartet hinter den geschliffenen Worten die emphatische
Seele offenbart und uns die Hand aufs Herz legt. Nicht wegzudenken
hierbei: Stephan Sieveking, der Mann an den Tasten. Leise und
lakonisch, höflich und hinterlistig.

Achtung! Die Teilzeitrebellin ist ansteckend und lässt uns ohne
Sicherheiten zurück. Aber mit einem frischen Blickwinkel auf die
Frage: "Ist das noch Psychiatrie oder schon Politik?"

Infos, Trailer und Zusammenschnitt: www.chanson-kabarett.de

Sprechwerk | Klaus-Groth-Straße 23 | 20535 Hamburg | 040.24423930

VVK: 19,40 Euro, ermäßigt 12,80 Euro (incl. VVK-Gebühren)

AK: 21 Euro, ermäßigt 13,50 Euro

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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MUSIKTHEATER - MUSICAL/241: Lippstadt - "Die Nacht der Musicals - Das Original!" am 31.1.


Die Nacht der Musicals - Das Original!

Tanz der Vampire, Frozen, Rocky, Hinterm Horizont, Falco, Elisabeth,
Das Phantom der Oper, Mamma Mia, Cats, Aladdin...



Lippstadt. Kraftvolle Stimmen gepaart mit gefühlvollen Balladen. In
"Die Nacht der Musicals" am 31. Januar im Stadttheater verschmelzen
die bekanntesten und beliebtesten Lieder aus den erfolgreichsten
Musicalproduktionen der Welt zu einem fesselnden und vielseitigen
Bühnenfeuerwerk. Die Musicalgala mit bereits weit über 1 Million
Besucher macht auch in diesem Jahr wieder Station in ausgewählten
Hallen und Theatersälen in ganz Deutschland, Österreich und der
Schweiz.

Die besten Stücke aus "Tanz der Vampire", "Elisabeth" oder "Das
Phantom der Oper" fehlen dabei ebenso wenig, wie die weltberühmte
Hymne "Memories" aus "Cats". Aber auch aktuelle Produktionen finden
bei Die Nacht der Musicals ihren Platz. Als Hommage an die viel zu
früh verstorbene Pop-Legende "Falco" werden unter anderem die Lieder
"Jeanny" oder "Rock Me Amadeus" aus dem gleichnamigen Erfolgsmusical
performt, welches vor allem durch die Helene Fischer-Show bekannt
wurde.

Weiter im Programm befinden sich die beliebtesten Disney-Hits aus
"Aladdin" oder "Der König der Löwen", sowie "Let it go" aus dem
Musical "Frozen", welches auf dem Film "Die Eiskönigin - Völlig
unverfroren" basiert. Die modernen Lieder verschmelzen dabei zu einer
untrennbaren Einheit mit den zeitlosen Klassikern.

Gefeierte Stars der Originalproduktionen entführen die Zuschauer in
eine bunte und glitzernde Traumwelt. Unterstützt werden die
herausragenden Darsteller durch ein ausgefeiltes Licht- und
Soundkonzept sowie ein erstklassiges Tanzensemble. Aufwendige Kostüme
lassen die Atmosphäre des New Yorker Broadway und des Londoner West
End eindrucksvoll aufleben. Die Nacht der Musicals lässt die Besucher
an den bewegendsten Szenen der Musicalgeschichte teilhaben und
garantiert einen unvergesslichen Abend für Jung und Alt.

Termin: Mittwoch, 31. Januar 2018, 20 Uhr

Ort: Stadttheater Lippstadt

Preise: Euro 64,90 / 56,90 / 48,90 / 40,90

Veranstalter:

ASA Event GmbH, Bietigheim-Bissingen

www.asa-event.de, Mail: presse@asa-event.de

Kartenverkauf:

Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14, 59555
Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de; Mo -
Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr und bei eventim

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 7. Januar 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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MUSIKTHEATER - MUSICAL/240: Bielefeld - "Das Molekül" am 3., 10. und 28.2.2018


Das Molekül - Musical von William Ward Murta

Deutsch von Thomas Winter (Buch), William Ward Murta und Constanze
Grohmann (Songtexte)



Can-Can-tanzende Atome? Die Biologiestunde - das Musical? Nein, das
neue Bühnenwerk aus der Feder von Bielefelds Musicalspezialisten
William W. Murta widmet sich einem durchaus ernstzunehmendem Thema:
Die sensationelle Entschlüsselung der DNA Anfang der 1950er-Jahre und
die Entwicklung der Gentechnologie rund ein halbes Jahrhundert später.
Genauer gesagt: den Menschen, die hinter dieser Forschung steckten.
Die Visionen verfolgten, dabei von Liebe, Hass, Eitelkeiten,
Vorurteilen und Ängsten abgelenkt wurden und neben bahnbrechenden
Entdeckungen auch Fehlentscheidungen trafen. Nicht untypisch für das
Bühnenpersonal eines Musicals.

Bei Das Molekül klingen ganz en passant Themen an, die nach wie vor
brisant sind: Was bedeuten diese Entdeckungen für die Menschheit?
Medizinischen Fortschritt? Bessere Krimis? Oder gehen sie doch einen
Schritt zu weit in die ethische Grauzone, Stichwort »Der Mensch als
Bausatz«? William W. Murta, der nach Starry Messenger und The Birds of
Alfred Hitchcock bereits das dritte große Musical für das Theater
Bielefeld schreibt, zieht alle Register seiner Broadwayaffinen
musikalischen Handschrift und legt seinen Protagonisten bewegende
Songs in die Kehle.

Ort: Stadttheater, Niederwall 27, 33602 Bielefeld

Internet:theater-bielefeld.de/veranstaltung/das-molekuel.html 


Termine:

03.02.2018 - 19:30 Uhr

10.02.2018 - 19:30 Uhr

28.02.2018 - 20:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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SCHAUSPIEL/1126: Bielefeld - Fatma Aydemir "Ellbogen" am 11., 23. und 24. Februar 2018


Fatma Aydemir "Ellbogen"

Romanadaption



Sie ist in Berlin geboren. Sie heißt Hazal Akgündüz. Sie fiebert ihrem
18. Geburtstag entgegen und hofft, dass ihr Leben bald endlich richtig
losgeht. Eigentlich könnte aus ihr eine gewöhnliche Erwachsene werden.
Nur dass ihre aus der Türkei eingewanderten Eltern sich in Deutschland
fremd fühlen und sich ihr keine einzige befriedigende
Lebensperspektive zu eröffnen scheint. Tagsüber sitzt sie in einer
berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme und schreibt aussichtslose
Bewerbungen am Fließband. Nachmittags absolviert sie den Praxisteil in
der Bäckerei ihres Onkels für 3,50 Euro die Stunde. Abends trifft sie
ihre besten Freundinnen, sie takeln sich auf und ziehen um die Häuser.
Hazal glaubt weder ihren Eltern, noch dem Gequatsche ihrer Lehrer. Am
wenigsten aber glaubt sie an sich selbst. Doch so kann das nicht
weitergehen. Hazal will kein »Opfer« mehr sein. Und dann passiert es,
an ihrem 18. Geburtstag, mitten in der Nacht, in einer U-Bahn Station,
einfach so wird sie zum Täter. Und bereut nichts.

Mit Ellbogen legt die 1986 in Karlsruhe geborene Fatma Aydemir ein
fulminantes Romandebüt über ein junges Mädchen hin, das ihren Platz
auf der Welt sucht und dabei auf die schiefe Bahn gerät. Eine
transkulturelle Coming-of-Age-Geschichte.

Ort: Theater am Alten Markt

Alter Markt 1, 33602 Bielefeld

Termine:

11.02.2018 - 19:30 Uhr

23.02.2018 - 20:00 Uhr

24.02.2018 - 19:30 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/422: Leipzig - Musiktheaterregisseur Peter Konwitschny im Gespräch am 11.01.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Leipzig

Musiktheaterregisseur Peter Konwitschny im Gespräch in der
Schaubühne Lindenfels 



In diesem Wintersemester hat Peter Konwitschny als Erster die Bertolt
Brecht Gastprofessur von Universität und Stadt Leipzig am Centre of
Competence for Theatre (CCT) inne. Nach seinem Amtsantritt am 11.
Dezember 2017 im Rahmen eines gemeinsamen Empfangs von Stadt und
Universität Leipzig hat er mit Studierenden der Leipziger
Theaterwissenschaft bereits eine erste Arbeitswoche absolviert. Zu der
Veranstaltung "Ändere die Welt, sie braucht es" ist der
Musiktheaterregisseur am kommenden Donnerstag im öffentlichen Gespräch
mit der Dramaturgin Bettina Bartz und dem Theaterwissenschaftler Prof.
Dr. Günther Heeg anzutreffen.

Termin: 11.01.2018, 19:30 Uhr

"Ändere die Welt, sie braucht es" 

 Peter Konwitschny im Gespräch mit der Dramaturgin Bettina Bartz und
dem Theaterwissenschaftler Prof. Dr. Günther Heeg

Eintritt: 5 Euro

Ort: Großer Saal der Schaubühne Lindenfels, Karl-Heine-Straße 50,
04229 Leipzig

Konwitschnys künstlerische Herangehensweise und sein Verhältnis zu
 Brecht

Bevor die gemeinsame Arbeit des Berthold Brecht Gastprofessors mit den
Leipziger Studierenden im März in ihre letzte Phase geht, gibt es in
der nächsten Woche noch einmal die Möglichkeit, Peter Konwitschny
öffentlich zu erleben. Seine Inszenierungen prägen das zeitgenössische
Musiktheater seit Jahrzehnten. Was ist das Besondere an seiner
künstlerischen Herangehensweise? Welche Kontroversen lösen seine
Inszenierungen aus? Wie ist sein Verhältnis zu Bertolt Brecht? Im
Gespräch mit Peter Konwitschny zum Thema "Ändere die Welt, sie braucht
es" gehen Bartz und Heeg diesen Fragen nach. Ausschnitte und Analysen
exemplarischer Inszenierungen sollen einen vertieften Einblick in die
Idee seines musiktheatralen Schaffens geben, das Oper als Zentrum der
Gegenwart begreift.

Zweiter Workshop startet am Samstag

Zu Beginn des Jahres 2018 folgt sogleich eine zweite Workshop-Runde,
in welcher es praktisch zugehen wird. Im ersten Probenblock standen
vor allem die inhaltlichen Aspekte und die Unterschiede zwischen der
Text- und der Opernfassung im Vordergrund. Er arbeitete mit 16
Studierenden zu Themen aus der einzigen vollendeten Oper von Bernd
Alois Zimmermann, "Die Soldaten" (Uraufführung 1965), die auf einer
Textfassung von Jakob Michael Reinhold Lenz basiert. Vom 6. Januar
(Samstag) an wird es um die Erarbeitung studentischer szenischer
Projekte gehen. Den Abschluss dieser Arbeitsphase bildet eine
nichtöffentliche Präsentation der konzeptionellen und szenischen
Zwischenergebnisse am 10. Januar 2018 um 18 Uhr in der Probebühne der
Leipziger Theaterwissenschaft auf dem Spinnereigelände.

Zur Person Peter Konwitschny

Peter Konwitschny gehört zu den renommiertesten und viel diskutierten
Musiktheaterregisseuren Europas und steht im engen Bezug zu der Stadt
Leipzig. Mit dem Antritt der Gastprofessur kehrt er in die Stadt
zurück, in der er aufwuchs und für einige Jahre als Chefregisseur an
der Oper arbeitete. Seit 1980 inszeniert Konwitschny Opern, aber auch
Dramen und Stücke, unter anderem von Bertolt Brecht, Heiner Müller und
Gerhart Hauptmann. Er ist Träger des Bundesverdienstkreuzes am Bande,
Mitglied unter anderem der Akademie der Künste zu Berlin, der Freien
Akademie der Künste zu Leipzig sowie Honorarprofessor an der
Hochschule für Musik "Hanns Eisler" in Berlin.

Zur Person Bettina Bartz

Die Musiktheater-Dramaturgin Bettina Bartz ist diplomierte
Theaterwissenschaftlerin und langjährige Kollegin von Peter
Konwitschny. Während Konwitschnys Zeit als Chefregisseur an der Oper
Leipzig war Bettina Bartz Chefdramaturgin. Neben ihrer Tätigkeit als
Dramaturgin arbeitet sie auch als Autorin. So übersetzte sie zum
Beispiel Opern von Mozart, Salieri, Verdi, Bizet, Auber, Cherubini,
Donizetti, Paisiello, Offenbach, Tschaikowsky, Dvocák, Händel und
Gluck, meistens gemeinsam mit Werner Hintze und schrieb Radiosendungen
und Kinderstücke.

Zur Person Günther Heeg

Prof. Dr. Günther Heeg ist Direktor des Centre of Competence for
Theatre (CCT) an der Universität Leipzig. Er hat vielfach zu Bertolt
Brecht, Heiner Müller und zur Oper, insbesondere seit dem 19.
Jahrhundert, sowie zu zeitgenössischem Musiktheater publiziert. Sein
aktueller Arbeitsschwerpunkt liegt auf dem Konzept eines
"Transkulturellen Theaters", welches direkt von Brechts
Theaterarbeiten beeinflusst ist. Er ist Vizepräsident der
International Brecht Society, Herausgeber der 2018 erscheinenden
Publikation "Recycling Brecht" und Leiter des 2019 in Leipzig
stattfindenden Kongresses "Brecht unter Fremden".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 04.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/059: Nach chinesischem Importverbot konsequente Müllvermeidung und mehr Recycling gefordert (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 4. Januar 2018

Nach chinesischem Importverbot für Abfälle: Deutsche Umwelthilfe
fordert konsequente Müllvermeidung und mehr Recycling in
Deutschland

China stoppt Abfallimporte und legt Kernprobleme der deutschen
Abfallpolitik offen: zu viele Abfälle, eingeschränkte
Recyclingfähigkeit von Verpackungen und Produkten sowie fehlende
Anreize zum Einsatz von Recyclingmaterial / DUH fordert Umsetzung der
gesetzlichen Mehrwegquote, höhere Entgelte für Verpackungen sowie
Maßnahmen zur Langlebigkeit und Reparaturfähigkeit von Produkten /
Bessere Recyclingqualität und Anreize zum Rezyklat-Einsatz notwendig



Berlin, 5.1.2018: Seit dem 1.1.2018 gilt ein Importstopp für 24
unterschiedliche Abfallsorten nach China. Dies betrifft Kunststoffe,
Textilien, Papierabfälle und metallische Schlacken. Das Importverbot
trifft Deutschland hart, denn allein 2016 wurden mehr als 560.000
Tonnen Alt-Plastik in die Volksrepublik exportiert. Doch weil man dort
umweltbewusster wird und ein eigenes Recyclingsystem aufbauen will,
soll nicht länger jeder Abfall importiert werden. Nach Einschätzung
der Deutschen Umwelthilfe (DUH) ist der chinesische Importstopp eine
Chance, um in Deutschland zu einer besseren Kreislaufwirtschaft zu
kommen und Lösungsstrategien voranzutreiben. Es bedarf einer
konsequenten Abfallvermeidungspolitik, der Festlegung verbindlicher
Standards zur Recyclingfähigkeit von Verpackungen und Produkten sowie
Anreizen zum Einsatz von Rezyklaten.

Nur so können die Probleme gelöst werden, die hierzulande durch den
chinesischen Importstopp von Abfällen verschärft und offengelegt
werden. Der innerdeutsche Markt wird mit immer größeren Mengen
Kunststoffabfall geflutet, dessen Qualität und Recyclingfähigkeit
größtenteils eingeschränkt ist. Es fehlen auch ausreichend Abnehmer
von Recyclingmaterialien, weil viele Verpackungshersteller lieber viel
zu günstiges Neumaterial einsetzen.

"Der Verpackungsverbrauch in Deutschland erreicht von Jahr zu Jahr
neue Rekordwerte. Dies ist ein besorgniserregendes Signal, denn es
zeigt, dass die bisherige Abfallpolitik und die Umsetzung des
Vermeidungsgedankens nicht funktioniert. Der Export großer
Verpackungsmengen nach China hat dabei vieles vertuscht. Doch die neue
restriktive Politik Chinas entlarvt das Problem zu vieler und vor
allem minderwertiger Abfälle. Das ist ein Warnschuss. Nie war eine
konsequente Abfallvermeidungspolitik notwendiger als jetzt", sagt der
DUH-Bundesgeschäftsführer Jürgen Resch.

Von der geschäftsführenden und zukünftigen Bundesregierung fordert
Resch die Umsetzung konkreter Maßnahmen zur Abfallvermeidung. Hierzu
gehören die Umsetzung der gesetzlichen Mehrwegquote für
Getränkeverpackungen, höhere Entgelte für Verpackungen sowie
verbindliche Regeln zur Langlebigkeit und Reparierbarkeit von
Produkten.

"Immer häufiger werden Verpackungen hergestellt, die faktisch nicht
mehr recyclingfähig sind. Das gilt vor allem für kompliziert und
mehrschichtig aufgebaute Verbundstoffe. Aber auch Mischkunststoffe
bereiten große Probleme. Bislang wurden solche Kunststoffe häufig nach
China exportiert. Da dies nun nicht mehr möglich ist, müssen endlich
Lösungen her. Das Öko-Design ist entscheidend. Für Verpackungen müssen
deshalb verbindliche Standards zur Recyclingfähigkeit festgelegt
werden", fordert der DUH-Leiter für Kreislaufwirtschaft Thomas
Fischer.

Die im neuen Verpackungsgesetz festgelegte Regelung zur Erarbeitung
von Mindeststandards zur Recyclingfähigkeit von Verpackungen hält
Fischer indes für wenig geeignet. Erst nach dem Inkrafttreten des
Verpackungsgesetzes ab dem 1.1.2019 soll damit begonnen werden, diese
Standards zu entwickeln. Dies zögert dringend benötigte Lösungen
heraus. Zudem ist unklar, ob die von der Industrie erarbeiteten
Vorgaben überhaupt ambitioniert und vor allem verbindlich sein werden.

"Nach dem chinesischen Importstopp muss in Deutschland mit größeren
Abfallmengen umgegangen werden. Deshalb muss die Bundesregierung
Bedingungen dafür schaffen, dass die gesammelten Kunststoffe
hierzulande auch einen Absatzmarkt finden. Ohne ausreichende
finanzielle Anreize sind Rezyklate aus Altkunststoff momentan nicht
wettbewerbsfähig. Zudem muss sich ökologisches Handeln lohnen. Es kann
nicht sein, dass das Inverkehrbringen von Verpackungen aus Neumaterial
genauso viel kostet wie aus Recyclingmaterial", kritisiert Fischer.
Daher muss durch eine verpflichtende ökologische Ausgestaltung der
Lizenzentgelte umweltfreundliches Handeln ökonomisch bessergestellt
und der Einsatz von Recyclingmaterialien angekurbelt werden.

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 05.01.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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SONDERMÜLL/109: Lichterketten und Leuchtmittel richtig entsorgen (LIGHTCYCLE)


Redaktionsbüro LIGHTCYCLE - 4. Januar 2018

Kinderleicht: Lichterketten und Leuchtmittel richtig entsorgen



München, den 04.01.2018. Auch die Lichterketten, die zu Weihnachten
Wohnzimmer, Balkone und Gärten schmücken, haben irgendwann einmal
ausgedient oder gehen kaputt. Doch wohin mit ihnen, wenn sie nicht
mehr leuchten?

Da Lichterketten elektrische Bauteile enthalten, müssen diese separat
vom Restmüll entsorgt werden. Sie gelten als Leuchte, sind vom
Elektroaltgeräte-Gesetz (ElektroG) erfasst und sind wie
Elektrokleingeräte zu recyceln. Egal ob die Lichterkette aus LEDs oder
Glühlämpchen besteht, sie dürfen auf keinen Fall in den Hausmüll.
Darauf weist Lightcycle, das größte Rücknahmesystem für Lampen und
Leuchten hin. Die Entsorgung ist auf Wertstoffhöfen und bei größeren
Elektrofachhändlern kostenlos möglich. Ebenso sind Wohnraumleuchten
dort fachgerecht zu entsorgen - unabhängig davon, ob es sich dabei um
Leuchten mit festverbauten LEDs handelt oder um Leuchten mit separatem
Leuchtmittel.

Leuchtmittel sind aus den Wohnraumleuchten zu nehmen und getrennt
zu entsorgen

Die LED- und Energiesparlampen aus den Wohnraumleuchten, also die
Leuchtmittel selbst, dürfen nicht in den Hausmüll. Nur so können die
Altlampen-Bestandteile wiederverwertet werden. Für die kostenlose
Entsorgung von Altlampen stehen deutschlandweit mehrere Tausend
Sammelstellen mit eigenen Sammelboxen auf Wertstoffhöfen, im
Einzelhandel oder im Elektrohandwerk zur Verfügung. Unter
www.sammelstellensuche.de finden Verbraucher mit der Eingabe der
Postleitzahl oder des Ortes ihre nächstgelegene Rückgabemöglichkeit.
Für alte, ineffiziente Glüh- und Halogenlampen gilt diese Regelung
jedoch nicht: Sie gehören in den Hausmüll.

Ressourcenschonende Entsorgung: Symbol der durchgestrichenen
Mülltonne 

Das Symbol der durchgestrichenen Mülltonne, das auf den Lichterketten
(z. B. am Netzstecker) und auf den Leuchtmitteln selbst abgebildet
ist, zeigt die Pflicht der fachgerechten Entsorgung an. Rund 90
Prozent der Materialien können durch das Lampen-Recycling
wiederverwertet werden, zum Beispiel kann das Glas bei der Produktion
neuen Glases eingesetzt werden und metallische Komponenten und
Kunststoffe können der industriellen Verwertung zugeführt werden.

Weiterführende Informationen finden Verbraucher unter:

www.lightcycle.de/verbraucher/entsorgung

Über Lightcycle

Lightcycle ist ein nicht gewinnorientiertes Gemeinschaftsunternehmen
führender Lichthersteller und organisiert bundesweit die Rücknahme
ausgedienter Leuchtstoffröhren, LED- und Energiesparlampen sowie
Leuchten und bietet Services zur Erfüllung des
Elektroaltgerätegesetzes (ElektroG) an. Lightcycle ist als
beauftragter Dritter berechtigt, ausgediente Lampen und Leuchten
zurückzunehmen. Kleine Mengen an Altlampen gehören in Sammelboxen im
Handel oder auf den Wertstoffhof. Größere Mengen ab 50 Stück können an
den Lightcycle Großmengensammelstellen abgegeben werden. Lightcycle
führt die gesammelten Lampen und Leuchten einem fachgerechten und
gesetzeskonformen Recycling zu, wodurch die Wiederverwertung
wertvoller Rohstoffe sichergestellt wird. Mehr Informationen finden
Sie unter www.lightcycle.de, die nächstgelegene Großmengen- und
Kleinmengen-Sammelstelle unter www.sammelstellensuche.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.01.2018

Redaktionsbüro LIGHTCYCLE

Tel.: 030/609801 431, Fax: 030/609801 439

E-Mail: redaktionsbuero@lightcycle.de

Internet: www.lightcycle.de
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AKTION/316: Zwischenbilanz zur Stunde der Wintervöegel 2018 in Bayern (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 7. Januar 2018

Zwischenbilanz Stunde der Wintervögel 2018 in Bayern

Milde Temperaturen sind "zählbar": Mehr Zugvögel beobachtet - Auch der
Star als Vogel des Jahres häufiger gesehen - Meisen sind zurück



Hilpoltstein, 07.01.2018 - Vögel singen, Insekten fliegen, die ersten
Blumen blühen. Die Auswirkungen der bisher milden Wintertemperaturen
waren am Dreikönigswochenende bei der Stunde der Wintervögel sogar
direkt zu beobachten. So zählten die Teilnehmer von Bayerns größter
wissenschaftlicher Mitmachaktion im Vergleich zu den Vorjahren
deutlich mehr Stare, Hausrotschwänze oder Bachstelzen. "Diese
Kurzstreckenzieher sind normalerweise darauf angewiesen, den Winter im
wärmeren Mittelmeerraum zu verbringen. Nun finden sie aber in der
kalten Jahreszeit auch bei uns noch genügend Nahrung und sparen sich
deshalb immer häufiger den gefährlichen Flug in den Süden", erklärt
Martina Gehret, Citizen-Science-Beauftragte des LBV. Nach dem Eingang
von ungefähr einem Drittel der Meldungen zeichnet sich am
Sonntagnachmittag eine gute Gesamtbeteiligung ab. So hatten dem LBV
bis dahin knapp 8.500 Bayern über 180.000 Vögel gemeldet. Nach dem
Einbruch im Vorjahr ist die Kohlmeise bei einer ersten Zwischenbilanz
zurück an der Spitze und der am häufigsten beobachtete Vogel in
Bayern. Dahinter liefern sich Feld- und Haussperling ein
Kopf-an-Kopf-Rennen. Sorgen macht den Naturschützern jedoch das
schwache Abschneiden der Amsel, die hinter der Blaumeise auf den 5.
Platz abrutscht. Noch bis zum 15. Januar können Teilnehmer dem LBV
ihre Beobachtungen vom Wochenende schriftlich oder online melden unter
www.stunde-der-wintervoegel.de.

Balzende Meisen, blühende Alpenveilchen und sogar fliegende Insekten.
Von Winter ist in den meisten Teilen Bayerns bei den derzeitigen
Temperaturen nicht viel zu spüren. So überrascht es auch nicht, dass
immer mehr Zugvögel, die wie der Star zu den so genannten
Kurzstreckenziehern gehören, lieber bei uns überwintern. Viele von
ihnen warten bis zum Spätherbst und reagieren für den Sprung über die
Alpen auf die aktuelle Wetterlage. "Bisher konnten sie in großer Zahl
hierbleiben und wurden von vielen Teilnehmern beobachtet", sagt
Gehret. Dabei kratzt der Star an der Top 20 der häufigsten Vögel und
wurde bisher im Verhältnis zum Vorjahr 60 Prozent häufiger gemeldet.
Du Zuwächse bei Hausrotschwanz und Bachstelze liegen jetzt schon bei
über 100 Prozent.

So profitiert der Vogel des Jahres von den gemäßigten
Wintertemperaturen. "Die Stare, die in den vergangenen milden Winter
nicht weggezogen sind, haben mehr oder fittere Junge bekommen. Diese
bleiben nun auch hier und könnten sich so wiederum einen Vorteil bei
der Fortpflanzung verschaffen", so Martina Gehret. Diese Tendenz
bestätigen auch die hohen Zahlen der anderen daheimgebliebenen
Zugvögel, die neben Hausrotschwanz und Bachstelze auch noch bei
Mönchsgrasmücke oder Heckenbraunelle zu beobachten sind.

Nachdem im Vorjahr die Kohlmeise aufgrund eines geringeren Zuzugs von
Gästen aus Nord- und Osteuropa und wegen eines regional schwachen
Brutjahres stark abgerutscht war, ist sie nun vorerst wieder Bayerns
am häufigsten beobachteter Gartenvogel. Ob sie ihren Spitzenplatz vor
dem Haussperling behaupten kann, ist aber noch nicht klar.

Das diesjährige Sorgenkind ist dagegen die Amsel. Der Vorjahresdritte
ist zur Zwischenbilanz nur der fünfhäufigste Vogel, so schlecht wie
seit 2014 nicht mehr. "Warum die Amsel trotz eines positiven Trends in
den letzten drei Jahren nun wieder so abgestürzt ist, können wir
derzeit noch nicht erklären", sagt Gehret.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 07.01.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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EUROPA/507: Mittelprächtiger Erfolg - Rückblick auf estnische EU-Ratspräsidentschaft (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 05.01.2018 / Politik & Recht

Mittelprächtiger Erfolg: Rückblick auf estnische EU-Ratspräsidentschaft



Wenn das Europäische Umweltbüro (EEB) alle sechs Monate seine
Bewertung der Umwelterfolge der vergangenen EU-Ratspräsidentschaft
veröffentlicht, sollte die Politikebene hellhörig werden. Denn das EEB
ist das größte Netzwerk von Umweltorganisationen in Europa mit mehr
als 140 Mitgliedern in über 30 Ländern. Anlässlich der Rotation der
EU-Präsidentschaft erscheint traditionell eine Bewertung der
scheidenden Präsidentschaft (Estland) und eine Veröffentlichung der
zehn Grünen Tests für die kommende Präsidentschaft (Bulgarien).

Die Bewertung unterscheidet zwischen Aufwand und Ergebnis und
berücksichtigt auch, was in der Macht einer Präsidentschaft liegt. Die
wichtigsten Ergebnisse der Bewertung für Estland sind:

Die estnische Ratspräsidentschaft hat sich sehr ins Zeug gelegt und
die Verhandlungen über Abfall, Klima und Energie mehr oder weniger
abgeschlossen, allerdings ließ der Inhalt der Abkommen viel zu
wünschen übrig.


	Zum Klimawandel: Die Vereinbarungen erfüllen nicht die Anforderungen des Übereinkommens von Paris, insbesondere im Hinblick auf die Zukunft des EU-Emissionshandelssystems (ETS) und auf die Emissionen aus der Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft (LULUCF)

	Abfallpolitik: Schwache Bestimmungen zu Vermeidung, Recycling und erweiterter Herstellerverantwortung wurden nur geringfügig durch strengere Bestimmungen zur obligatorischen Materialtrennung ausgeglichen.

	Zu Umweltdemokratie und zum Aarhus-Übereinkommen: Obwohl der Standpunkt der EU auf der Tagung der Vertragsparteien des Übereinkommens sehr problematisch war, was den Widerstand der Kommission gegen den Mangel an wirksamem Zugang zu Gerichten auf EU-Ebene widerspiegelt, hat Estland sich bemüht, den Schaden in Grenzen und das Thema auf der Tagesordnung zu halten.

	Zu Chemikalien und Umweltverschmutzung: Äußerlich waren die Vorbereitungen für die erste Konferenz der Vertragsparteien des Minimata-Übereinkommens über Quecksilber und die Umweltkonferenz der Vereinten Nationen (UNEA-3) erfolgreich. Innerhalb der EU waren die Bemühungen Estlands, die Schnittstelle zwischen der Produkt-, Abfall- und Chemikalienpolitik hervorzuheben und Transparenz bei gefährlichen Stoffen in Produkten zu fördern, ebenfalls willkommen.

	Zur Fischerei: Die Kluft zwischen der derzeitigen Politik und dem, was für die Nachhaltigkeit erforderlich ist, bleibt enttäuschend groß.



Das EEB hat außerdem zehn "grüne Tests" für die bevorstehende
bulgarische Präsidentschaft veröffentlicht. Bulgarien soll
sicherstellen, dass die Pläne für den EU-Haushalt nach 2020 dem
Pariser Klimaabkommen und der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung
Rechnung tragen und dass Phase 2 der Brexit-Verhandlungen in Gang
kommt. "Der Brexit-Prozess darf nicht dazu führen, dass der
EU-Besitzstand und die Umweltgrundsätze der EU untergraben werden"
heißt es in dem Forderungspapier. Der Zugang zum EU-Markt müsse mit
der Einhaltung des EU-Rechts im Umweltbereich verbunden sein.

Sowohl die Bewertung als auch die neuen "Prüfsteine" sind in
Zusammenarbeit mit den Umweltorganisationen Bildlife Europe und Seas
at Risk entstanden. [jg]



EEB-Bewertung der estnischen Präsidentschaft

http://eeb.org/wp-content/uploads/2017/12/ASS_EE_FINAL.pdf

10 Green Tests für die bulgarische Prsäidentschaft

http://eeb.org/wp-content/uploads/2017/12/TGT_BG18_FINAL.pdf

 * 

Quelle:

EU-News, 05.01.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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EUROPA/506: Positive Halbzeitbilanz für LIFE-Programm (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.01.2018 / Naturschutz & Biodiversität

Positive Halbzeitbilanz für LIFE-Programm



Das LIFE-Programm 2014-2020 ist das Finanzierungsinstrument der EU für
Umwelt und Klimaschutz - im Dezember hatte die EU-Kommission eine
Halbzeitbilanz dazu veröffentlicht. Erstes Fazit für LIFE
(L'instrument Financier pour L'Environment): Die geförderten und
beantragten Projekte tragen zum Erreichen der EU-Ziele bei und haben
einen hohen Mehrwert für die EU.

Entsprechend den Ergebnissen der externen Studie wird davon
ausgegangen, dass die laufenden Projekte in vielerlei Hinsicht zur
"Wirksamkeit" beitragen werden, unter anderem in folgender Hinsicht:


	Verbesserung des Erhaltungszustands von Lebensräumen, Arten und Natura-2000-Gebieten;

	Verringerung der Schadwirkung von Chemikalien auf die Gesundheit und die Umwelt für ungefähr 1,6 Millionen Menschen über fünf Jahre;

	Verringerung des Energieverbrauchs (etwa 600.000 MWh pro Jahr) durch Anwendung von Lösungen mit bewährten Verfahren; und

	Steigerung der Energieerzeugung aus erneuerbaren Quellen (etwa 500.000 MWh pro Jahr aus unterschiedlichen Quellen).



LIFE-Projekte scheinen weniger Verwaltungskosten zu verursachen als
andere EU-finanzierte Programme. Darüber hinaus hätten bestimmte 2014
begonnene oder beantragte Projekte einen Nutzen im Wert von 1,7
Milliarden Euro, die Kosten betrügen nur ein Viertel dieser Summe. Die
laufenden Projekte leisteten häufig einen Beitrag zu mehr als einem
Schwerpunktbereich und schüfen somit Synergien. So leistteen
Klimaschutzprogramme häufig einen Beitrag zur Klimaanpassung, zum
Natur- und Biodiversitätsschutz, zur Luftqualität und zur
Ressourceneffizienz.

LIFE wird von den Beteiligten als sichtig angesehen. Insbesondere für
den Naturschutz und die Erhaltung der biologischen Vielfalt gebe es
keine anderen speziellen Finanzierungsquellen außer LIFE, wie die
Begünstigten in den Interviews betonten.

Die Ergebnisse der Halbzeit-Evaluierung des LIFE-Programms dienen als
Leitfaden für die Aufstellung des nächsten mehrjährigen
Arbeitsprogramms 2018-2020 und des mehrjährigen Finanzrahmens nach
2020 (MFR). Da viele Projekte eine lange Laufzeit haben und/oder noch
gar nicht begonnen haben, werden tatsächliche Ergebnisse 2019-2020
erwartet. [jg]



Halbzeit-Evaluierung

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52017DC0642&from=EN

 * 
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MILITÄR/081: Sprengungen der Bundesmarine gefährden nicht nur Meeresumwelt (NABU SH)


NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 8. Januar 2018

Sprengungen der Bundesmarine in der Ostsee

Gefahr für Meeressäugetiere und größte Uferschwalbenkolonie



Neumünster, 8. Januar 2018 - Derzeit wird die ausgemusterte Fregatte
"Karlsruhe" der Bundesmarine mit umfangreicher Sensorik bestückt, um
ab Frühjahr 2018 in sogenannten Ansprengversuchen und mit einem
Beschuss aus der Luft in der Ostsee im Marine-Sperrgebiet Schönhagen
zwischen Damp und Port Olpenitz ihre Widerstandsfähigkeit gegenüber
Minen und Bomben zu untersuchen. Der NABU befürchtet erhebliche
Schäden an der Meeresumwelt und einer der bedeutendsten
Uferschwalbenkolonien des Landes Schleswig-Holstein.

In einer Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Abgeordneten Cornelia Möhring der Bundestagsfraktion DIE LINKE zu den
Ansprengversuchen wird deutlich, dass die Bundeswehr die möglichen
Umweltfolgen der Detonationen unterschätzt:

Das Verteidigungsministerium räumt dabei ein, dass im Sperrgebiet
Schönhagen das schleswig-holsteinische Umweltministerium (MELUND) für
die Überwachung von Naturschutzbelangen zwar zuständig, aber nicht in
die Planung einbezogen worden sei. Für den Schweinswal in der
westlichen Ostsee wird als "störungssensible Zeit" der Zeitraum 1.
Juni bis 30. September angegeben, die geplante Ansprengphase (2.
Quartal und Spätsommer) geht jedoch über diesen Zeitraum hinaus. Der
NABU befürchtet dabei massive Störungen, Hörschäden und nicht zuletzt
auch tödliche Verletzungen bei den streng geschützten und bedrohten
Schweinswalen. Eine von einer Unterwasserdetonation von 4,5 Tonnen
Sprengstoff ausgehende Schockwelle kann einen Schweinswal in einer
Entfernung von 7 Kilometern noch schwer verletzen oder töten. Derartig
große Sprengladungen kamen bei früheren Ansprengversuchen ähnlich
großer Schiffe von NATO Partnern zum Einsatz. Die konkreten Angaben
zur Zahl und Ladungsgröße der Ansprengungen unterliegen der
Geheimhaltung. Der NABU geht jedoch davon aus, dass etwa zwanzig
Sprengungen durchgeführt werden, deren Ladungsgröße schrittweise auf
mehrere Tonnen TNT-Äquivalent gesteigert wird, um vorab zur Simulation
durchgeführte Berechnungen der Bundeswehr zu validieren.

Der NABU fordert die Bundeswehr eindringlich auf, alle zur Verfügung
stehenden technischen Maßnahmen zu ergreifen, das Verletzungsrisiko
für Deutschlands einzigen heimischen Wal zu minimieren. Mit einem
Blasenschleier, der den Sektor zum Schiff hin ausspart, könnte jedoch
der Gefährdungsbereich für unter Wasser lebende und tauchende
Wirbeltiere wie Fische, Seevögel, Robben und Schweinswale um über
Dreiviertel verkleinert werden. Die Bundeswehr war selbst an
Untersuchungen zur Entwicklung eines entsprechenden
Blasenschleiersystems beteiligt, das bereits jetzt erfolgreich bei der
Beseitigung von Weltkriegsmunition eingesetzt wird und Stand der
Technik zur Reduktion von Schockwellen ist.

Für den Schutz einer mit ca. 2.000 Brutröhren bedeutendsten
Uferschwalbenkolonie, die in der Steilküste von Schönhagen brüten,
sind dagegen andere Minderungsmaßnahmen nötig, da jede Sprengung eine
seismische Schockwelle erzeugt, die sich fast unvermindert durch den
Boden fortpflanzt. Jungvögel können so in den Brutröhren in der
Steilküste verschüttet werden. Die Uferschwalbenkolonie Schönhagen
umfasst ca. 14% des gesamten Brutbestandes in den Steilküsten des
Landes.NABU Schleswig-Holstein.

Daneben sind die östlich des Sperrgebietes befindlichen Teile der
Laichgebiete des frühjahrslaichenden westlichen Ostseedorsches, zu
dessen Schutz die Fangquoten für Fischer wie Angler erheblich
reduziert wurden, ebenfalls gefährdet. Die Laichzeit überlappt hier
ebenfalls mit den geplanten Ansprengungen. Geschlechtsreife Dorsche
halten sich vor allem von Ende Februar bis Ende Mai im Gebiet auf,
Fischlarven und Jungfische leben hier noch in Zeiträumen weit darüber
hinaus.

Aufforderung zum Dialog

Der NABU fordert das Verteidigungsministerium und das für die
Umweltbegutachtung zuständige Bundesamt für Infrastruktur,
Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw) auf,
umgehend einen Dialogprozess unter Einbeziehung von Experten des NABU,
MELUND, Deutschen Meeresmuseums und der Tierärztlichen Hochschule
Hannover zu initiieren, damit die bestmöglichen Minderungsmaßnahmen
zum Einsatz kommen und Schäden von der Umwelt abgewendet werden.

Der Schadstoffeintrag durch die Munition wird von der Bundeswehr
überhaupt nicht betrachtet. Angesichts der Tatsache, dass Miesmuscheln
sprengstofftypische Verbindungen anreichern, ist dieser Aspekt nach
Auffassung des NABU umweltrelevant und müsste untersucht werden.
Zumindest ein geeignetes Begleitmonitoring ist sicherzustellen.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 08.01.2018
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VERPACKUNG/270: Neuer Höchststand beim Verpackungsabfall (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 4. Januar 2018

Neuer Höchststand beim Verpackungsabfall: Deutsche Umwelthilfe fordert
Umsetzung der Mehrwegquote und höhere Entgelte für Verpackungen

Der Verpackungsverbrauch in Deutschland hat im Jahr 2015 mit 18,15
Millionen Tonnen einen neuen Rekordwert erreicht / Deutsche
Umwelthilfe fordert konsequente Umsetzung einer
Abfallvermeidungspolitik durch die Bundesregierung / Mehrwegsysteme
und Wiederverwendung müssen gesetzlich gefördert und das
Inverkehrbringen von Verpackungen verteuert werden



Berlin, 4.1.2018: Der Verpackungsverbrauch in Deutschland hat mit
18,15 Millionen Tonnen im Jahr 2015 einen neuen Höchststand erreicht.
Dies geht aus einer kürzlich vom Umweltbundesamt veröffentlichten
Studie der GVM Gesellschaft für Verpackungsmarktforschung hervor. Im
Vergleich zum bisherigen Rekordwert aus dem Jahr 2014 mit 17,77
Millionen Tonnen Verpackungsmüll, nahm der Verbrauch noch einmal um
380.000 Tonnen zu. Nach Einschätzung der Deutschen Umwelthilfe (DUH)
ist dies ein besorgniserregendes Signal, denn es zeigt, dass die
bisherige Abfallpolitik und die Umsetzung der gesetzlich festgelegten
Abfallhierarchie, an deren Spitze die Vermeidung steht, bislang
weitestgehend gescheitert ist. Deshalb fordert der Umwelt- und
Verbraucherschutzverband von der geschäftsführenden und zukünftigen
Bundesregierung eine konsequente Abfallvermeidungspolitik. Hierzu sind
die Umsetzung der im Verpackungsgesetz festgeschriebenen Mehrwegquote
und eine deutliche Anhebung der Kosten für das Inverkehrbringen von
Verpackungen notwendig.

"Es ist ein Armutszeugnis, dass das Verpackungsaufkommen in
Deutschland von Jahr zu Jahr neue Rekordwerte erreicht. Das neue
Verpackungsgesetz wird diese Entwicklung nicht stoppen. Das Fehlen
einer erweiterten Wertstofferfassung und wirksamer ökonomischer
Anreize zur Abfallvermeidung sowie die nun eingeführte Selbstkontrolle
des Handels bei gleichzeitiger Entmachtung der Behörden zeigen den
niedrigen Stellenwert, den die Bundesregierung dem Ressourcenschutz
gibt", kritisiert DUH-Bundesgeschäftsführer Jürgen Resch.

"Entscheidend ist nun, die wenigen Ziele und konkreten Vorschriften
des neuen Verpackungsgesetzes konsequent umzusetzen, die wirklich das
Potenzial zur Entlastung der Umwelt haben. Hierzu zählen vor allem das
Erreichen der im letzten Moment ins Gesetz aufgenommenen Mehrwegquote
von 70 Prozent, eine verbraucherfreundliche Umsetzung der
Kennzeichnung von Einweg- und Mehrweggetränkeverpackungen und die
Festlegung ambitionierter Standards zur Recyclingfähigkeit von
Verpackungen", sagt Resch.

"Das Herstellen und Inverkehrbringen von Verpackungen ist viel zu
günstig. Seit Jahren unterbieten sich die in Deutschland tätigen
dualen Systeme bei der Entsorgung von Verpackungen, um neue Großkunden
zu gewinnen. Dadurch geht die Lenkungswirkung der
Verpackungsverordnung hin zu weniger Abfällen verloren", kritisiert
der DUH-Leiter für Kreislaufwirtschaft Thomas Fischer. "Entweder
müssen die Lizenzentgelte für das Inverkehrbringen von Verpackungen
deutlich ansteigen oder es muss eine Ressourcensteuer eingeführt
werden. Am Ende sollten Hersteller, die besonders viele Verpackungen
produzieren, auch besonders viel dafür bezahlen müssen."

Bereits heute verbrauchen wir 1,5 Mal mehr Ressourcen als die Erde
regenerieren kann. Würden alle so leben wie die Deutschen, dann
bräuchten wir sogar drei Erden. Als rohstoffarmes Land sollte
Deutschland sparsam mit begrenzt vorhandenen Ressourcen umgehen.

Links:

Das DUH-Hintergrundpapier mit Fakten und Lösungsstrategien zur
Verpackungsvermeidung in Supermärkten und Drogerien finden Sie am Ende
dieser Seite im Downloadbereich.

Mehr zum Thema finden Sie auf unseren Seiten zu Verpackungsmüll in
Supermärkten und Drogerien.



Downloads

http://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Kreislaufwirtschaft/Verpackungen/170413_DUH_Hintergrundpapier_Ressourcenschutz_in_Supermaerkten_und_Drogerien.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 04.01.2018
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FISCHEREI/266: Niedersachsen und Schleswig-Holstein wollen Krabbenfischerei umweltfreundlicher machen (NMELV)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz - 5. Januar 2018

Gemeinsame Presse-Info

Niedersachsen und Schleswig-Holstein wollen Krabbenfischerei
umweltfreundlicher machen

Gemeinsames Forschungsprojekt "DropS" zur Verringerung des
Plastikmülls im Meer ð Fischerei beteiligt sich aktiv am Projekt



HANNOVER/KIEL. Viele Strandspaziergänger haben sie schon einmal
gesehen ð die meist orangefarbenen Kunststofffäden im Spülsaum der
Nordseestrände. Hierbei handelt es sich meistens um Teile des
Scheuerschutzes von Grundschleppnetzen, die sich von den Netzen
abgelöst haben. Insbesondere in der Krabbenfischerei ist der
Scheuerschutz durch solche sogenannten Dolly Ropes erforderlich, damit
sich die Netze bei Bodenkontakt nicht an Steinen oder Muscheln
aufreißen. Dabei ist unvermeidlich, dass Fäden des Scheuerschutzes
abreißen, letztendlich an die Strände angespült oder von Seevögeln für
den Nestbau verwendet werden. Im schlimmsten Fall verfangen sich
Seevögel darin und gehen elendig zugrunde.

Nun haben die niedersächsische Fischereiministerin Barbara Otte-Kinast
und ihr schleswig-holsteinischer Amtskollege Robert Habeck gemeinsam
den Startschuss für ein Forschungsprojekt gegeben, in dem
Netzkonstruktionen entwickelt und getestet werden sollen, die den
Kontakt des Netzes mit dem Meeresboden verringern und damit einen
Scheuerschutz überflüssig machen. "Wenn das Projekt erfolgreich
verläuft, verringern wir einen Teil des Meeresmülls, der sowohl ein
ökologisches als auch ein ästhetisches Problem darstellt", sagte
Barbara Otte-Kinast heute in Hannover. "Darüber hinaus würde durch die
verminderte Bodenberührung der Netze auch der Einfluss der Fischerei
auf den Meeresboden sinken", so die Ministerin. "Müll im Meer ist
eines der gravierenden Probleme in der Natur. Dass sich die Fischer
dem stellen und selbst Lösungen suchen, ist mehr als anerkennenswert",
sagte Umweltminister Habeck.

Mit dem Arbeitsbereich "Fischerei- und Surveytechnik" des
Thünen-Instituts für Ostseefischerei konnte ein kompetenter Partner
gefunden werden, der über langjährige wissenschaftliche Erfahrungen in
der Fangtechnik verfügt. Die Finanzierung des Projektes "Dolly Rope
Suspension" (DropS) erfolgt aus Mitteln des Europäischen Meeres- und
Fischereifonds (EMFF) mit einer Kofinanzierung aus Geldern der Länder
Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Die Förderung beläuft sich auf
gut 420.000 Euro. Darüber hinaus bringt das Institut für
Ostseefischerei Eigenmittel in das Projekt ein. Die Laufzeit des
Projektes beträgt drei Jahre; Ergebnisse werden daher Anfang 2021
vorliegen.

"Ich freue mich sehr, dass es mit vereinten Kräften unserer beiden
Häuser und des Johann Heinrich von Thünen-Instituts gelungen ist, das
Projekt DropS auf die Beine zu stellen. DropS ist ein wichtiger
Baustein unserer Gesamtstrategie zur Bekämpfung des plastikgebundenen
Meeresmülls", so Minister Habeck.

Der Scheuerschutz aus Polyethylenfäden wird europaweit unter anderem
in der Krabben-, Schollen- oder Seezungenfischerei eingesetzt. Der
Schwerpunkt des Projekts DropS wird auf der deutschen Krabbenfischerei
liegen, die zu ungefähr gleichen Teilen in Schleswig-Holstein und
Niedersachsen beheimatet ist. "Der Meeresmüll kennt keine
Ländergrenzen. Deshalb ist es nur folgerichtig, Problembereiche auch
gemeinsam anzugehen", so beide Minister in einer gemeinsamen
Erklärung. "Besonders freut uns, dass auch die Fischerei dieses
Problem erkannt hat, voll hinter dem Projekt steht und sich aktiv
beteiligen wird. Dies ist ein wichtiger Schritt um sicherzustellen,
dass die erforderlichen Informationen aus der Fischerei in das Projekt
einfließen und die Projektergebnisse später auch zur Anwendung
kommen."

 * 

Quelle:
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GENTECHNIK/1056: Gentechnik-Raps - EU-Ombudsfrau rügt Verfahrensfehler der EU-Kommission (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 4. Januar 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Zulassung von Gentechnik-Raps: EU-Ombudsfrau rügt Verfahrensfehler
der EU-Kommission

Entscheidung der EU Kommission wird aber nicht grundsätzlich in Frage
gestellt



4. Januar 2018 / Die EU-Ombudsfrau hat die EU-Kommission für
Verfahrensfehler in Zusammenhang mit der Risikobewertung von
Gentechnik-Pflanzen gerügt. Anlass war eine Beschwerde von Testbiotech
über den Import von gentechnisch manipulierten Rapssamen, die zu einer
unkontrollierten Ausbreitung der Pflanzen in der Umwelt führen können.
Dabei hatte die EU-Kommission die vorgeschriebenen Fristen für die
Bearbeitung der Beschwerde weit überschritten. Von der EU-Ombudsfrau
wurde dies jetzt als "bürokratische Misswirtschaft"
(Maladministration) kritisiert. Laut EU-Ombudsfrau sollte die
EU-Kommission in Zukunft stärker berücksichtigen, dass entsprechende
Verfahren komplexe wissenschaftliche Fragen betreffen, für deren
Bearbeitung ausreichend Expertise und Zeit benötigt wird. Die
Entscheidung der EU-Kommission, den Import des Raps von Monsanto
zuzulassen, wird nicht in Zweifel gezogen.

"Wir stimmen der Empfehlung zu, dass die EU-Kommission die
entsprechenden Verfahren überprüfen sollte. Dabei geht es allerdings
nicht nur um Formalitäten, sondern auch um die Diskussion über die
eigentlichen Sachverhalte", sagt Christoph Then von Testbiotech. "Im
konkreten Fall ist trotz der langen Dauer des Verfahrens
beispielsweise nach wie vor ungeklärt, welche Maßnahmen tatsächlich
geeignet sind, um die unkontrollierte Ausbreitung von gentechnisch
verändertem Raps zu verhindern."

Testbiotech warnt die EU-Kommission davor, bei entsprechenden
Verfahren vor allem auf die Einhaltung von Fristen zu achten und dabei
inhaltliche Fragen noch stärker zu vernachlässigen. Schon jetzt
behandeln die EU-Kommission und die Europäische Lebensmittelbehörde
EFSA wissenschaftlich begründete Eingaben oft nur wie lästige
Formalitäten.

Jüngstes Beispiel für die Mängel der bestehenden Verfahren ist die
Kontroverse um die EU-Zulassung von gentechnisch veränderten
Sojabohnen, die gegen drei Unkrautvernichtungsmittel resistent gemacht
sind. Hier lässt die EU-Kommission die Sachdiskussion ins Leere
laufen, indem sie behauptet, die Anwendung der Spritzmittel sei völlig
unabhängig von der Zulassung der gentechnisch veränderten Pflanzen zu
bewerten.

Testbiotech hat vor dem Hintergrund der Mängel der bestehenden
Verfahren bereits mehrmals Beschwerde- und sogar Gerichtsverfahren
eingeleitet. Das Problem: Dabei können zwar Sachverhalte wie die
Einhaltung von Fristen überprüft werden, komplexe wissenschaftliche
Sachverhalte bleiben aber oft auf der Strecke. Testbiotech fordert die
EU-Kommission deswegen jetzt in einem Schreiben auf, die
entsprechenden Verfahren so zu verbessern, dass die zugrunde liegenden
wissenschaftlichen Fragestellungen auch tatsächlich geklärt werden
können.

Die EU-Kommission wird auch eingeladen, eine zusätzliche Gelegenheit
zur sachlichen Diskussion zu nutzen: Das internationale
Forschungsprojekt RAGES, das sich mit Anforderungen an die
Risikobewertung gentechnisch veränderter Pflanzen befasst und an dem
auch Testbiotech beteiligt ist, will 2018 seine Ergebnisse vorstellen.
Dazu sollen dann sowohl die EU-Kommission als auch die EFSA eingeladen
werden.







Weitere Informationen: 

Die Empfehlung der Ombudsfrau

http://www.testbiotech.org/node/2127

Schreiben von Testbiotech an die EU-Kommission zur Empfehlung der
Ombudsfrau

http://www.testbiotech.org/node/2128

Aktuelles Schreiben von Testbiotech an die EU-Kommission zu Risiken
von Gentechnik-Soja

http://www.testbiotech.org/node/2129

Kommentar von Testbiotech zu Gentechnik-Mais mit mehrfacher Resistenz
gegen Glyphosat

http://www.testbiotech.org/node/2116

Infos zum Forschungsprojekt RAGES

http://www.testbiotech.org/rages/projekt

 * 

Quelle:
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STANDPUNKT/970: Umwelt- und Klimaschutz müssen Grundlage für neuen EU-Haushalt sein (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 8. Januar 2018

Umwelt- und Klimaschutz müssen Grundlage für neuen EU-Haushalt
sein 

Umweltverbände fordern Kopplung sämtlicher Finanzentscheidungen an
Nachhaltigkeitskriterien



Brüssel/Berlin, 08.01.2018 - Über 20 Verbände aus dem Natur-, Tier-
und Umweltschutz haben heute ihre Forderungen zum EU-Budget nach 2020
veröffentlicht. Hintergrund ist die zurzeit stattfindende
EU-Konferenz, bei der hochrangige Vertreter aus Politik und
Gesellschaft mit Haushaltskommissar Günter Oettinger bereits jetzt die
Möglichkeiten und Entscheidungen des neuen Mehrjährigen
EU-Finanzrahmens (MFR) diskutieren. Dieser ist das grundlegende
Instrument der Finanzplanung und spiegelt die politischen Prioritäten
der EU ab 2021 wider.

Die Verbände fordern die EU-Kommission auf, den MFR stärker als
bislang an der Gesundheit und lebenswerten Zukunft der 500 Millionen
Menschen in Europa auszurichten. Dazu gehört, den eingegangenen
Verpflichtungen des Klimaschutzabkommens von Paris und der
UN-Nachhaltigkeitsziele (SDGs) nachzukommen. Eine nachhaltige
Entwicklung, die Erhaltung der Artenvielfalt und die Bekämpfung des
Klimawandels müssen bei der Mittelverteilung zur alternativlosen
Grundlage erklärt werden. "Für ein lebenswertes Europa brauchen wir
eine Haushaltspolitik, die eine gesunde Zukunft gestaltet statt die
fossile Vergangenheit zu zementieren. Wenn wir wollen, dass sich die
Menschen nachhaltig-moderne Lebensstile leisten können, muss bei der
EU-Mittelverteilung grundlegend umgesteuert werden", sagt Kai Niebert,
Präsident des Umweltdachverbands Deutscher Naturschutzring (DNR).

Die deutschen NGOs befürchten, dass die Sicherstellung von sauberer
Luft, Boden und Wasser zum Schutz des Menschen auch weiterhin nicht
ausreichend beachtet wird. Bereits für den laufenden Haushalt hatte
sich die EU-Kommission vorgenommen, mindestens 20 Prozent des
Gesamtbudgets für den Klimaschutz aufzuwenden. Die entsprechenden rund
200 Milliarden Euro sollten für Maßnahmen in den Bereichen
Strukturfonds, Forschung, Landwirtschaft, Meerespolitik sowie
Fischerei und Entwicklung eingesetzt werden. Aktuellen Schätzungen der
EU zufolge wird dieses Ausgabenziel nicht erreicht. Auch beim derzeit
größten Ausgabenpunkt, der Gemeinsamen Agrarpolitik, fließt immer noch
mehrheitlich Geld in eine umweltschädigende Landwirtschaft, während
der Naturschutz weiterhin deutlich unterfinanziert ist. Ebenso stehen
Projekte wie der Bau von Erdgaspipelines oder Straßen- und
Flugverkehrsprojekte den Nachhaltigkeitszielen entgegen. Stattdessen
sollte die EU ihre Zahlungen auf Natur- und Umweltschutz, Tierwohl und
unbelastete Nahrungsmittel verlagern.

"Wir leben in einer Zeit, in der es darum geht, die internationalen
Umweltschutz-Verträge umzusetzen und zu einem Erfolg werden zu lassen.
Die EU hat bei der Ausgestaltung des neuen mehrjährigen Haushaltsplans
die einmalige Chance, mit Weitblick zu agieren und zum globalen
Vorreiter für ein gesundes Leben und Arbeiten im europäischen
Wirtschaftsraum zu werden", unterstützt Ernst-Ulrich von Weizsäcker,
Ko-Präsident des Club of Rome die Forderungen der Umweltverbände.

Neben den zusätzlichen Herausforderungen - Brexit, Migration,
Verteidigung und Sicherheit - und damit einhergehend einem
voraussichtlich sinkenden Budget bei zunehmenden Ausgaben, fordern die
Verbände, die internationalen Klima- und Umweltschutz-Verpflichtungen
als Blaupause zu nutzen: Bei sämtlichen Ausgaben muss genauestens
geprüft werden, ob dadurch Nachhaltigkeitsziele gefährdet werden.
Maßnahmen, die Umwelt, Gesundheit und Klima und infolgedessen die
europäischen Volkswirtschaften unumkehrbar schädigen, dürfen nicht
mehr subventioniert werden. Die Finanzmittel für Natur- und
Umweltschutz müssen deutlich erhöht werden.

Der MFR bietet nach Überzeugung der Verbände eine entscheidende Chance
der Neuausrichtung. Durch ihn kann eine Energie- und Verkehrswende
eingeleitet sowie eine nachhaltige Industrie- und Agrarwende
ermöglicht werden. Ferner kann dadurch die Richtung vorgegeben werden,
um eine dringend notwendige Offensive im Natur- und Artenschutz durch
die Einrichtung eines ausreichend ausgestatteten EU-Naturschutzfonds
zu unterstützen.

Die Natur- und Umweltschutzorganisationen sehen die EU in einer
zentralen Rolle innerhalb der internationalen Staatengemeinschaft auf
den Gebieten Klimaschutz, nachhaltige Energiewende, nachhaltige
Lieferketten sowie Naturschutz. Die damit verbundene Verantwortung ist
Herausforderung und Chance zugleich für eine lebenswerte,
freiheitliche und solidarische Gesellschaft und eine intakte Umwelt
für ein zukunftsfähiges und demokratisches Europa.




Hintergrundinformationen

Positionspapier "Das EU-Budget nach 2020" - Deutsch

https://www.dnr.de/fileadmin/EU-Koordination/Publikationen_und_Dokumente/DNR_Positionspapier_MFR_post_2020.pdf

Position Paper "THE EU'S POST-2020 BUDGET" - English

https://www.dnr.de/fileadmin/EU-
Koordination/Publikationen_und_Dokumente/DNR_position-paper-MFF-post_2020.pdf

DNR-Steckbrief zum Mehrjährigen Finanzrahmen (aktualisiert Januar
2018)

https://www.dnr.de/fileadmin/Publikationen/Steckbriefe_Factsheets/DNR-Steckbrief_MFR-post_2020.pdf

 * 

Quelle:

EU-News, 08.01.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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AKTION/1386: Unna - Architektur- und HDR-Fotoexkursion nach Herne und Dortmund, 3 Termine ab 18.1.


VHS-Aktuell: Architektur- und HDR-Fotoexkursion nach Herne und
Dortmund



Kreisstadt Unna. Am Donnerstag, 18. Januar 2018 startet ein neuer
Fotoworkshop der VHS Unna Fröndenberg Holzwickede mit dem Dozenten
Roger Wimbert. An drei Terminen erlernen die Teilnehmenden Grundlagen
der HDR-, Panorama und Architekturfotografie in Theorie und Praxis.
Der Workshop teilt sich in eine Vorbesprechung, eine Exkursion und
eine Nachbesprechung. Bei der Exkursion am 20. Januar nach Herne und
Dortmund stehen Beispiele für innovative Nutzung ehemaliger
Montanindustriegelände im Fokus.

Das erste Ziel und Fotomotiv ist das ehemalige Zechengelände "Mont
Cenis" in Herne. Das Gebäude befindet sich in einer Glashülle mit
mediterranem Mikroklima und wird durch eine Holzkonstruktion getragen.
Diese ungewöhnliche Architektur fordert eine fotografische Wiedergabe
geradezu heraus: Die Teilnehmenden können unter fachlicher Anleitung
mit Übersichten und Details, besondere Perspektiven und Panoramen
experimentieren.

Das zweite Ziel der Fotoexkursion ist der Phoenix-See in 
Dortmund-Hörde. Das Gelände der ehemaligen Hermannshütte wurde in ein 
Wohn- und Naherholungsgebiet umgestaltet. Es überwiegen Flachbauten mit 
großen Fensterflächen zum See, so dass sich interessante Motive, u.a. auch
mit dem Florianturm im Hintergrund, bieten.

Teilnehmen können alle, die schon etwas mit der Bedienung seiner
Kamera vertraut sind. Die Teilnahmegebühr beträgt 41 Euro (ermäßigt 28
Euro).

Anmeldungen nimmt die VHS persönlich im zib, unter der Telefonnummer
02303-103-713 oder online unter www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Januar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1113: Bielefeld - Ukulele spielen lernen, 12 Termine ab 15. Januar 2018


Ukulele-Spielgruppe an der VHS



Bielefeld (bi). Ab Montag, 15. Januar, bietet die Volkshochschule eine
Ukulele-Spielgruppe im Gymnasium am Waldhof an. Über zwölf Termine,
jeweils montags von 20 bis 21.30 Uhr, werden Lieder unterschiedlicher
Stilrichtungen gemeinsam gespielt und gesungen. Auch kurze Ausflüge in
die Musiktheorie stehen auf dem Programm. Der erste Termin kann mit
Instrument unverbindlich als Probestunde genutzt werden. Weitere Infos
unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 65 21.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Januar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7131: Lippstadt - Führung "Durch die Nacht - entlang der Lichtpromenade" am 11.1.


Durch die Nacht - entlang der Lippstädter Lichtpromenade

Öffentliche Führung am 11. Januar



Lippstadt. Am Donnerstag, dem 11. Januar, bietet die Stadtinformation
wieder eine Führung über die Lippstädter Lichtpromenade an. Alle
Interessierten sind herzlich einladen, sich um 17.30 Uhr am Rathaus
einzufinden, um mit dem Stadtführer Ulrich Bökenkamp einen
zweistündigen Rundgang zu unternehmen. Nach einer Einführung in die
recht junge Kunstform der Lichtkunst, unter Einbeziehung des
Lippstädter Leitbildes 'Licht-Wasser-Leben', erhalten die Teilnehmer
ausführliche Informationen zu den eindrucksvollen Lichtinstallationen
zwischen Mattenklodtsteg und Friedrichschleuse.

Die Kosten für die Themenführung betragen 6 Euro Euro für Erwachsene,
Kinder, Jugendliche und Studenten zahlen 3 Euro. Um Anmeldung in der
Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter 02941 - 58515 wird
gebeten, da die Teilnehmeranzahl für diese Führung begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Januar 2018

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/58515

E-Mail: niedner@kwl-lippstadt.de
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STANDPUNKT/024: Das Lenape Center - Eine Neujahrsbotschaft über den Frieden (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion New York vom 5. Januar 2018

Das Lenape Center: eine Neujahrsbotschaft über den Frieden
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New York - 05.01.2018. Frieden bedeutet nicht nur die Abwesenheit von
Gewalt, noch ist er lediglich Stabilität im eigenen oder
gesellschaftlichen Leben. Ebenso schließt die Abwesenheit von Krieg
nicht Selbstzerstörung aus. Auch das Ausbleiben von häuslicher Gewalt
beruht nicht nur auf einer gesunden Beziehung oder anders ausgedrückt
schließt das Ausbleiben von Gewalt in häuslichen Beziehungen nicht
ungesunde Beziehungen aus.

Unsere Welt heute ist weit davon entfernt, konfliktfrei zu sein aber
einige Studien legen nahe, die globale Wirtschaft habe, gemessen an
den Todesraten der Konflikte der letzten fünfzig Jahre, eine noch nie
dagewesene Zeit des Friedens hervorgebracht.

Doch dieser oberflächliche Frieden erwächst aus einer ungesunden
Beziehung, aus dem Diebstahl der Strukturen der Erde selbst. Diese
Zeit des Friedens ist in Wirklichkeit eher eine vorübergehende
Stabilität, die durch den Krieg mit der Erde genährt wird. Mit
Strukturen meine ich den Körper der Erde, ihre Bäume, ihr Wasser, ihr
Erdöl, ihr Gestein, ihre Minerale und Gase. Und darin liegt auch die
Definition von "nicht nachhaltig": genauso wie eine Beziehung, die
zwar frei von Gewalt, aber auch frei von Kommunikation, von
Gegenseitigkeit und Gerechtigkeit und somit zum Scheitern verurteilt
ist, erleben wir eine temporäre globale Stabilität von Nationen, die
ihre Volkswirtschaften durch den Raubbau der Erde gewährleisten. Der
aktuelle globale Kapitalismus ist nicht friedlich, weil die Erde nicht
davon profitiert, dass wir ihren Körper ausrauben, und so erleben wir
auch nun ihre Reaktionen. Globale Erderwärmung, Klimawandel,
Verwüstung, steigender Meeresspiegel und Fluten, Seuchen und
Nahrungsmittelunsicherheit sind alles Antworten von ihr auf unsere
Taten.

Frieden wird nicht nur separat von jedem individuellen Partner in
einer Beziehung erreicht, Frieden muss das wahre Wesen der Beziehung
selbst sein. Wie also erklärt es sich, dass die Menschheit eine
globale Wirtschaft durch Diebstahl an der Erde geschaffen hat? Die
Ursachen für die Zerstörung der Erde durch den globalen Kapitalismus
entstehen durch Gier, Sucht und Materialismus. Ironischerweise weisen
"Realisten" auf die Notwendigkeit des Überlebens der Menschheit hin,
um diese Form von Kapitalismus zu rechtfertigen, während sie die auf
das Lebenserhaltungssystem losgelassene Zerstörung völlig übersehen,
auf das wir alle angewiesen sind. So wie alle Aktionen auch immer
Reaktionen hervorrufen, so werden für all die Menschen, die durch
diesen Raubbau an de Erde wohl genährt, in Häusern untergebracht, mit
Kleidung versorgt und mit von fossilen Energien angetriebenen Autos
umhergefahren wurden, in naher Zukunft möglicherweise genauso viele
Menschen an Hunger, Armut oder Krankheiten leiden oder daran sterben.

Die uralten, spirituellen Disziplinen, wie sie in den traditionellen
ursprünglichen (indigenen) Gesellschaften wie die der Lenape zu finden
sind, sind eindeutig in ihrer Absicht, mit der Erde eine gegenseitige
Wechselbeziehung zu erhalten. Wir sind nicht von den Gesetzen der
Natur getrennt. Wie auch, sind wir doch selber komplett und zu jeder
Zeit aus dem Körper der Erde gemacht. Und doch versucht die Welt, die
Menschheit und ihre Wirtschaft aufrecht zu erhalten, als wenn diese
Realität für uns nicht gelten würde. Die Unfähigkeit, die Gesetze der
Natur zu respektieren, resultiert aus der Tatsache, dass die Menschen
versucht haben, ihre Welt zu erbauen, indem sie von der Erde stehlen
und gleichzeitig aber leugnen, dass wir selber ein Teil der Erde sind.
Um Frieden zu schaffen, muss der Krieg mit der Erde beendet werden.
Nur so können wir die kommenden Jahrzehnte überleben.

Die Lenape, was "Menschen" bedeutet, sind die indigenen Völker von
Lenapehoking: New Jersey, Delaware, südliches New York, östliches
Pennsylvania und westliches Connecticut. www.thelenapecenter.com


Übersetzung aus dem Englischen von Evelyn Rottengatter


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/dsc_0326.jpg





OEBPS/Images/1-komm_du_180216-simon_wahl358x500.jpg
Das Komm du lidt ein zu einem Konzert
am Freitag, den 16.02.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

mon Wahl - Gitarrenvirtuose aus Wien
Bass Slapping, Percussi

Fingerpieking und Melodiespiel
Ausgefile Harmonik,slide Fingerstyl-
el o cine e engeh und
Fantasic’atesiers s Fachmagazin Ak
Sk Gitarse dem, Musiker Simon Wall. Als
“One Nian Band" verbindel e virtuose
Riythunen i gefubivollen belodien und
el e igenen Sl i Cross
over von Pop, Rock 1p Hop tnd Flamen-
o Dabe enlockt e sener Gitre 0 ver-

schiedenartige Klinge. dafl man meinen konnte, es seien mehrere
Instrumente im Einsatz. Simon Wah, der nach einem Konzertgitar-
renstudium in Linz als Solokiinstler bereits zahlreiche Konzere im
In- und Ausland gab und einige renommierte Musikpreise gewann,
spielt auf internationalen Gitarrenfestivals regelmafig mit GroBen
wie Adam Rafferty, Thomas Lecb oder Don Ross.

Eintritt frei / Hutspende

Buxichuder Strafie 15
2107 Hambury

EXMal kommdu@egmcde  Versmiakongn

Tel: 04057 22 89 52

Das Komm du in Harburg:  Begesnung und Diskussion, Livemusik,

KTt e

Austellngen, Lesungen, Vorrige
Winde, Lietatur-

und eumgangebo, Kosteoses

Internet: wwwekomm-dude  WLAN, Sicle, Kafeespealtten,
‘wwwfacebook de/KommDu  selbtgemachice Kuchen tilich

uoves Wechselnder Mitagstsch





OEBPS/Images/3-mvcr0459_2018-02-16_simon_wahl_pressefoto.jpg





OEBPS/Images/dsc_0311.jpg





OEBPS/Images/dsc_0441.jpg





OEBPS/Images/wmsp0024_hvp-snow-720x480.jpg





OEBPS/Images/2-p_komm_du_180216-simon_wahl-2-358x500.jpg
Bixthuder Str 1321073 Hamburg-Harburg, www komm-dude





OEBPS/Images/dsc_0419.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/dsc_0358.jpg





OEBPS/Images/dsc_0395.jpg





OEBPS/Images/dsc_0427.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Berihi... Inviews . K .. e

Texbeties .. Dokumentc

MA-Verlsg

Elekironsche Zeitung Schattenbick

Dicstae. . 2018

POLITIK/ REDAKTION

Naturbegriffe - unzu

hend im Blick

Umwelt- und S

P4

(5B) - DARPA, die imovarive
S Ve

m,w,m\uHm,,. tatcin oo
a

uch
Kommerslle Schfsvekehrer-
faft werden. Die DARPA (D
ense Advanced Research Pro
jects A v i
D oSy Seie

POLITIK/ KOMMENTAR
o e
Peter Exd

(581 Al R Ty Eogn

m o i s
war das keine lesre D
I dem unveshoblenen

Uit zom Pogrom scwang 2

slich die Warmung mit, da mit

. de
Fortschits und des Wachstums ohne Grensen anfgcomungen, Diess
Prodatsions und Konsumesime soeht noch chranenloem Profit, s
N nd

i
b dice, o s o
menison Gne e e Roturn e Sidveit e

r e Bode

‘bkommen der Vilkr (1]

Tt il e o ds
Tibunal
Foto, € 3017 by Schatenblic

(SB) 8 Jauar 2013 - ls exser

Fall i chwerwicgnds Vers-

xlmhw und tirkischen Opposi-

i et et 57

e gegen die U
on e Rghtsof Mother

E) heriet das Intematio-
nal Rights of Nature Tribunal
ber den Klimawandel hinsich.

§

lich falscher Encrgictosungen
Tadsio Nler, bei der Rosa Lu-
embure Stiftung titige langjah.
rger Klimaskivist, Kage die In-
dustic T fossle Treibstofl und

breitung des Wissens ber den





OEBPS/Images/wett8150_(c)_2018_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/4-mvcr0459_komm_du_im_winter.jpg
RSN e

o B





OEBPS/Images/dsc_0421.jpg
=

Mining






OEBPS/Images/sph06439-1.jpg





